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II.  Einleitung. 


Es  ist  eine  merkwürdige  Tatsache,  dass  in  der  Ge- 
genwart, wo  Selbstmordfälle  in  immer  grösserer  Zahl 
auftreten,  die  Gesetzgeber  fast  aller  Staaten  dem  Selbst- 
mord, der  in  seiner  Häufigkeit  die  Gesellschaft  mit 
einer  ernsten  Gefahr  bedroht . immer  weniger  Auf- 
merksamkeit schenken. 

Die  Bestrafung  des  »Selbstmordes  ist  aus  der  Mehr- 
zahl der  Strafgesetzbücher  verschwunden. 

Die  Ursache  ist  entweder  in  dem  Umstand  zu 
suchen,  dass  man  im  Selbstmorde  nicht  etwas  Ver- 
brecherisches erblickt,  oder  darin,  dass  man  glaubt, 
die  Massnahmen  der  Bekämpfung  des  Verbrechens 
könnten  beim  Selbstmord  keine  Anwendung  finden. 

Die  Frage  über  die  verbrecherische  Eigenschaft 
des  Selbstmordes  hat  eine  grosse  prinzipielle  Be- 
deutung. Mit  ihr  sind  die  Fragen  über  die  ver- 
brecherische Eigenschaft  der  Teilnahme  am  Selbst- 
morde und  der  Tötung  eines  Einwilligenden  eng  ver- 
knüpft. Deshalb  ist  die  theoretische  Behandlung  der 
strafrechtlichen  Bedeutung  des  Selbstmordes,  auch 
abgesehen  von  seiner  Bestrafung,  von  grossem  Inter- 
esse. Die  Frage,  ob  die  Strafe  auch  beim  Selbst- 
morde zur  Anwendung  gebracht  werden  kann,  wird 
dann  gelöst  werden,  wenn  wir  uns  zuerst  klar  machen, 
welche  Aufgaben  die  Strafe  zu  verfolgen  hat.  Des- 
halb werden  wir  in  unserer  Abhandlung  zuerst  die 
Aufgabe  der  »Strafe  besprechen  und  dann  prüfen,  ob 
die  Bekämpfung  des  Selbstmordes  unter  sie  fällt. 
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Die  Lösung  der  Fragen  über  die  Teilnahme  am 
Selbstmorde  und  die  Tötung  eines  Ein  willigenden 
wird  sich  aus  der  Lösung  der  Frage  über  den  Selbst- 
mord ergeben. 


III.  Die  Aufgabe  der  Strafe. 

Die  Arten  der  Strafe,  die  strafenden  Massnahmen 
wechseln  abhängig  von  Ort  und  Zeit,  aber  das  Institut 
der  Strafe  bleibt  immer  und  überall. 

Und  durch  alle  Formen  der  Strafe  aller  Zeiten, 
aller  Völker  geht  eine  allgemeine  Aufgabe,  ein  allge- 
meiner Zweck  — ein  Kampf  gegen  die  der  Gesellschaft 
schädlichen  Handlungen,  die  ihrer  Sicherheit  drohen. 

Was  die  Gesellschaft  für  sich  als  schädlich  und 
gefährlich,  als  wünschenswert  und  nützlich  erachtet, 
hängt  ab  von  den  historischen  Umständen,  unter  wel- 
chen das  Leben  der  gegebenen  Gesellschaft  abläuft. 

So  erachtet  die  Gesellschaft  mit  primitiven  Er- 
werbsmitteln, die  für  ihren  Unterhalt  schwer  zu  kämp- 
fen hat,  die  Tötung  der  Kranken,  Alten  und  Kin- 
der für  eine  nützliche  Tat,  die  die  Gesellschaft  von 
einer  überflüssigen  Last  befreit.1  Eine  Gesellschaft  mit 
entwickelten  Erwerbsmitteln  sieht  ein  Verbrechen 
nicht  nur  in  der  Tötung  eines  Menschen,  sondern 
auch  in  der  Abtreibung  der  Frucht.  Bei  der  Edno- 
gamie  sind  geschlechtliche  Verhältnisse  in  der  ganz 
nahen  Blutsverwandtschaft  gestattet,  bei  der  Exo- 
gamie  ist  die  Blutmischung  nicht  zulässig.  Eine  Zeit 
betrachtet  die  Päderastie  als  eine  der  Gesellschaft 
nützliche  Tat,  sieht  in  ihr  eine  Tugend,  himmlische 
Liebe  im  Gegensatz  zur  groben  irdischen.2  In  un- 

1 Makarewicz,  Einführung  in  die  Philosophie  des  Strafrechts  1901, 
S.  49,  51.  — Thyren,  Prinzipien  einer  Strafgesetzreform  1910,  S.  1. 

2 Makarewicz,  a.  a.  O.,  S.  53  : „Die  Päderastie  war  in  Griechenland 
nicht  nur  sehr  verbreitet,  sondern  sie  wurde  als  Tugend  aufgefasst“. 
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serer  Zeit  erscheint  sie  als  schweres  Verbrechen,  be- 
trachtet als  eine  der  Sittlichkeit  widrige  Tat. 

Bei  dem  ursprünglichen  gesellschaftlichen  Kom- 
munismus, wo  der  Erwerb  der  Lebensmittel  durch 
gemeine  Kräfte  des  Geschlechts  geführt  wird,  gibt 
es  keine  Eigentumsverbrechen,  aber  die  Faulheit  ist 
eine  sehr  grosse  antisoziale  Tat.  Der  Faule  bestiehlt  die 
Gemeinschaft  dadurch,  dass  er  verbraucht  und  nicht 
erwirbt.1  In  unserer  Zeit  wird  die  Verletzung  des 
Privateigentums  streng'  bestraft  und  das  Verfügen 
über  die  eigene  Arbeitskraft  ist  dem  Ermessen  der 
Persönlichkeit  freigestellt.  Die  eine  Zeit  vergiesst  das 
Blut  der  , , Ungläubigen“,  sieht  im  Andersglauben  etwas 
der  Gesellschaft  Schädliches,  die  andere  proklamiert 
die  Gewissensfreiheit  als  Grundrecht  des  Menschen. 

Jede  Gesellschaft  stellt  die  Verfolgung  derjenigen 
Handlungen  auf,  die  sie  als  schädliche  und  gefähr- 
liche, dem  allgemeinen  Wohl  drohende  betrachtet.  Als 
Reaktion  seitens  der  Gesellschaft  auf  die  soziale  Ge- 
fahr erscheint  die  Strafe.  Dabei  kann  die  Gesellschaft, 
um  wider  die  Gefahr  zu  reagieren,  wie  eine  ein- 
zelne . Persönlichkeit,  entweder  kaltblütig  und  ver- 
nünftig, ohne  Drang  oder  unter  dem  Einfluss  des  In- 
stinktes, in  dem  Bedürfnis,  das  Gefühl,  die  Leidenschaft 
zu  befriedigen,  handeln.  Den  unkulturellen  Menschen 
leitet  das  Gefühl,  den  kulturellen  die  Vernunft,  die 
Überlegung. 

Die  Strafe  leitet  ihren  Ursprung  aus  dem  in- 
stinktiven Gefühl  der  Rache  her.  In  diesem  Gefühl 
hat  die  Natur  ein  Mittel  zur  Erhaltung  des  Indivi- 
duums ausersehen.  Die  Rache  ist  der  Ausfluss  des 
Strebens  zur  Selbsterhaltung;  sie  ist  die  Reaktion 
eines  lebenden  Wesens  auf  die  Gefahr,  die  seinem 
Dasein  droht.  2 Der  Instinkt  der  Selbsterhaltung  ruft 
im  Menschen  reflektorische  Handlungen  hervor,  lässt 

1 Makarewicz,  a.  a.  O.,  S.  144. 

2 Liszt,  Aufsätze  I,  S.  135;  Jellinek,  Die  Eth.  Bedeut,  v.  Recht, 

Unr S.  98. 
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ihn  gegen  den  Feind  sich  auflehnen.  Durch  den 
Instinkt  der  Rache  hat  die  Natur  das  Individuum 
sichern,  zur  Selbstverteidigung  in  Gefahr  veranlassen 
wollen. 1 

Durch  d,en  Selbsterhaltungstrieb  offenbart  die 
auf  den  ersten  Stufen  der  Entwicklung  stehende 
Gesellschaft  das  Gefühl  der  Rache  ihren  Verbrechern 
gegenüber,  denjenigen  ihrer  Mitglieder,  deren  Hand- 
lungen die  Gesellschaft  schädigen  und  ihre  Pfeiler 
erschüttern. 

Die  Rache  ist  eine  instinktive  Reaktion,  „eine 
Triebhandlung  der  vorhandenen  Gruppe  gegen  Stör- 
ungen“,2 eine  unbewusste  Art  der  Verteidigung 
gegen  die  Gefahr  seitens  der  Verbrecher. 

Die  Blutrache  spricht  von  dem  blinden  Instinkt, 
der  sich  nicht  eher  beruhigt,  als  bis  der  Urheber  des 
Unglücks  vertilgt  ist.  Die  Rache  erscheint  schon  in 
den  Momenten  der  Bildung  der  ursprünglichen  Gesell- 
schaften nicht  nur  als  Tatsache,  als  Recht,  sondern 
auch  als  Pflicht. 3 Diese  liegt  nicht  nur  auf  dem 
Verletzten  und  seiner  Familie,  sondern  auch  auf  dem 
ganzen  Geschlecht  und  dem  Bund  der  Geschlechter. 
Zuerst  dehnt  die  Gesellschaft  ihre  Rache  auf  die 
Kinder,  Wahnsinnige,  sogar  auf  Tiere  und  Insekten 
aus. 4 Allmählich  beginnt  der  Mensch  mit  der  Fort- 
entwicklung der  Gesellschaft  seine  eigenen  Instinkte 
zu  verstehen,  ihre  Zwecke  zu  prüfen,  erfährt  ihre 
Lebensaufgaben  und  unterdrückt  seine  Instinkte  unter 

1 Seuffert  R — Rede,  „was  will,  was  nicht,  das  soll  die  staatl. 
Strafe  sein“.  1897,  S.  5. 

2 Liszt,  Aufs.  I,  S.  131. 

3 Sluczewski,  Lehrb.  das  russ,  Strafproz.  1910,  S.  37. 

4 In  der  Geschichte  Westeuropas  des  XIV. — XVII.  Jahrh. 
finden  wir  viele  Fälle,  wo  auf  Tiere  (Ochsen,  Schweine,  Hähne) 
strafende  Massregeln  wie  auf  Menschen  angewendet  worden  waren. 
In  den  Denkmälern  des  alten  Rechtes  Westeuropas  treffen  wir 
Rechnungen  über  die  Ausgaben  wegen  Erhaltung  der  beschuldigten 
Tiere  in  den  Gefängnissen.  Sergejewsky,  Russ.  Strafr.  1910,  S.  57. 
Vergl.  Amira,  Tierstrafen  und  Tierprozesse,  1891. 
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der  Herrschaft  der  Vernunft.  Die  gesellschaftliche 
Rache,  welche  zuerst  nur  eine  blinde  Reaktion 
gegen  die  gesellschaftliche  Gefahr  seitens 
des  Verbrechers  ist,  räumt  stufenweise  der  vernünfti- 
gen Tätigkeit  der  Gesellschaft  in  ihrem  Kampfe  gegen 
das  Verbrechen  den  Platz  ein.  Doch  lebt  noch  heute 
die  Rache,  wenn  auch  in  der  veredelten  Form  der 
Vergeltung,  fort.1 

Das  Verbrechen  ist  sehr  richtig. mit  einer  Krank- 
heit zu  vergleichen.  Wenn  wir  unter  einer  Krank- 
heit, sagt  Kraepelin,2  diejenigen  Vorgänge  in  unserem 
Organismus  bezeichnen,  die  das  Erreichen  der  Lebens- 
zwecke entweder  erschweren  oder  unmöglich  machen, 
so  dürfen  wir  das  Verbrechen  als  eine  Krankheit 
des  sozialen  Organismus  bezeichnen,  soweit  sie  das 
Verwirklichen  einer  fruchtbringenden  gesellschaft- 
lichen Tätigkeit  hindert. 3 Die  sich  immer  wieder- 
holenden Verbrechen  erscheinen  als  ein  Symptom 
dafür,  dass  es  im  sozialen  Organismus  Ursachen  gibt, 
die  sie  schaffen,  und  einen  Boden,  welcher  die  Ver- 
brechen aufwachsen  lässt.  Und  darum  muss  eine 
vernünftige  Bekämpfung  des  Verbrechens  zuerst 
darauf  ausgehen,  der  Möglichkeit  des  Erscheinens 
der  Verbrechen  vorzubeugen,  und  die  Bedingungen, 


1 Yergl.  Lipps,  Der  Begriff  der  Strafe,  4 Vorträge  1906,  S.  58. 

2 Das  Verbrechen  als  soziale  Krankheit,  4 Vorträge,  S.  23. 

3 ,,Das  Verbrechen  kann  gewissermassen  als  eine  Krankheit 
an  dem  Organismus  des  Gemeinwesens  betrachtet  und  die  ver- 
brecherische Gesinnung  mit  einer  konstitutionellen  Krankheit  ver- 
glichen werden,  als  deren  Symptome  die  verbrecherische  Betätigung 
gelten  kann.  Nun  ist  es  klar,  dass  wenn  man  die  verbrecherische 
Betätigung  bekämpfen  will,  man  den  Zustand  und  die  Gesinnung, 
aus  welcher  diese  hervorgeht,  studieren,  ihre  Ursachen  ergründen 
und  diese  bekämpfen  muss,  in  derselben  Weise,  wie  der  Arzt  zu- 
nächst aus  äusseren  Krankheitserscheinungen  den  inneren  Krankheits- 
zustand erkennt  und  dann  die  Ursachen  dieses  Zustandes  zu  erforschen 
und  zu  bekämpfen  bemüht  ist.  — Jarotzky,  Die  Arbeitsanstalt  und 
ihre  Stellung  im  Vorentwurf  zu  einem  deutschen  Strafgesetzbuch,  S.  79. 
Vergl.  auch  Thyren  a.  a.  O.,  S.  17. 
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die  den  Willen  des  Einzelnen  in  Widerspruch  tnit 
dem  sozialen  Willen  bringen,  auszurotten,  so  wie 
eine  radikale  und  vernünftige  Bekämpfung  einer 
Krankheit  nur  dann  möglich  ist,  wenn  sie  auf  die 
Ursachen  derselben  gerichtet  ist.  Die  klassische 
Schule  rechnet  damit,  dass  der  Mensch  frei  in  seinen 
Handlungen  ist,  dass  er,  unabhängig  von  Motiven 
und  Eindrücken  sie  zu  bestimmen  imstande  ist.  So- 
gar wenn  er  unter  die  Herrschaft  einer  Leidenschaft 
gerät,  behegt  er  seine  Handlungen  kraft  seiner  freien 
Entschliessung.  Darum  will  die  klassische  Schule 
dem  Übel,  welches  der  Verbrecher  durch  seine  Tat 
begangen  hat,  ein  Übel  entgegensetzen.  „Die  Ver- 
geltung durch  Strafe“,  sagt  Birkmeyer, 1 „setzt  die 
Fähigkeit  des  zu  Bestrafenden  voraus  gegenüber  den 
zum  Verbrechen  verlockenden  und  den  vom  Ver- 
brechen abhaltenden  Motiven  frei  zu  entscheiden  und 
so  zwischen  Gut  und  Böse  frei  zu  wählen“. 2 Aber 
wenn  der  Wille  ausserhalb  des  Ringens  der  Triebe 
steht,  warum  treibt  er  dann  Einige  zum  Verbrechen, 
während  Andere  innerhalb  der  Gesetzlichkeit  bleiben, 
das  Haupt  unter  ihre  Botmässigkeit  beugend? 

Die  Statistik  zeigt,  wo  die  Wurzel  des  Ver- 
brechens liegt,  wo  der  Boden  ist,  welcher  diese  Wur- 
zel nährt.  Das  Verbrechen  ist  nicht  etwas  Zufälliges, 
sondern  ein  notwendiges  Resultat  bestimmter  Ur- 
sachen. 

Die  Verteuerung  der  Lebensmittel,  die  Unsicher- 
heit des  Lebensunterhaltes,  die  Arbeitslosigkeit,  die 
industrielle  Reservearmee  verursachen  die  Eigentums- 
verbrechen.3 Totschlag,  Körperverletzung,  Beleidi- 


1 „Schutzstrafe  und  Vergeltungsstrafe“,  4 Vorträge  1906,  S.  7. 

2 Vergl.  dagegen  Hold  von  Ferneck,  Die  Rechtswidrigkeit 
Bd.  I.  1903,  S.  70. 

3 Es  genügt,  auf  die  charakteristische  Tatsache  hinzu  weisen,  dass 
unter  den  Frauen  die  grösste  Zahl  der  Verbrecher  die  Witwen  ab- 
geben, denen  das  Schicksal  den  Ernährer  entzog.  Vergl.  Auer,  Soziales 
Strafrecht  1903,  S.  9 ff. 
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gung  sind  das  Ergebnis  einer  schlechten  Erziehung. 
Diejenige  Tatsache,  dass  Kinder  schon  in  ganz  frühem 
Alter  gezwungen  sind,  ihr  Brot  zu  verdienen,  wann  sie 
weder  geistig  noch  körperlich  ganz  kräftig  geworden 
sind,  erscheint  als  eine  Bedinguug  der  jungendlichen 
Verbrecher.  Das  frühe  Verlieren  der  Eltern  führt  zum 
Verbrechen  und  zu  anderen  antisozialen  Tätlichkeiten. 1 
Die  Wohlhabenheit  z.  B.  hat  den  jugendlichen  Leicht- 
sinn, Arbeitsscheu  und  Genusssucht  usw.  zur  Folge. 
„Mit  tausend  Fäden“,  sagt  ganz  richtig  Prinzig,2  „hängt 
der  Verbrecher  mit  der  ihn  umgebenden  Welt,  mit 
allen  ihren  sozialen  Schäden  und  Vorzügen  zusammen, 
sodass  es  unmöglich  ist  ihn  oder  irgend  eine  seiner 
Handlungen  aus  derselben  herauszuschälen“.  Die  Er- 
fahrungen aus  Gefängnissen  und  Erziehungsanstalten 
zeigen  uns,  dass  die  Mehrzahl  der  Verbrechen  das 
direkte  Ergebnis  einer  physischen  und  sittlichen  Ent- 
artung ist.  Dabei  spielt  der  Alkohol  eine  grosse  Rolle, 
der  das  Denken  erschwert  und  den  Willen  entkräftet. 
So  erzählt  Kraepelin, 3 dass  von  den  während  eines 
halben  Jahres  in  seiner  Klinik  aufgenommenen  Trin- 
kern die  Hälfte  schon  gerichtlich  bestraft  war,  unter 
diesen  mehr  als  75  % mehr  als  4 mal,  einzelne  45,  48, 
54,  99  mal.  90  % der  Landstreicher  sind  Alkoholiker. 
„Der  Schnaps,  mit  dem  der  Vater  oder  Grossvater  sein 
Blut  vergiftet  und  seine  Nerven  zerrüttet  hat,  gärt  im 
Totschlag  oder  in  der  Notzucht  fort,  die  der  Sohn 
oder  Enkel  verübt“.4 

„Wie  jede  menschliche  Handlung*,  geht  auch  das 
Verbrechen  aus  Beweggründen  hervor,  die  zum  guten 


1 Im  Jahre  1889  hat  sich  nach  der  in  Petersburg  vorgenommenen 
Aufzählung  der  Prostituierten  ergeben,  dass  87,4  °/0  aller  Waisen  waren, 
abgesehen  davon,  dass  69,9  °/o  a^er  Dirnen  nicht  älter  als  25  Jahre 
waren. 

2 Soziale  Faktoren  der  Kriminalität.  Zeitschrift  für  Strafrechts- 
wissenschaft 32.  Bd.,  S.  55. 

3 a.  a.  O.,  S.  26. 

4 Seuffert,  Ein  neues  Gesetzbuch  für  Deutschland  S.  7. 
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Teile  von  aussen  her  einwirken  und  die  Massen  un- 
merklich, aber  mit  fast  unwiderstehlicher  Gewalt  in 
eine  bestimmte  Richtung  des  Denkens  und  Wollens 
hineindrängen“.1  Der  Mensch  ist  ein  Kind  des  Milieus, 
ein  Ergebnis  der  Umstände.  Die  äusseren  Bedin- 
gungen kultivieren  seinen  Willen,  nähren  seine  sittliche 
und  ethische  Welt.  Die  Bedingungen  der  umgebenden 
Tatsächlichkeit  wirken  auf  den  Menschen  ein  und 
geben  seinem  ganzen  Wesen  das  Gepräge.  Sozusagen 
spielt  der  Mensch  die  Rolle  einer  Sammellinse,  welche 
alle  von  dem  umgebenden  Milieu  ausgehenden  Strahlen 
sammelt.  „W^as  im  Menschen  denkt“,  bemerkt  sehr 
richtig  Gumplowicz,2  ,,ist  gar  nicht  er,  sondern  seine 
soziale  Gemeinschaft.  Die  Quelle  seines  Denkens 
liegt  gar  nicht  in  ihm,  sondern  in  der  sozialen  Um- 
welt, in  der  er  lebt,  in  der  sozialen  Atmosphäre,  in 
der  er  atmet  und  er  kann  nicht  anders  denken,  als 
wie  es  aus  den  in  seinem  Hirn  konzentrierenden  Ein- 
flüssen der  ihn  Umgebenden  sich  ergibt“.3 

Der  Mensch  ist  frei?  Nein,  er  handelt  so,  wie  er 
handeln  muss  in  einer  bestimmten  Zeit,  unter  be- 
stimmten Bedingungen.4  Wenn  er  zurückblickt,  muss 
jeder  Mensch  gestehen,  dass  alle  seine  Handlungen 
ein  Resultat  der  Notwendigkeit  sind.  Den  mensch- 
lichen Handlungen  ist  ein  kleiner  Kreis  zugeteilt,  inner- 
halb dessen  der  Mensch  seinen  Willen  offenbaren 
kann.  Über  diesen  durch  Geburt,  Erziehung  und 
ökonomische  Bedingungen  geschaffenen  Kreis  kann  er 
nicht  weiter  hinausgehen,  wenn  es  ihm  auch  scheinen 
mag,  dass  er  frei,  unabhängig  handelt.  „Wenn  der 
Stein  denken  könnte,  so  würde  es  ihm  scheinen,  dass 


1 Kraepelin,  a.  a.  O.,  S.  25. 

2 Gumplowicz,  Grundr.  der  Soziologie  2.  Aufl.  1905,  S.  268. 

3 Vergl.  Jellinek,  Die  sozialethische  Bedeutung  von  Recht,  Un- 
recht und  Strafe,  1908,  S.  80.  Das  Recht  der  modernen  Staaten  2.  Aufl. 
1905,  S.  329. 

4 Yergl.  Hold,  a.  a.  O.,  S.  56. 
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er  aus  freier  Entschliessung  zur  Erde  fällt“  (Spinoza).1 
„Des  Jünglings  Schicksal  schafft  die  Stellung  des 
Mannes!“2  Man  darf  freilich  nicht  von  Ausnahmen 
sprechen.  Kann  man  denn  nicht  schon  mit  grösserer 
oder  geringerer  Sicherheit  Voraussagen,  wie  das  Leben 
der  von  einem  Alkoholiker  und  von  syphiliskranken 
Mutter  in  Not  und  Armut  Geborenen  verlaufen  wird? 
Liebe  nicht  kennend,  nur  schlechte  Beispiele  vor  sich 
sehend,  vom  frühesten  Alter  an  von  Armut  auf  den 
stürmenden  Ozean  des  Lebens  getrieben,  ohne  Hilfe, 
ohne  Ruder  und  Segel  gelassen,  müssen  sie  unvermeid- 
lich in  die  offenen  Arme  des  Verbrechens  geraten. 
Da  ist  vor  uns  ein  verwaistes,  der  Willkür  des  Schick- 
sals überlassenes  Mädchen.  In  einem  Erdgeschosse 
gewährten  ihm  bis  zu  einem  bestimmten  Alter  un- 
glückliche Menschen,  wie  es  selbst,  Zuflucht.  Vor  ihm 
ist  Ausschweifung,  zügelloses  Gelage,  eine  Welt  von 
Verworfenheit,  der  zügellosen  Sinnlichkeiten.  Man 
mag  von  der  „freien  Wahl  des  Menschen  zwischen 
Gut  und  Böse“  sprechen,  was  man  will,  aber  doch 
war  dieses  Mädchen  nicht  frei,  als  es  den  verhängnis- 
vollen Weg  der  Prostitution  betrat.  Das  Leben  des 
Menschen  wird  schon  oft  durch  die  Bedingungen  der 
Geburt  bestimmt.  „Zwischen  Wiege  und  Grab  spinnt 
sich  ein  Faden  fort,  der  nirgends  reissen  und  nirgends 
neuangesponnen  werden  kann“.3  In  einer  verbreche- 
rischen Atmosphäre  wächst  das  Verbrechen  auf.  Das 
Rechtsgefühl  hat  keinen  Boden  zur  Entfaltung.  Ein  ver- 
brecherisches Milieu,  Alkoholismus,  Prostitution,  auch 
die  Quartiere  des  Proletariats  sind  die  Hochschulen  des 
Verbrechens. 4 „Welcher  Mensch“,  sagt  Thyren,5 
„würde  sich  auch  nur  einen  Augengblick  allen  Ernstes 

1 Vergl.  Jellinek,  die  sozialethische  Bedeutung  von  Recht  . . . 
a.  a.  O.,  S.  68. 

2 Gumplowicz,  a.  a.  O.,  S.  272. 

8 Gumplowicz,  a.  a.  O.,  S.  273. 

4 Yergl.  Jellenik,  a.  a.  O.,  S.  83. 

5 a.  a.  O.,  S.  40. 
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einbilden  können,  dass  aus  ihm,  wenn  er  zufälliger- 
weise in  solchen  Verhältnissen  aufge wachsen  wäre, 
etwas  anderes  hätte  werden  können  als  ein  Ver- 
brecher; wer  wollte,  sich  auf  die  Freiheit  des  Willens 
verlassend,  mit  seinem  Kinde  das  Experiment  wagen, 
es  in  eine  solche  Umgebung  hineinzusetzen  ?“  Der 
Mensch  ist  freilich  kein  blindes  Werkzeug  der  um- 
gebenden Welt.  Aber  der  Wille  des  Menschen  ist 
bildungsfähig  und  determinierbar.  Und  nur  weil  der 
Wille  gebildet  und  geschult  werden  kann,  ist  es  mög- 
lich, einen  Kampf  gegen  das  Verbrechen  durch  ein 
solches  Wirken  auf  den  Willen  des  Menschen  aufzu- 
nehmen, um  ihn  mit  dem  sozialen  Willen  in  Über- 
einstimmung zu  bringen.  Wenn  der  Wille  des  Men- 
schen nicht  bestimmbar  wäre,  wenn  sein  Ausfluss  nur 
ein  zufälliger  wäre,  wie  es  der  klassischen  Schule 
scheint,  dann  wäre  nicht  nur  die  Strafe  undenkbar, 
sondern  auch  das  Aufstellen  von  Rechtsnormen,  wel- 
che die  Aufgabe  haben,  auf  den  Willen  des  Rechts- 
genossen zu  wirken  und  seinen  Ausfluss  in  eine  be- 
stimmte Richtung  zu  bringen.  „Die  Strafe“,  glaubt 
ganz  richtig  Thyren,1  ,,wäre  sinnlos,  wenn  der  Wille 
des  Verbrechens  sich  nicht  von  Ursachen  beeinflussen 
Hesse;“  denn,  ,,wie  könnten  einem  ursachlosen  Willen 
Ursachen  gesetzt  werden“,  bemerkt  Hold.2 

Um  einen  erfolgreichen  Kampf  gegen  die  Ge- 
fahr, die  der  Gesellschaft  seitens  des  Verbrechens 
droht,  durchzuführen,  muss  zuerst  eine  gesellschaft- 
liche Prophylaxie  Platz  greifen,  die  daraufhin- 
zielt, den  Ursachen  vorzubeugen,  die  den  Willen 
des  einzelnen  mit  dem  allgemeinen  Willen  in  Kollision 
bringen.  Deswegen  hat  eine  tätliche  Fürsorge  des 
Staates  über  die  moralische  und  intellektuelle  Bildung, 
Aufklärung  der  Massen,  Fürsorge  für  die  Erziehung 
der  Jugend,  Kampf  gegen  die  Arbeitslosigkeit,  Unter- 
halt der  Waisen  usw.  einzusetzen.  Besonders  grosse 


1 a.  a.  O.,  S.  41. 

2 a.  a.  O.,  S.  72. 


11 


Aufmerksamkeit  muss  auf  die  Bekämpfung  des  ver- 
hängnisvollen Alköholismus  und  der  Prostitution, 
diesen  Pflanzstätten  des  Verbrechens  gelenkt  werden. 
An  erster  Stelle  Generalprävention,  das  Be- 
seitigen von  Bedingungen,  die  mit  grauenvoller  Kraft 
in  den  Abgrund  des  Verbrechens  ziehen.1 2 

Aber  wenn  das  Verbrechen  schon  geschah,  wenn 
der  Täter  eine  der  Gesellschaft  feindliche  Gesinnung 
zeigte,  dann  ist  deren  Sorge  dahin  zu  richten,  sich 
vor  der  Gefahr,  die  seitens  des  Täters  in  der  Zukunft 
droht,  zu  schützen.  Das  Verbrechen  ist  nur  das 
Symptom  einer  direkten  Gefahr,*  die  der 
Gemeinschaft  seitens  eines  seiner  Mitglieder  droht. 
Es  hat  einen  sozialkranken  Willen  gezeigt,  und  die 
Massnahme  der  Strafe,  die  zur  Bekämpfung  der 
sozialen  Gefahr  dient,  muss  mit  der  Grösse  der  so- 
zialen Abnormität  des  Willens  rechnen.  Der  Gegen- 
stand der  Beurteilung  seitens  des  Richters  soll  nicht 
die  geschehene  Tat  sein,  sondern  die  ganze 
Gesinnung  des  Täters;  ,, seine  Stellung  zur  Rechts- 
ordnung, seine  ganze  Vergangenheit,  und  was  sie  für 
die  Zukunft  erwarten  lässt“. 3 Nemo  prudens  punit, 
quia  peccatum  est,  sed  ne  peccatur  (Seneca)l  Nicht 
die  Tat,  die  als  Mittel  zur  Aufdeckung  eines  sozial- 
kranken Menschen  diente,  soll  bestimmend  sein  für 
Art  und  Mass  der  Strafe , nicht  der  Erfolg,  sondern 
die  Gesinnung,  die  sich  als  in  der  Tat  verkörpert 
gezeigt  hat.  Als  Gegenstand  der  Straftätigkeit  muss 
der  ganze  Mensch  mit  seinem  ganzen  psychischen 
Zustand  erscheinen.  Den  Verbrecher  soll  der  Staat 

1 Yergl.  Henriette  Arendt  „Die  Notwendigkeit  vermehrter  staat- 
licher Fürsorge  für  Gefallene  und  Gefährdete.“  Monatsschrift  für 
Kriminalpsychologie,  Bd.  4,  S.  244. 

2 Thyren  a.  a.  0„  S.  3,  18. 

3 Mittelstadt,  Zeitschr.  f.  d.  gesamte  Strafrechtswesen,  Bd.  13,  304, 
dagegen  Birkmeyer  S.  15  „Studien  zu  dem  Hauptgrund satz  der  modernen 
Richtung  im  Strafrecht,  1909  ; — Liszt,  Aufs.  II,  S.  389  : „Für  Art  wie 
für  Mass  der  Strafe  kann  es  nur  einen  einzigen  grundsätzlichen  Mass- 
stab geben;  die  Itensität  der  verbrecherischen  Gesinnung  des  Täters“. 
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so  behandeln,  wie  man  den  Geisteskranken  'be- 
handelt. Die  Kenner -Psychiater  stellen  das  Mass 
des  Abweichens  des  Individuums  von  einem  normalen 
Typus  des  Menschen  fest,  und  abhängig  von  den  in- 
dividuellen Eigenschaften  der  gegebenen  Persönlich- 
keit werden  heilende  Mittel  angewendet.  Gleich 
wie  es  für  den  Arzt  nicht  Krankheiten,  sondern 
Kranke  gibt,  so  können  auch  für  den  die  Strafe  An- 
wendenden nicht  Verbrechen,  sondern  Verbrecher 
vorliegen  (Drill),  die  nach  ihrer  verbrecherischen  Indi- 
vidualität behandelt  werden  müssen.  Darf  man  den 
Zweck  der  Strafe  in  dem  Zufügen  von  Leiden  des 
Verbrechers  sehen,  von  jenem  Grundsatz  ausgehend, 
dass  ,,der  Vergeltungstrieb  aus  uns  Menschen  schwer- 
lich jemals  auszurotten  ist“, 1 dass  ,, Vergeltung  nicht 
ein  Überbleibsel  aus  vergangenen  roheren  Kultur- 
zeiten ist,  sondern  seine  Wurzel  in  der  menschlichen 
Natur  überhaupt  hat“,  dass,  „wenn  die  Tat  durch 
Vergeltung  gesühnt  ist,  so  erscheint  uns  das  Ge- 
schehene ausgeglichen  und  der  Zustand  wieder  her- 
gestellt, der  nie  hätte  gestört  werden  sollen“. 2 Zur 
Strafe  greift  die  organisierte  Gesellschaft  — der 
Staat  — aus  Notwendigkeit,  aus  dem  Wunsche, 
sich  in  Zukunft  vor  der  Gefahr  zu  sichern,  und  kann 
und  darf  nicht  den  Zweck  verfolgen,  einem  Rechts- 
genossen Lustgefühl  zu  schaffen  durch  Zufügen  von 
Leiden  dem  anderen.  Dass  die  Strafe  Schutzstrafe 
sein  muss,  gestehen  doch  auch  die  Anhänger  der  klassi- 
schen Schule. 3 Und  wenn  die  Sache  so  ist,  warum 
soll  die  Strafe  nur  bei  einer  Massnahme  stehen 
bleiben  und  nicht  allerlei  Mittel,  die  dem  letzten 

1 Laas,  Zurechnung  und  Vergelt.,  Zeitschr.  f.  Phil.  5,  1881. 

2 Rohland,  Die  Soziol.  Strafrechtslehre  1911,  S.  28.  Vergl. 
Günter  Sparr,  Die  neueren  Bestrebungen  und  Vorschläge  zur  Ver- 
bindung von  Strafe  und  Sicherheitsmassnahmen.  Schw.  Zeitschr. 
Strafr.  1913,  I.  Heft  S.  4. 

3 Köhler,  Der  Vergeltungsgedanke  und  seine  praktische  Be- 
deutung, 1909,  S.  11;  Birkmeyer,  Gs.  67,  S.  407,  Enzyklop,  1901, 
Berlin,  S.  1029. 
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Zweck  dienen  könnten  — der  Sicherheit  der  Ge- 
sellschaft — anwenden.1  Zweifellos  muss  auch  die 
Strafe  in  manchen  Fällen  ein  Übel  darstellen,  wo- 
durch sie  abzuschrecken  hat  und  den  Willen  durch 
Erregung  von  Unlustvorstellungen  zu  determinieren. 
Abschrecken,  d.  h.  psychische  Motive  der  Enthaltung 
zu  schaffen,  Persönlichkeiten,  die  unter  vorübergehen- 
dem äusseren  Reiz  Verbrechen  begehen,  von  Wieder- 
holung abzuhalten  und  zugleich  auch  auf  die  Gesell- 
schaft abhaltend  zu  wirken. 2 Aber  „wenn  das  Leiden 
ein  wesentliches  Element  der  Strafe  ist“,  sagt  richtig 
Thyren, 3 „sowohl  wegen  seiner  Wirkung  auf  den 
Verbrecher  wie  auf  die  Allgemeinprävention,  so 
können  doch  auch  andere  Massnahmen,  z.  B.  bessern- 
der Natur  nötig  sein,  um  nach  Möglichkeit  der  Gesell- 
schaftsgefahr entgegenzuwirken“.  Aber  selbstver- 
ständlich ist  das  nur  in  jenem  Falle  möglich,  wenn 
wir  annehmen  dürfen,  dass  der  Wille  des  Menschen 
durch  Einwirkung  determiniert  werden  kann.  Wenn 
der  antisoziale  Wille  noch  heilbar  ist,  wenn  man  das 
unbrauchbare  und  schädliche  Glied  der  Gesellschaft  in 
ein  brauchbares  und  nützliches  umzuwandeln,  wenn 
man  seine  Feindseligkeit  hinsichtlich  der  Gesellschaft 
auszurotten  und  altruistische  und  soziale  Motive  ein- 
zusetzen vermag,  so  muss  und  soll  man  das  tun.  Man 
muss  sich  Mühe  geben,  den  Verbrecher  zu  bessern. 
Das  kann  man  auf  verschiedenem  Wege  erreichen. 
Noch  nicht  entwickelte  Persönlichkeiten  kann  man 
erziehen.  Wenn  das  Verbrechen  ein  Ergebnis  schlech- 
ter Gewohnheiten  ist.  dann  kann  man  oft  mit  grossem 
Erfolg  von  dem  schädlichen  Hang  nach  Sinnlichkeiten 
abbringen.  Es  ist  möglich,  Trunksucht,  Prostitution, 
Müssiggang  abzugewöhnen,  eine  schädliche  Gewohn- 
heit durch  Einpflanzen  einer  nützlichen  auszurotten. 

1 Kraepelin,  a.  a.  O.,  S.  35. 

2 Vergl.  Hans  v.  Hentig,  „Die  psychischen  Komponenten  der 
Abschreckung.“  Schweiz.  Z.  f.  Strafr.,  S.  350,  Bern  1912,  H.  3 u.  4. 

3 a.  a.  O.,  S.  40. 
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Eine  utilitare  Organisation  der  vStrafe  kann  durch- 
geführt werden,  wenn  die  individuellen  Eigenschaften 
der  Verbrecher  in  Betracht  gezogen  werden.  „Das 
Strafrecht“,  sagt  v.  Lilienthal, 1 „lässt  sich  in  der  Tat 
betrachten  als  soziale  Hygiene,  der  Strafvollzug  er- 
scheint als  klinische  Behandlung,  der  Verbrecher  als 
Patient“.  Den  Verbrecher  bessern,  heisst  den  Be- 
stand der  Gesellschaft  am  besten  zu  sichern.  Die 
Gesellschaft  ist  nicht  etwa  ein  abstrakter  mystischer 
Begriff.  Sie  besteht  aus  Individuen,  und  ein  solches 
ist  auch  der  Verbrecher,  deshalb  muss  sich  die  Ge- 
sellschaft auch  um  ihn  kümmern. 2 Irgend  einem 
Menschen  Leiden  zufügen,  um  einem  zweiten  Genug- 
tuung zu  verschaffen,  hat  wohl  keinen  befriedigenden 
Grund.  Das  kranke  Glied  zu  heilen  und  es  dem 
Schoss  der  Gesellschaft  zurückzuerstatten,  soll  die 
Aufgabe  der  Strafe  sein.  Ne  quia  peccatum  est, 
sondern  — ne  peccatur ! Nur  dann,  wenn  die  soziale 
Abnormität  des  V erbrechens  so  gross,  wenn  er  sozial 
so  krank,  dass  er  einer  Heilung  nicht  mehr  fähig  ist, 
dann  muss  ihm  selbstverständlich  die  Möglichkeit  der 
Schädigung  der  Gesellschaft  genommen  werden.  In 
der  Notwehr  handelnd,  kann  die  Gesellschaft  einem 
unverbesserlichen  Verbrecher  die  Freiheit  sogar  auch 
für  das  ganze  Leben  nehmen.  Man  baue  für  die 
unverbesserlichen  Verbrecher  Arbeitshäuser,  wo  sie 
mit  Verzicht  auf  jede  Quälerei  angehalten  werden 
können. 3 Nicht  das  Gefühl  der  Rache  darf  in  der 
Gesellschaft  sprechen  hinsichtlich  desjenigen  seines 
Gliedes,  das  vermöge  der  Geburt,  Erziehung  und 
anderer  Verhältnisse  bestimmt  war  zu  einem  Leben, 
das  nicht  mit  der  Gesellschaft  in  Einklang  steht.  Sie 
kann  sich  wohl  darauf  beschränken,  ihr  gefährliche 
Persönlichkeiten  zu  sequestrieren.  In  solchen  Fällen, 

1 Die  pflichtmässige  ärztliche  Behandlung  und  das  Strafrecht, 
1899,  S.  3. 

2 Vergl.  Jellinek  a.  a.  0.,  S.  73.  Lipps  a.  a.  O.,  S.  73. 

3 Löffler,  Zum  österr.  Entwurf  von  1906,  S.  82. 
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wo  der  Einzelne  zum  Opfer  gebracht  wird,  wird  die 
Strafe  als  eine  schmerzhafte  Operation  erscheinen, 
die  die  Gesellschaft  an  sich  selbst  vornimmt,  um  sich 
zu  heilen.  1 

Das  Verbrechen  ist,  wie  gesagt,  das  Symptom 
einer  Gefahr,  die  der  Gesellschaft  seitens  des  Ver- 
brechers droht.  Die  Strafe  darf  nicht  von  der  Schuld, 
die  in  der  einzelnen  Tat  verkörpert  ist,  sondern  von 
der  ganzen  Gesinnung  des  Täters,  von  seiner  Feind- 
seligkeit hinsichtlich  der  Gesellschaft, 2 3 seiner  ver- 
brecherischen Eigenart  abhängig  gemacht  werden. 
Die  Schuld  des  Täters  ist  seine  antisoziale  Gesinnung.8 
Aber  wie  soll  sich  die  Sache  in  denjenigen  Fällen 
verhalten,  wo  das  Verbrechen  durch  einen  sogenann- 
ten akuten  Verbrecher  begangen  worden  ist. 
Vor  uns  ist  ein  Mensch  mit  einem  hochentwickelten 
sozialen  Gefühl.  Bei  diesem  sind  die  sozialen  Ge- 
fühle immer  mächtig.  Aber  unter  dem  Einfluss  einer 
plötzlichen  Anwandlung  der  Sinnlichkeit  oder  Dahin- 
reissenlassen  der  Leidenschaft  ist  er  in  eine  ver- 
brecherische Tat  geraten.  Das  Verbrechen,  seiner 
Natur  fremd,  wird  vielleicht  als  einziger  Makel  in 
seinem  Leben  bleiben.  In  Kollision  mit  dem  gesell- 
schaftlichen Willen  haben  ihn  die  äusseren  Reize 
von  ungewöhnlicher  .Stärke  gebracht. 4 * * Ein  seine 
Frau  zärtlich  liebender  Mann  trifft  sie  unerwartet  in 


1 Vergl.  Lipps  a.  a.  O.,  S.  73. 

2 „Nach  dem  Grade  und  der  durch  die  Tat  bewiesenen  Gefähr- 
lichkeit oder  mangelnder  Anpassungsfähigkeit  sollen  die  Strafen  be- 
stimmt werden“. 

v.  Lilienthal,  „Der  Streit  um  die  Strafrechtsreform“,  19124  S.  17. 

3 Liszt,  Lehrb.  S.  157/8.  „Die  Schuld  im  materielen  Sinne  kann 
bestimmt  werden  als  die  aus  der  begangenen  Tat  erkennbare  Mangel- 
haftigkeit der  für  das  gesellschaftliche  Zusammenleben  erforderlichen 
Gesinnung.  Vergl.  dagegen  Birkmeyer,  Stud.  zu  d.  Hauptgrunds. 
Schuld  und  Gefährlichkeit,  86 — 96. 

4 Liszt,  Lehrb.  73;  Thyren,  S.  11,  134.  — Vergl.  aber  Birk- 

meyer über  Gelegenheitsverbrecher,  Grundriss  1905,  93,  4 u.  Stud. 

zu  dem  Hauptgrunds.  S.  33. 
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der  Umarmung  des  Verräters  und  er  rächt  sich  in 
der  Aufwallung  seiner  Erregung  an  seinem  Neben- 
buhler; ein  Schwerbeleidigter  fügt  dem  Beleidigenden 
im  Zorn  eine  Körperverletzung  zu.  Kann  man  denn 
durch  Abschrecken  auf  solche  wirken?  Ist  es  denn 
wirklich  möglich,  durch  Furcht  die  menschliche  Sinn- 
lichkeit zu  bekämpfen,  die  Ausbrüche  derselben  zu 
ersticken  ? 

Überflüssig  ist  auch  das  Bessern  und  das  Un- 
schädlichmachen, weil  vor  uns  ein  normaler  Mensch 
unter  normalen  Verhältnissen  ist.1  Aber  soll  man 
die  akuten  Verbrecher  ganz  frei  sprechen  ? Obgleich 
wir  es  mit  einem  nicht  feindselig  gegen  die  Gesell- 
schaft gesinnten  Menschen  zu  tun  haben,  wo  wir  es 
sogar  mit  Sicherheit  sagen  könnten,  dass  von  ihm 
selbst  keine  Gefahr  droht,  müssten  wir  an  seine 
verbrecherische  Tat  eine  Strafe  knüpfen.  Das  Ver- 
brechen selbst  kann  als  Ursache  einer 
indirekten  Gefahr  erscheinen. 

Die  Autorität  des  allgemeinen  Willens  kann  in 
den  Augen  des  Täters  fallen.  Er  ist  als  unschuldig 
erkannt,  in  seiner  Tat  ist  nichts  Gefährliches  gefunden 
worden : Das  Rechtsgefühl  wird  gewiss  bei  ihm  eine 
Abstumpfung  erleiden.  Bei  einer  zweiten  Versuchung 
wird  es  ihm  schon  viel  leichter  sein,  ein  Verbrechen 
zu  begehen,  die  Widerstandskraft  wird  abgeschwächt 
sein.  In  dem  Täter  kann  ein  Hang  zum  Wieder- 
holen  der  bösen  Tat  geschaffen  werden.  Das  Un- 
recht hat  so  auch  die  Tendenz  sich  reproduzieren  zu 
lassen. 2 3 Vermöge  der  ,, normativen  Kraft  des  Fakti- 
schen“ H wird  die  Überzeugung  Platz  greifen,  dass 
„einmal“  „keinmal“  ist.  „Die  Grenze  zwischen  Ver- 
brechen und  Nichtverbrechen,  Strafbarem  und  Nicht- 
strafbarem“ würde  hierdurch  in  dem  Bewusstsein 

1 Thyren,  a.  a.  O.,  S.  12. 

2 Jellinek,  Die  ethische  Bedeutung  der  Strafe,  a.  a.  O.,  S.  62. 

3 Über  die  normative  Kraft  des  Faktischen.  Jellinek,  Das 
Recht  der  modernen  Strafen.  S.  371. 
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der  Menschen  ausgewischt  oder  abgeschwächt  werden 
können,  und  das  Straf  bestimmen,  welches  so  wesent- 
lich die  Gesellschaft  in  ihren  Fugen  zusammenhält, 
sich  lösen  oder  erschlaffen. 1 Die  Sicherheit,  die  not- 
wendige Basis  der  gesellschaftlichen  Tätigkeit  würde 
verschwinden.  Wenn  ,,in  jedem  Unrecht,“  wie  Jellinek2 
sagt,  ,,ein  Infektionsstoff  innewohnt,  der  andere  mit 
gleichem  Gifte  zu  erfüllen  droht,“3  wie  gross  wird 
die  Ansteckung  der  Verbrechen  sein,  wenn  sie  ohne 
Missbilligung  der  Gesellschaft  bleiben  würde.  Dem 
Verbrecher  muss  eine  empfindliche  Missbilligung  aus- 
gedrückt werden,  gleich  ob  in  der  Form  einer  be- 
dingten Verurteilung  oder  einer  anderen.  Wichtig 
ist  nur,  dass  die  Energie  der  Staatsgewalt  ihren  Aus- 
druck finde.4  Den  akuten  Verbrecher  soll  die  Strafe 
treffen,  nicht  weil  es  wünschenswert  ist,  ,,ein  Übel 
mit  einem  Übel  zu  erwidern ,“  sondern  kraft  der 
Notwendigkeit,  die  Gesellschaft  vor  der  Gefahr  zu 
bewahren,  die  aus  dem  Verbrechen  selbst  zu 
erwarten  ist.  5 Über  dem  Einzelnen  steht  ein  höheres 
Wesen  — die  Gemeinschaft,  und  wo  ihre  Interessen 
berührt  werden  können,  dort  wird  der  Einzelne 
ignoriert. 

1 Thyren,  a.  a.  O.,  S.  136. 

2 a.  a.  O.,  S.  61. 

3 Diese  Wirkung  der  Tat  haben  richtig  die  Revolut.- Anarchisten 
erkannt  — „Propaganda  der  Tat“  ! 

4 Vergl.  Liszt,  Aufs.  I,  S.  172. 

5 Die  Fahrlässigkeitsdelikte  sind  Fälle,  wo  die  Strafe  ohne 
Rücksicht  auf  die  Gesinnung  des  Täters  eintritt.  Es  dünkt  uns,  dass 
man  der  herrschenden  juristischen  Konstruktion  der  Fahrlässigkeit, 
die  von  der  Vorstellung  ausgeht,  dass,  wenn  auch  der  Täter  die 
Folgen  seiner  Tat  nicht  vorausgesehen  hat,  sie  aber  doch  hat  vor- 
aussehen können,  nicht  beistimmen  kann.  Der  Mensch  kann  sich  zu 
seinen  Handlungen  nicht  so  verhalten  — er  hat  die  Möglichkeit,  die 
Folgen  seiner  Tat  zu  erkennen  und  doch  erkennt  er  sie  nicht,  er  ist 
imstande,  sich  ihrer  Widerrechtlichkeit  bewusst  zu  sein,  nur  tat  er 
es  nicht.  Wenn  der  Mensch  in  concreto  ein  gewisses  Resultat  nicht 
vorausgesehen  hat,  so  konnte  er  es  in  diesem  Falle  nicht  voraus- 
sehen. Vergl.  Serqcewski,  a.  a.  O.,  S.  260. 
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In  der  Gegenwart  kämpfen  zwei  Losungen  um 
die  Herrschaft:  eine  von  der  soziologischen  Schule 
aufgestellte:  , »Nicht  die  Tat,  sondern  der  Täter  ist 
zu  bestrafen“;  die  zweite  von  der  klassischen  Schule 
aufgestellte:  , »Nicht  der  Täter,  sondern  die  Tat  ist 
zu  bestrafen.“1  Wir  können  mit  Thyren 2 sagen: 
,,Das  wirklich  haltbare  Prinzip  ist  vielmehr  — weder 
gegen  den  Verbrecher,  noch  gegen  das  Verbrechen 
allein  ist  zu  reagieren,  sondern  gegen  die  Gefahr 
für  die  Gesellschaft.  Diese  Gefahr  kann  ebensogut 
aus  der  Tatsache  des  Verbrechens,  wie  aus  der 
Person  des  Verbrechers  entstehen.“  Überall 
da,  wo  für  die  Gesellschaft  aus  menschlichen  Hand- 
lungen eine  Gefahr,  in  welcher  Form  es  auch  sein 
mag,  zu  erwarten  ist,  dort  ist  es  die  Aufgabe  der 
Strafe,  Platz  zu  greifen. 


IV.  Der  Selbstmord  als  Verbrechen. 

Die  Strafe  hat,  wie  wir  gesagt  haben,  zur  Auf- 
gabe, die  Gesellschaft  vor  Gefahr,  die  von  mensch- 
lichen Handlungen  droht,  zu  bewahren.  Darum, 
wenn  wir  die  Frage  aufstellen,  ob  die  Strafe  in  dem 
oder  jenem  Falle  Platz  greifen  darf,  ob  sie  ihre 
Mittel  zum  Entgegen  wirken  gegen  diese  oder  jene 
Handlungen  in  Gang  setzen  muss,  so  haben  wir 
zuerst  festzustellen,  ob  die  betreffende  Handlung 
eine  Gefahr  für  die  Gesellschaft  in  sich  trägt.  In 
welcher  Form  die  Strafe  stattfinden  soll,  das  ist  eine 
andere  Frage,  welche  nach  dem  Konstatieren  einer 
Gefahr  zu  folgen  hat.  Uns  interessiert  hier  der  Selbst- 
mord, unter  welchem  im  weiteren  Sinne  solche  Hand- 
lungen eines  Menschen  zu  verstehen  sind,  die  unmittel- 

1 S.  Birkmeyer,  Studien  zu  dem  Hauptgrundsatz  usw.,  S.  1 — 17, 
mit  vielen  dort  angeführten  Zitaten. 

2 a.  a.  O.,  S.  18. 
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bar  darauf  hinzielen,  den  Tod  des  betreffenden  Indi- 
viduums herbeizuführen.1 

Zuerst:  ist  der  Selbstmord  eine  sozialgefährliche 
Tat,  soll  die  Aufmerksamkeit  des  Staates  auf  ihn  ge- 
lenkt werden,  sollen  hinsichtlich  seiner  entsprechende 
Massnahmen  der  Bekämpfung  vorgenommen  werden? 
Der  Selbstmord,  wie  jede  andere  Tötung,  nimmt  ein 
menschliches  Leben  hinweg.  Er  vermindert  die  ge- 
sellschaftliche Organisation  um  eins.  Jede  Persön- 
lichkeit ist  mit  tausend  unzerreissbaren  Fäden  mit 
den  übrigen  Gliedern  des  Gemeinschaftsbundes  ver- 
knüpft. Der  Tod  zerreisst  diese  Verknüpfung,  ent- 
reisst  den  Bürger,  Vater,  Mann,  Freund,  Kreditor 
usw.  und  an  einer  Stelle  des  Gesellschaftsgewebes 
wird  ein  Riss  gebildet.  Die  häufige  Erscheinung  von 
Selbstmorden  muss  sich  ganz  verhängnisvoll  fühlbar 
machen  ; und  was  für  ein  grösseres  Unglück  könnte 
die  Gesellschaft  treffen,  als  wenn  ihre  Mitglieder 
dem  höchsten  Gut  auf  der  Erde,  dem  Leben,  Wert 
beizulegen  aufhören  würden?  Der  Mensch  arbeitet, 
findet  sich  in  ewigem  Streben  von  dem  Wunsche 
geleitet,  sein  Leben  zu  verlängern  und  dasselbe  an- 
genehm zu  gestalten.  Die  Gleichgültigkeit  gegen 
eigenes  Leben  muss  unvermeidlich  auch  eine  solche 
Beziehung  zum  fremden  Leben  hervorrufen.  2 Weiter 
als  — liebe  den  Nächsten  wie  dich  selbst  — ist  doch 
kaum  zu  gehen ! 

1 Mayr,  Selbstmordstatistik,  Handb.  der  Staatsw.  Bd.  7,  S.  450. 
Vgl.  Wellauer,  Selbstmord,  insbes.  Anstiftung  und  Beihilfe  zum  Selbst- 
mord 1895/96.  S.  38. 

Bernstein : Die  Bestrafung  des  Selbstmordes  und  sein  Ende 
1906/7  S.  1;  Selckmann  „Selbstmord,  Teilnahme  am  Selbstmord  und 
Tötung  auf  Verlangen“  1910.  S.  11. 

2 Nicht  stichhaltig  sind  gegen  dieses  Josts  Argumente  „Das 
Recht  auf  den  Tod“  1895  S.  31.  Klee,  „Selbstverletzung  und  Ver- 
letzung eines  Ein  willigenden“  Bd.  48  S.  188  sieht  in  diesem  nur  eine 
psychologische  Vermutung,  welche  zur  Begründung  der  Strafbarkeit  des 
Selbstmordes  nicht  ausreichend  ist.  Vergl.  auch  Wellauer,  Selbstmord, 
insbesondere  Anstiftung  und  Beihilfe  zum  Selbstmord  1895/96,  S.  65. 

2* 


20 


Der  Mensch  kann  nur  diejenigen  Güter  schützen, 
in  welchen  er  selbst  irgend  welchen  Wert  ersieht. 
Wenn  uns  ein  Gut  fremd  ist,  so  verstehen  wir  auch 
nicht  den  zweiten,  der  es  schont.  „Wer  sein  eigenes 
Leben  jederzeit  wegzuwerfen  bereit  ist“,  sagt  Gu- 
derian,1  wird  wenig  geneigt  sein,  das  Recht  anderer 
auf  ihr  Leben  zu  respektieren  und  einen  Angriff 
darauf  nicht  scheuen“.  So  meint  auch  Gmelin2:  ,,Es 
ist  zu  erwarten,  dass  wo  der  Selbstmord  unter  einem 
Volke  einreisst,  dasselbe  auch  die  Ermordung  eines 
anderen  nicht  mehr  für  eine  schreckliche  Handlung 
betrachten,  sondern  weit  leichter  als  sonsten  sich  da- 
zu entschliessen,  und  dass  es  besonders  durch  keine 
Todesstrafe  sich  vom  Verbrechen  abhalten  lassen 
werde.“  Diese  Befürchtung  äussert  auch  Stübel3: 
„Aus  der  Geringschätzung  des  eigenen  Lebens  an- 
derer und  die  Nichtachtung  des  Rechtes  anderer 
auf  das  Leben  entständen“.4  Der  Selbstmord  wirkt 
psychisch  sehr  ansteckend,  und  es  ist  immer  zu  be- 
fürchten, dass  eine  Einzeltat  zu  einer  Massentat  aus- 
brechen kann.  Wellauer5 6  äussert  in  Bezug  auf  die 
Ansteckungsgefahr  Bedenken,  weil  er  in  keiner  Sta- 
tistik über  die  Beweggründe  zum  Selbstmord  ein 
Motiv  „aus  Freude  am  Selbstmord  eines  anderen“  ge- 
funden hat. 

Aber  die  Geschichte  weiss  viele  Beispiele  der 
Selbstmordepidemie.  Schon  bei  den  Griechen  finden 
wir  eine  Selbstmordepidemie  unter  den  milesischen 
Mädchen0.  „Werthers  Leiden“  ruft  eine  Selbstmord- 
häufigkeit hervor,  die  sehr  ansteckend  wurde.  Neuer- 


1 Beihilfe  zum  Selbstmord  und  Tötung  eines  Einw.  1898/99 
Berlin,  Diss.  S.  15. 

2 Grundsätze  über  Verbrechen  und  Strafe.  1785,  S.  166. 

3 Im  neuen  Archiv  Bd.  IX  S.  569. 

4 Nicht  selten  lesen  wir  in  der  Tagespresse,  dass  eine  Mutter 
mit  ihrem  kleinen  Kinde  sich  ins  Wasser  geworfen  hat. 

5 a.  a.  O.  S.  64. 

6 S.  unten  S.  45. 
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dings  hat  eine  sehr  grosse  Epidemie  des  Selbstmor- 
des in  Russland  stattgefunden. 

Dass  der  Selbstmord  ansteckend  wirkt,  erfahren 
wir  aus  den  verschiedenen  Mitteilungen  über  die  Art 
und  Weise  der  Selbstmorde.  Plinius  erzählt  von  einer 
kanadischen  Insel,  auf  der  sich  ein  Apollotempel  be- 
fand, der- auf  einem  Felsen  stand.  Von  diesem  Tem- 
pel haben  sich  viele,  die  hoffnungslos  liebten,  hinunter- 
gestürzt. Diese  Art  des  Selbstmordes  nannte  man 
,,den  verliebten  Sprung“.  Im  Jahre  1793  fanden  in 
Versailles  nicht  weniger  als  1300  Selbstmordfälle 
statt.  Im  Jahre  1772  töteten  sich  in  Paris  15  Inva- 
liden, die  sich  an  einem  öffentlich  ausstehenden  Haken 
aufhingen,  bis  dieser,  um  die  Wiederholung  von  Selbst- 
morden zu  vermeiden,  entfernt  wurde.  Im  Jahre 
1805  nahm  sich  ein  französischer  Soldat  im  Kampf  de 
Boulogne  in  einem  Schilderhaus  das  Leben,  und  seit 
dieser  Zeit  fanden  in  demselben  Schilderhause  viele 
Selbstmorde  statt.1 

In  der  Resolution  des  medizinisch-pharmazeuti- 
schen Bezirksvereins  Bern  unter  dem  16.  Juli  1898 
finden  wir  folgendes  : „Es  ist  Tatsache,  dass  in  un- 
seren grösseren  Städten  nach  einer  mehr  oder  weni- 
ger langen  Pause  mehrere  Selbstmordfälle  rasch  nach- 
einander folgen,  bei  welchen  oft  die  gleiche 
Selbstmordart  gewählt  wurde.  Daraus  lässt 
sich  vermuten,  dass  die  Suggestion , die  der  erste 
Fall  auf  Disponierte  ausübt,  einige  andere  zur  ver- 
zweifelten Tat  treibt.“2  Kann  sich  denn  die  Gesell- 
schaft ruhig  zum  Selbstmorde  verhalten,  der  ihr  viele 
Glieder  entreisst.  Blicken  wir  nur  in  die  Statistik 
des  Selbstmordes,  und  vor  unseren  Augen  wird  ein 

1 Rehfisch'.  Der  Selbstmord  eine  kritische  Studie  1893  S.  38, 
insbesondere  Cap.:  „Die  Verbreitung  des  Selbstmordes  durch  Ver- 
erbung und  geistige  Infektion.“ 

2 Es  wäre  daher  zu  wünschen,  sagt  weiter  die  Resolution,  dass 
die  Tagespresse  künftighin  von  Selbstmordfällen  keine  Notiz  mehr 
nehmen  würde.  Mayr  a.  a.  O.  S.  719  Anm.  1. 
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schreckliches  Bild  erscheinen.  Die  Zahl  der  Selbst- 
morde wächst  von  Jahr  zu  Jahr  und  erreicht  jetzt  nur 
in  Europa  selbst  jährlich  80 — 90tausend  registrierte 
Selbstmordfälle,  abgesehen  davon,  dass  die  statistische 
Erfahrung  der  tatsächlich  sich  ereignenden  Selbst- 
morde sehr  grosse  Schwierigkeiten  bietet.1  Beson- 
ders gross  ist  das  Wachsen  der  Selbstmordfälle  in 
den  zivilisierten  Ländern,  wo  es  immer  mehr  und 
mehr  Schichten  der  Gesellschaft  umfasst,  was  mit 
von  Liszt’s2  Worten  ,,eine  sehr  ernste  Gefahr  für  die 
Leistungsfähigkeit  der  staatlichen  Gemeinschaft  be- 
deutet.“ Darf  man  denn  mit  Hugo  Meyer  überein- 
stimmen 3,  dass  das  Interesse  des  Staates  dem  Selbst- 
mord entgegenzuwirken  nicht  gross  genug  ist?  Es 
genügt,  die  Selbstmorde,  die  neuerdings  in  Russland 
stattfanden , in  Erinnerung  zu  rufen.  Nach  der  Re- 
volution des  Jahres  1905,  infolge  der  Enttäuschung, 
die  in  der  Gesellschaft  eintrat , wurde  die  Zahl  der 
Selbstmorde  ausserordentlich  gross.  In  den  grossen 
Städten  bildeten  sich  ,, Ligen  des  Todes“,  die  mit 
grossem  Erfolge  die  Idee  des  Todes  predigten.  Es 
trug  sich  zu,  dass  Jünglinge  und  Mädchen  besseren 
Standes,  voll  frischer  Kraft,  die  weder  die  Natur  noch 
das  Schicksal  beleidigte , in  Gemeinschaft  mit  „gan- 
zen Gesellschaften“  starben,  auf  einem  Zettel  die  Er- 
klärung hinterlassend,  dass  das  Leben  „nicht  die 
Mühe  wert  sei“.  Sogar  Kinder  des  schulpflichtigen 
Alters  endigten  ihr  Leben  mit  Selbstmord.4  Hat  denn 
keine  Gesellschaftsgefahr  Vorgelegen,  war  denn  die 
Unruhe  umsonst,  die  die  russische  Gesellschaft  um- 
fasste, und  zum  Vornehmen  von  Massregeln  zur  Be- 
kämpfung des  Selbstmordes  veranlasste.  Oder  sollte 

1 Über  diese  Schwierigkeit  S.  Mayr  a.  a.  O.,  S.  720. 

2 Liszt  Vgl  Darstell.  Bd.  5,  S.  138. 

3 Lehrb.  5.  Aufl.  1895  S.  265. 

4 In  Petersburg  nahmen  sich  an  einem  Tage  ungefähr  150 
Jünglinge  das  Leben.  Einige  Mädchen  zusammen,  unter  Chopins 
Musik  haben  Gift  getrunken. 
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man  vielleicht  die  Angst  Klees1  teilen,  dass  durch 
die  den  Selbstmord  bekämpfenden  Massregeln  „geistige 
Antipoden  der  Männer  von  der  Art  eines  Cato“  ge- 
schaffen werden  müssen.  „Heroismus“,  sagt  er,  „wird 
verschwinden  und  das  Gegenteil  wird  nur  zu  ge- 
winnen sein“. 

Der  Selbstmord  ist  zweifellos  eine  sozialgefähr- 
liche Tat  und  damit  ein  Verbrechen!  Die  Vertei- 
diger des  Selbstmordes,  die  für  jeden  Menschen  „das 
Recht  auf  den  Tod“  (Jost)  „das  Recht  über  sich 
selbst“  (Hiller)  fordern,  berufen  sich  darauf,  dass  nur 
unglückliche  Menschen  Selbstmord  begehen , denen 
das  Leben  zur  Last  ist,  und  wir  keine  Gründe  haben, 
ihnen  das  Leben  aufzubürden.2  So  sieht  Jost3  in  dem 
Todesrecht  einen  Abflusskanal  für  die  sich  selbst  zur 
Last  fallenden  Menschen  und  glaubt,  dass  man  mit 
Unrecht  diesen  Kanal  künstlich  verstopft  hat.4  Jost 
äussert  Kümmernis  darüber,  dass  „von  Jugend  auf 
der  freiwillige  Tod,  wenn  schon  nicht  als  Verbrechen, 
so  doch  als  etwas  Unnatürliches  Grauenvolles  dar- 
gestellt wird“,  und  behauptet,  dass  sogar  „ein 
moralischer  Druck  gegen  den  Selbstmord  nicht  zu- 
lässig ist“.  Wellauer5  sieht  keine  Gefahr  für  die 
Gesellschaft  in  dem,  dass  manche  ihrer  Mitglieder 
das  Leben  durch  Selbstmord  endigen.  „Ist  ein  Mensch 
so  weit  gekommen“,  argumentiert  er,  „dass  er  den 
Tod  als  einziges  Mittel  ansieht,  um  seine  Lage  zu 
verbessern,  so  ist  er  meist  in  einer  Verfassung  und 
einem  Zustand,  in  welchem  er  dem  Staate  wenig 
mehr  nützt.  Hier  ist  es  weit  besser  für  den  Staat, 
er  werde  von  dem  lästigen  Bürger  befreit,  als  dass 
er  ihn  durch  Armenunterstützung  vielleicht  noch  lange 

1 a.  a.  O.,  S.  186. 

2 Montesquieu,  Lettres  persones  76.  Brief,  Artur  Feld,  Der  Selbst- 
mord, insbesondere  Anstiftung  u.  Beihilfe  z.  Selbstmord,  1910,  S.  20, 
Wellauer  a.  a.  O.,  S.  60,  Hiller,  Das  Recht  über  sich  selbst,  1908,  S.  15. 

3 a.  a.  O.,  S.  53. 

4 Vgl.  dazu  Wellauer  a.  a.  O.,  S.  58. 

5 a.  a.  O.,  S.  64;  so  auch  Hiller  a.  a.  O.,  S.  29. 
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zu  erhalten  hat  oder  er  als  Verbrecher  keine  Ge- 
fängnisse bevölkert“.  Dass  diese  Behauptung  mit 
Unrecht  aufgestellt  ist,  bedarf  kaum  eines  Beweises. 
Unter  den  Selbstmördern  finden  wir  nicht  wenige 
Namen  bedeutender  Menschen.  Nicht  wenige  Men- 
schen, die  noch  viel  Nutzen  bringen  könnten,  begehen 
den  Selbstmord.  Die  hohe  Zahl  des  Selbstmordes 
unter  der  Jugend  spricht  gegen  Wellauers  Argumen- 
tation. Das  Leben  nehmen  sich  oft  diejenigen,  ,,die 
nicht  die  moralische  Kraft  besitzen,  den  verderblichen 
Trieben  der  eigenen  Naturanlage  und  ungünstigen 
Einflüssen  der  äusseren  Umgebung  zu  widerstehen“.1 
Wenn  es  auch  wahr  wäre,  dass  nur  Unglückliche 
sich  das  Leben  nehmen,  dann  ist  auch  die  Aufgabe 
der  organisierten  Gesellschaft  — des  Staates  — die 
Hand  der  Hilfe  den  Unglücklichen  zu  reichen,  die 
vermöge  der  ungünstigen  Verhältnisse  sich  zu  der 
verhängnisvollen  Tat  entschliessen.2 

In  Bezug  auf  den  Selbstmord  ist  das,  was  Theo- 
dor Tipps  wegen  jedes  Verbrechens  sagt,3  sehr  pas- 
send: ,,Das  Verbrechen  ist  nicht  nur  in  seinen  Fol- 
gen eine  Schädigung  für  den  ungestörten  Ablauf 
des  Lebens  in  diesem  Organismus,  sondern  es  sei 
zunächst  ein  Symptom  dafür,  dass  irgendwo  in  diesem 
Organismus,  also  im  Bestände  der  Gesellschaft  ein 
Schaden  sich  finde,  es  sei  eine  Negation  des  Wohles 
der  Gesellschaft  nicht  nur  sofern  es  für  das  Wohl- 
befinden in  diesem  Körper  einen  Schaden  nach 
sich  ziehe,  sondern  es  sei  in  sich  selbst  eine 
Negation  dieses  Wohles  der  Gesellschaft,  d.  h.  eine 
Negation  der  Gesundheit  des  sozialen  Körpers“.  Der 
Selbstmord  ist  gefährlich  in  sich  selber,  er  stellt  eine 
Negation  des  Wohles  der  Gemeinschaft  in  sich  selber 

J Paulsen,  System  der  Ethik  1891,  Bd.  II,  S.  121. 

2 Vgl.  Obstfelder,  Teilnahme  am  Selbstmord.  Gött.  Diss.  1896, 
Seite  10. 

3 a.  a.  O.,  S.  69. 


— ~ 25  — 


dar,  schon  abgesehen  von  jenen  schädlichen,  sehr 
empfindlichen  Folgen,  die  er  nach  sich  zieht.“ 

Wenn  wir  vom  Selbstmorde  als  einem  Ver- 
brechen, als  einer  sozialgefährlichen  Handlung  spre- 
chen, haben  wir  nicht  den  oder  jenen  Fall  im  Auge.1 
„Der  Massstab,  nach  dem  der  Gesetzgeber  den  Cha- 
rakter des  Verbrechens  bemisst“,  finden  wir  bei 
Jhering,2  „ist  nicht  die  konkrete  Gefährlich- 
keit der  einzelnen  Handlung,  sondern  die  abstrakte 
der  ganzen  Kategorie  von  Handlungen.“  Wir 
können  auch  nicht  sagen,  dass  jede  Handlung  gegen 
das  Verbot  „du  sollst  nicht  töten“  immer  als  Ver- 
brechen, der  Gesellschaft  als  nicht  gewünscht,  gefähr- 
lich erscheint.  So  steht  es  mit  der  Hinrichtung  der 
Verbrecher.  Man  kann  sich  sogar  ein  solches  Zu- 
sammentreffen von  Verhältnissen  vorstellen,  bei  denen 
das  Zufügen  des  Todes  einem  Menschen  auch  ohne 
Rücksicht  auf  seine  Schuld  nicht  als  ein  Verbrechen 
erscheinen  wird.  So  ist  es  bei  Tötung  des  Feigen, 
der  im  Kriege  zurückweicht  oder  von  Geiseln.  Aber 
auf  Grund  solcher  Ausnahmen  wird  doch  niemand 
behaupten,  dass  die  Tötung  eines  Menschen  keine 
verbrecherische  Tat  sei.  Ebenso  wie  wir  kein  Ver- 
brechen der  Tötung  dort  sehen  dürfen,  wo  sie  der 
Gesellschaft  nützt,  so  können  wir  im  Selbstmord  nur 
dann  kein  Verbrechen  erblicken,  wo  es  für  das  Wohl 
der  Gesellschaft  begangen  wurde.3 

Kein  Verbrechen  beging  Iwan  Susanin,  der  sich 
dem  Untergang  überliess,  um  das  Vaterland  zu  ret- 
ten. Kein  Verbrechen  stellt  Arnold  von  Winkel- 

1  Klee,  a.  a.  O.  S.  184  rechnet  jede  Begründung  der  Bestrafung  des 
Selbstm.  als  „unfruchtbar“,  weil  es  im  konkreten  Falle  an  jed- 
wedem Massstabe  dafür  fehlt,  ob  der  Staat  durch  die  Selbstverletzung 
Schaden  leidet  oder  nicht. 

2 Zweck  im  Recht  Bd.  I,  S.  491. 

3 Das  russische  Strafrecht,  das  im  Selbstmord  ein  Verbrechen 
erblickt,  findet  es  für  entschuldbar,  wenn  der  Selbstmörder  aus  patri- 
otischen Gründen  sich  einer  Gefahr  ausgesetzt  oder  um  ein  Staats- 
geheimnis nicht  freizugeben  die  Tat  begangen  hat.  Vgl.  unten  S.  55. 
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rieds  Tat  dar,  der  die  Speere  der  Feinde  packte'  und 
sich  in  die  Brust  stiess,  um  der  Freiheit  eine  Gasse 
zu  bahnen.  Niemand  wird  Themistokles  beschuldigen, 
der,  vom  Grosskönig  aufgenommen,  seinem  Leben 
ein  Ende  machte,  als  der  Perser  tätige  Förderung 
seiner  Pläne  gegen  die  Griechen  verlangte.  Wenn  in 
jedem  konkreten  Falle  des  Selbstmordes  festzustellen 
unmöglich  ist,  ob  die  Gesellschaft  einen  Schaden 
erlitten  hat,  so  hindert  doch  das  nicht,  den  Selbst- 
mord im  allgemeinen  und  im  ganzen  als  etwas  der 
Gesellschaft  Schädliches  und  deshalb  als  ein  Ver- 
brechen zu  betrachten.  Der  Einwand,  dass  der  Selbst- 
mord oft  aus  edlen  Motiven  hervorgeht,  ist  auch  nicht 
stichhaltig. 1 Bei  Beurteilung  einer  Handlung  muss 
ihr  sozialer  Wert  in  Betracht  gezogen  werden,  ihre 
Bedeutung  für  das  allgemeine  Wohl.  Ein  Verbrechen 
ist  auch  dann  ein  Verbrechen,  wenn  der  Täter  sogar 
mit  seiner  Handlung  die  Gesellschaft  zu  beglücken 
dachte.  2 

Aber  sagt  man  uns,  dass  „ein  Recht  darauf,  dass 
ein  Individuum  am  Leben  bleibe,  weder  der  Staat, 
noch  die  einzelnen  Mitmenschen  haben“, 3 dass  ,,es 
doch  kaum  eine  seltsamere  Rechts pflicht  als  die 
zu  leben  und  gesund  zu  bleiben,  gäbe,4  dass 
„niemand  das  Recht  daher  von  einem  anderen  zu 
fordern,  dass  er  sich  eines  unveränderlichen  Rechtes 
nicht  begeben  oder  eines  seiner  unveräusserlichen  Gü- 


1  „Auffallend“ , sagt  Oettingen  über  akuten  und  chronischen 
Selbstmord  1881,  S.  24,  „dass  zunächst  die  sogenannten  edleren  Motive 
beim  Selbstmord  höchst  selten  sind.  Aus  unglücklicher  Liebe  töten 
sich  unter  den  Frauen  kaum  3 Prozent,  unter  den  Männern  viel  weniger. 
Auch  die  religiöse  Schwärmerei  spielt  eine  sehr  untergeordnete  Rolle, 
1 Prozent.  Den  Hauptkontingent  liefern  diejenigen , welche  durch 
lasterhaftes  Leben  dazu  veranlasst  werden“. 

2 „Das  Verbrechen  bleibt  Verbrechen,  auch  wenn  es  noch  so 
löblichen  Zwecken  dienen  sollte“.  Lilienthal,  a.  a.  O.,  S.  37. 

3 Berner,  Lehrb.  d.  deutsch.  Strafr.,  so  auch  Meyer  Julius.  Der 
Selbstmord,  sowie  Anstiftung  u.  Beihilfe  z.  Selbstm.  Rostock  Dis.  1907. 

4 Binding,  Bd.  1,  S.  678,  Handbuch  des  Strafrechts,  1886, 
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ter  nicht  zu  vernichten  hat“,1  dass  ,,eine  Beschädigung, 
welche  sich  der  Beschädigte  selbst  zufügt, 
niemals  eine  Rechtsverletzung  ist  und  nicht  straf- 
bar sein'  kann“  2 und  darum  ,,hat  jeder  Mensch  ein 
Recht  auf  Selbstmord,  und  keine  Gesetzgebung 
darf  hier  einschreiten“.  3 

Was  sollen  aber  die  Ausdrücke:  „der  Staat  hat 
keinen  Rechtsanspruch“,  „der  Mensch  hat  ein  Recht“ 
bedeuten?  Der  Mensch  kann  keine  natürlichen  Rechte, 
d.  h.  solche,  die  nicht  vom  Staat  abhängen,  nicht 
von  ihm  den  Ursprung  nehmen,  haben.  Das  Recht 
wird  von  der  Rechtsordnung  gegeben,  und  es  ist 
nicht  etwas  dem  Menschen  Eigentümliches.  Sogar 
die  P'ähigkeit,  ein  Rechtssubjekt  zu  sein,  ist  auch 
nicht  etwas  dem  Menschen  Eigentümliches. 4 Person 
ist  immer  ein  juristischer  Konstruktionsbegriff.  Des- 
halb kann  es  Menschen  geben,  die  auch  keine  Rechte 
haben,  kann  es  Nichtmenschen  geben,  und  die  doch 
von  der  Rechtsordnung  als  Träger  von  Rechten  und 
Pflichten  anerkannt  sind. 5 Der  Sklave  ist  selbst- 
verständlich ein  Mensch,  und  doch  betrachtet  ihn 
eine  bestimmte  Rechtsordnung  als  Sache.  So  war 
auch  der  Leibeigene  als  Zubehör  des  Grundstückes 
anzusehen.  Juristische  Personen  — - Stiftungen,  An- 
stalten sind  keine  Menschen  und  erscheinen  doch  als 
Träger  von  Rechten  und  Pflichten.  Rechtssubjekte 
sind  nur  diejenigen  Zentren,  um  welche  sich  die 
Rechtsverhältnisse  kraft  des  Willens  des  Gesetzes 
drehen. 6 Der  Staat  von  seinen  Aufgaben  und  be- 

1 Stübel,  a.  a.  O. 

2 Hälschner,  Deutsches  Stralrecht,  1881,  Bd.  I,  S.  468. 

8 Artur  Feld,  Der  Selbstmord,  insbesondere  Anstiftung  und 
Beihilfe  zum  Selbstmord,  S.  24. 

4 Vergl.  Kelsen,  Hauptprobleme  der  Staatsrechtslehre,  entwickelt 
aus  der  Lehre  vom  Rechtssatze,  1911,  S.  520. 

5 Binding,  a.  a.  O*  S.  719;  „Nun  bestimmt  das  positive  Recht, 
wer  Person  sein  soll,  und  was  Person  sein  heisst“. 

6 Scherschenjewitz,  Lehrbuch  des  Russisch.  Bürgerlichen  Rechts, 
1911,  S.  82 
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rechtigten  Zwecken 1 ausgehend,  legt  seinen  Mit- 
gliedern Pflichten  auf,  bietet  ihnen  der  Gesellschaft 
nützliche  Handlungen  zu  erfüllen  und  verbietet  der 
Gesellschaft  schädliche  Handlungen.  Je  mannigfaltiger 
und  komplizierter  die  menschlichen  Verhältnisse  sind, 
je  zahlreicher  die  besonderen  von  der  Gesellschaft 
verfolgten  Zwecke,  je  mehr  und  enger  sich  die  In- 
teressen der  Menschen  durchflechten,  desto  grössere 
Ansprüche  macht  die  Gesellschaft  auf  die  einzelnen 
Mitglieder.  Wenn  der  Staat  diese  höchste  mensch- 
liche Organisation  für  sich  als  notwendig  erachtet, 
dann  beansprucht  er,  dass  die  Persönlichkeit  „am 
Leben  bleibe“,  stellt  eine  Rechtspflicht  „gesund  zu 
bleiben“  auf.  So  straft  Hadrian  den  Soldaten,  der 
den  Selbstmord  versucht  hat.  Justinian  straft  die 
Kastration  und  macht  es  zur  Pflicht,  gesund  zu  sein. 
Eine  Pflicht  gesund  zu  sein,  wenn  der  Staat  es  be- 
darf, auferlegt  der  § 142  des  StGB.,  der  lautet:  „Wer 
sich  vorsätzlich  durch  Selbstverstümmelung  . . . zur 
Erfüllung  der  Wehrpflicht  untauglich  macht,  wird 
mit  Gefängnis  nicht  unter  einem  Jahre  bestraft;  auch 
kann  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  er- 
kannt werden“.  Diese  Beispiele  zeigen  sehr  klar, 
wie  unbegründet  Hälschners  Behauptung  ist,  „dass 
eine  Beschädigung,  die  der  Beschädigte  sich  selbst 
zufügt,  niemals  eine  Rechtsverletzung  ist  und  kann 
darum  an  sich  nicht  strafbar  sein“. 

Damit  eine  Handlung  als  Verbrechen  erachtet 
und  durch  ein  Strafgesetz  verboten  sei,  ist  es  immer 
genügend,  dass  sie  von  der  Gesellschaft  als  schädlich, 
gefährlich,  ungewünscht  betrachtet  werde.  Dabei  ist 
es  nicht  notwendig,  dass  die  Gefahr  gegen  eine 
andere  als  gegen  die  Person  des  Täters  sich  richte. 
Es  kann  auch  eine  solche  Handlung  verboten  sein, 

1 Berechtigte  Zwecke  im  Sinne  der  "Rechts-Ordnung  können 
nur  solche  sein,  welche  dem  Interesse  des  sozialen  Ganzen  dienen. 
Dohne,  Die  Rechtswidrigkeit  als  allgemeingültiges  Merkmal  im  Tat- 
bestände strafbarer  Handlungen,  1905,  S.  61. 
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die  dem  Täter  selber  mit  Gefahr  droht.1  Der  Mensch 
ist  nicht  ein  in  sich  besonders  geschlossenes  Ich,  son- 
dern nur  ein  konstitutiver  Teil  eines  Ganzen  der  Ge- 
meinschaft. Der  Mensch  als  Individuum  kann  nur 
aufgefasst  werden  als  eine  Einzelkraft  im  Sinne  der 
Leibnizschen  Monade.  2 Eine  Persönlichkeit  ist  ausser 
der  Gesellschaft  wie  ausser  der  materiellen  Welt  un- 
denkbar. In  der  Welt  finden  wir  keine  einzelnen 
Menschen,  sondern  Gemeinschaften.  Aber  eine  Ge- 
meinschaft ohne  Individuen  ist  freilich  doch  auch 
nicht  denkbar. 

Als  letzter  Zweck  der  Rechtsordnung  erscheint 
das  Wohl  der  Gesamtheit  der  Menschen,  letztere 
nur  als  Mittel  zum  Erreichen  dieses  letzten  Zweckes. 
Die  Entfaltung  des  Ganzen  setzt  die  Entfaltung  der 
Teile,  ihr  Wohl  und  Blühen  voraus.  Deshalb  kümmert 
sich  die  Gesellschaft  eifrig  um  ihre  einzelnen  Mit- 
glieder, sie  kann  sich  nicht  gleichgültig  dazu  verhalten, 
dass  ihre  Mitglieder  offenbar  zum  eigenen  Schaden 
handeln  und  kann  auch  nicht  gestatten,  dass  sie  ihrem 
Dasein  ein  Ende  machen.3 

Klee4  fordert  ,,die  Straflosigkeit  der  reinen,  d.  h. 
auf  das  eigene  Selbst  beschränkende  Selbstverletzung.“ 
Er  behauptet,  dass  ,,das  eigene  physische  oder  mora- 
lische Wohl  des  Individuums  den  Strafrechtseingriff 
des  Staates  nicht  rechtfertigt,  Über  seinen  Leib 
und  seine  Seele  muss  das  Individuum  unbeschränkter 
Herr  sein.  Hieraus  folgt  die  Straflosigkeit  der 
Selbstverletzung.  Der  Einzelne  kann  nicht  recht- 
lich gezwungen  werden,  etwas  zu  tun  oder  zu  unter- 
lassen , weil  es  für  ihn  besser , zuträglicher  wäre, 
weil  er  nach  der  Meinung  anderer  damit  klüger 
und  vernünftiger  handeln  würde“. 5 Mit  ähnlichen 

1 Anders  Geib,  Lehrb.  des  deutschen  Strafr.  1861,  S.  348. 

2 Gerland,  Gerichtssaal  Bd.  57,  S.  86. 

3 Vgl.  Wiemann,  Tötung  auf  Verlangen  1896. 

4 Gold.  Arch.  48,  1179,  Bd.  50,  S.  383. 

5 Nun  gibt  es  aber  Schulzwang,  Impfzwang,  Versicher.-Zwang  usw. 
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Argumenten  sucht  Meyer  Julius1  die  Straflosigkeit 
des  Selbstmordes  zu  rechtfertigen.  „Der  Selbstmord“, 
sagt  er,  „ist  als  reine  Tatsache  hinzunehmen,  als  Er- 
eignis, das  einzigartig  dasteht,  strafrechtlich  aber  in- 
different ist,  wie  überall  eine  Angriffshandlung  auf 
den  rechtlichen  Organismus  des  Staates  fehlt.  Der 
^Selbstmörder  vernichtet  sich  selbst  und  will  nur  sich 
selbst  vernichten“.  Diese  Argumente  zu  Gunsten  des 
Selbstmordes  könnten  nur  dann  angenommen  werden, 
wenn  wir  wirklich  die  Persönlichkeit  von  der  Ge- 
samtheit loslösen  könnten.  Wir  können  da  das  sagen, 
was  Köhler  bei  einer  anderen  Veranlassung  ge- 
äussert  hat:2  „Es  ist  ein  Grundfehler  irriger  Theorie, 
wenn  man  zwischen  dem  einzelnen  und  der  Gesamt- 
heit eine  Kluft  setzt,  wie  wenn  es  sich  um  zwei  ver- 
schiedenartige Wesen  handelte.“  Die  Persönlichkeit 
als  einen  integrierenden  Teil  des  Gemeinschaftsbun- 
der  betrachtend,  dürfen  wir  nicht  sagen,  dass  es  der 
Gesellschaft  gleichgültig  sein  kann,  wenn  „der  ein- 
zelne sich  vernichtet  und  nur  sich  selbst  vernichten 
will.“  „Der  Mensch  ist  nicht  ein  blosser  Privat- 
mensch, sondern  ein  öffentliches  Rechtswesen3,4.  Das 
Strafgesetz  stellt  unter  seinen  Schutz  bestimmte  Gü- 
ter, die  als  notwendige  Bedingungen  des  Fortlebens 
der  Gesellschaft  anerkannt  sind,  und  je  wichtiger  das 
Gut  ist,  mit  desto  grösseren  Garantien  ist  es  umgeben 
und  desto  weniger  ist  es  der  Verfügung  des  einzel- 
nen überlassen.5  Die  Rechtsordnung  beschränkt  dem- 

1 a.  a.  O.  22. 

2 Gedanken  über  die  Ziele  des  heutigen  Strafr.  Leipzig  1909. 

3 Schaper  in  v.  Holzendorffs  Handb.  II,  S.  116.  Vgl.  dazu 
Obstfelder  S.  10. 

* „Man  kann  allerdings  beobachten“,  sagt  Finger  (S.  411  Anm. 
535  des  Lehrb.),  „dass  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  mehr  und  mehr 
die  Anschauung  den  Boden  gewinnt,  die  das  Individuum  nicht  mehr 
als  solches,  sondern  als  konstitutiven  Teil  des  grösseren  Ganzen  der 
Societät  betrachtet.  Vielmehr  als  früher  gehört  jedes  einzelne  Indi- 
viduum mit  seinem  Tun  der  Allgemeinheit“. 

5 Vergl.  Liszt  Lehrb.  des  deutsch,  Str.  892  S.  C99 — 700, 


31 


jenigen  die  Möglichkeit  des  Verfugens  über  sein  Ver- 
mögen, der  infolge  eines  übermässig  üppigen  Lebens 
und  leichtsinniger  Versch Wendung  sich  der  Gefahr, 
in  Armut  zu  geraten,  überlässt.  Desto  mehr  Gründe 
gibt  es,  dass  auch  die  Rechtsordnung  der  Selbstver- 
nichtung Hindernisse  setzt.  Der  § 216  des  StGB,  er- 
kennt auch  das  freie  Verfügen  des  einzelnen  über 
sein  Leben  nicht  an.1 

„Leben  und  Gesundheit“,  sagt  darum  Kiel2  „wird 
die  Rechtsordnung  schwerlich  als  Rechtsgüter  er- 
achten dürfen,  die  der  Willkür  ihres  Inhabers  über- 
lassen werden  könnten.  Je  mehr  der  Zug  der  Zeit 
dahinginge,  Leben  und  Gesundheit  als  Freigut  auf- 
zufassen, desto  mehr  hätte  der  Staat  einer  solchen 
Auffassung  entgegenzutreten.“  „In  der  Erhaltung 
der  Integrität  des  Individuums“,  sagt  er  am  an- 
deren Orte,3  „ist  der  Staat  und  die  Allgemeinheit  be- 
teiligt.“ 4 

Zu  Gunsten  des  Selbstmordes  wird  öfter  das  Ar- 
gument angeführt,  dass,  wenn  der  Staat  wirklich 
Gründe  gehabt  hätte,  dem  einzelnen  zu  verbieten, 
sich  das  Leben  zu  nehmen,  dann  müsste  er  mit  desto 
besserem  Grunde  die  Auswanderung  verbieten.  Wir 

1 Weber  (Deutsche  Jur.  Zeit.  Bd.  6,  „Ist  Selbstmord  straflos? 
S.  359)  hält  es  für  unrichtig,  den  Selbstmord  für  straflos  zu  erklären, 
wenn  das  leichtsinnige  Verfügen  über  sein  Vermögen  wenn  auch  nicht 
strafende,  so  doch  unangenehme  Folgen  nach  sich  zieht. 

2 Goltdamers  Archiv  Bd.  54,  S.  388. 

3 S.  371. 

4 Feuerbach  § 241  d.  Lehrb.  erachtet  den  Selbstmord  als  Ver- 
brechen von  dem  Grundsatz  ausgehend,  dass  wer  in  den  Staat  ein- 
tritt,  dem  Staate  seine  Kräfte  verpflichtet  und  rechtswidrig  handelt, 
wenn  er  ihm  diese  durch  Selbstmord  raubt. 

„Der  Selbstmord  nach  Beling  (Die  Lehre  vom  Verbrechen 
S.  223)  ist  keineswegs  wie  gewöhnlich  gelehrt  wird,  eine  nicht  rechts- 
widrige Handlung,  sondern  der  Grund,  weshalb  er  nicht  gestraft  wird, 
ist  lediglich  der,  dass  er  keinen  Verbrechenstypus  ausmacht,  weil  die 
Tötungstatbestände  auf  Tötung  eines  anderen  zugeschnitten  sind. 

Vergl.  Köhler  Tatbestandmerkmal  und  Strafbarkeitsbedingung, 
Seite  6. 
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sehen  aber  das  Gegenteil.  Die  Staaten  geben  sich 
Mühe,  Kolonien  zu  erwerben,  wohin  sie  die  über- 
flüssige Volkskraft  zu  richten  bestrebt  sind.  Sie  hin- 
dern nicht  nur  nicht  die  Emigration  aus  dem  .Staats- 
gebiete, sondern  nehmen  sogar  die  Sorge  auf  sich, 
sie  zu  regulieren,  muntern  sie  noch  auf.  . . Wenn 
wir  im  Selbstmord  ein  den  Staat  schädigendes  Er- 
eignis sehen  möchten,  desto  mehr  müssten  wir  es  in 
der  Emigration  sehen,  gegen  welche  wir  mit  Ver- 
boten auftreten  müssten.  „Der  Auswanderer“,  sagt 
Wellauer,1  „verlässt  immerhin  in  voller  Kraft  die 
Heimat  und  nimmt  ihr  nicht  nur  die  Arbeitskraft, 
sondern  auch  Vermögen  aus  ihr.  Darum,  bis  dem 
freien  Bürger  die  Möglichkeit,  den  Staat  zu  wechseln 
gegeben  ist,  solange  die  Auswanderung  nicht  ver- 
boten ist  und  bestraft  wird,  kann  auch  der  Selbst- 
mord analoger  weise  nicht  unter  Strafe  gestellt  werden.“2 3 

Wenn  die  Gesellschaft  sich  so  passiv  zum  Selbst- 
mord ihrer  Mitglieder  wie  zum  Auswandern  derselben 
in  einen  anderen  Staat  verhalten  könnte,  dann  würde 
niemand  die  Losung  einer  Bekämpfung  des  Selbst- 
mordes aufstellen  und  umgekehrt.  Wir  sind  über- 
zeugt, dass  wenn  die  Ausfahrt  eines  uns  nahestehenden 
Menschen  in  einen  fremden  Staat  so  bedeutend  wäre, 
wie  sein,  wenn  auch  freiwilliger  Tod,  dann  würde 
die  Rechtsordnung  äls  Ausdruck  des  gesellschaft- 
lichen Willens  einen  Anlass  haben,  die  Emigration 
zu  verbieten. 

Nun  hält  man  uns  das  Prinzip  der  Freiheit 
des  Menschen  entgegen.  Der  Mensch  will  frei 
sein , will  ungestört  über  sein  Leben  verfügen. 8 
„Der  Mensch“,  sagt  Artur  Feld4  mit  Tolstois  Worten, 
„hat  als  denkendes  Wesen  seinen  freien  Willen  und 

1 a.  a.  O.,  S.  63. 

* Ebenso  Julius  Meyer,  a.  a.  O.,  S.  22;  Wächter,  Lehrbuch 
des  röm. -deutsch.  Strafr,,  1825,  S.  100. 

3 Hiller,  a.  a.  O.,  S.  31. 

4 a.  a.  O.,  S.  25. 


33 


was  er  tun  kann,  dazu  hat  er  das  Recht“.1 
Aber  wer  erscheint  im  Sinne  des  Rechtes  als  eine 
Persönlichkeit,  von  wessen  Freiheit  ist  die  Rede ; 
ist  denn  der  Mensch  nach  dem  Recht  wirklich  frei 
und  hat  er  das  Recht  zu  allem,  was  er  tun  will? 
Infans,  furiosus  sind  auch  Menschen,  wollen  auch  frei 
sein,  über  sich  nach  Belieben  verfügen.  Der  Ver- 
brecher ist  auch  eine  Persönlichkeit,  gehört  der  Ge- 
sellschaft an  und  will  auch  frei  sein.  Wenn  wir  eine 
Handlung  von  ihrer  rechtlichen  Seite  beurteilen,  dürfen 
wir  nicht  ethische  Begriffe  über  die  menschliche  Frei- 
heit heranziehen,  weil  im  Recht  der  Mensch  nur  so- 
viel Freiheit  erhält,  als  ihm  von  der  Rechtsordnung 
zugesprochen  wird.  2 

Hinsichtlich  einer  Handlung,  die  wir  als  eine  der 
Gesellschaft  schädliche  betrachten,  kann  von  einer 
Rechtsfreiheit  keine  Rede  sein.  Die  Rechtsordnung 
erscheint  uns  als  ein  Netz  von  Ge-  und  Verboten, 
unter  welchen  sich  das  tatsächliche  Leben  abspielt. 
Das  Netz  ist  von  dem  allgemeinen  Willen  gewebt, 
und  wo  es  notwendig  ist,  da  lässt  er  eine  Masche 
weiter  auseinandergehen  oder  zieht  sie  enger.  Jede 
Norm  verfolgt  das  allgemeine  Wohl  und  beengt  die 
Freiheit  der  Persönlichkeit  wegen  des  allgemeinen 
Interesses.  Wenn  nun  das  Interesse  der  Allgemein- 
heit in  der  Erhaltung  des  Lebens  des  Individuums 
besteht,  so  verbietet  die  Rechtsordnung  den  Angriff 
auf  das  Leben,  wenn  auch  die  Bitte  der  betreffenden 
Person  auf  eigene  Vernichtung  erfolgte.  „W'as  be- 
strafen Sie  denn,  meine  Herren“,  sagte  der  Bericht- 
erstatter und  Abgeordnete  Evelt 3 bei  den  Reichs- 
tagsverhandlungen über  den  § 216  RStGB.,  „wenn  Sie 
die  Tötung  eines  Einwilligenden  strafen?  Sie  strafen  ja 
nicht  die  Tat,  dass  der  Betreffende,  dem  man  auf 

1 Vergl.  Jost,  a.  a.  0.,  S.  53. 

2 Freiheit  ist  nicht  Willkür,  sondern  ein  richtiges  Wollen,  d.  h.  ein 
Wollen,  das  nicht  dem  Allgemeinen  widerspricht.  Dohna,  a.  a.  O.,  S.  14. 

3 Sten.  Berichte  II.  p.  659. 
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seinen  Wunsch  und  sein  Verlangen  das  Leben  ge- 
nommen hat,  Sie  strafen  nicht  den  Umstand,  dass 
das  Leben  des  Einzelnen  gekürzt  ist,  sondern  vielmehr 
das  Faktum,  dass  das  öffentliche  Interesse  in 
der  Vernichtung  des  Lebens  des  einzelnen 
einen  tiefen  Schaden  erleidet“.  Das  Leben 
des  Menschen  ist  zum  Gegenstand  des  Strafschutzes, 
wie  es  aus  dem  § 216  des  StGB,  erscheint,  geworden, 
nicht  nur,  weil  der  betreffende  Mensch  an  seinem 
Leben  ein  Interesse  hat.  Es  ist  ein  Gegenstand  des 
Schutzes  auch  dann,  wenn  der  Mensch  diesen  Schutz 
nicht  will;  das  Leben  ist  dann  geschützt  wegen  der 
Erhaltung  des  Bestandes  der  Gesellschaft.  Die  Ver- 
nichtung eines  Lebens  ruft  bei  uns  die  Vorstellung 
eines  erlittenen  Verlustes,  eines  Nachteils  hervor. 
Helft  er1  hat  Recht,  wenn  er  die  Menschentötung  als 
jede  Handlung,  wodurch  ein  Mensch  seines  Lebens 
beraubt  wird,  definiert,  wohin  auch  die  Handlung 
des  Selbstmörders  gehört.  Der  Schmerz,  den  jede 
gewaltsame  Vernichtung  eines  Menschenlebens  in  uns 
hervorruft,  begleitet  auch  den  Selbstmord.  Erkennen 
wir  ihn  als  eine  der  Gemeinschaft  schädliche  un- 
gewünschte Handlung  an,  so  erkennen  wir  ihn  als 
ein  Verbrechen,  das  eine  Reaktion  seitens  des  Staates 
hervorrufen  muss  . . “ 

Klee  äussert  die  Befürchtung,  wie  wir  schon 
erwähnt  haben  (oben  S.  23),  dass  das  Entgegenwirken 
gegen  den  Selbstmord,  des  Verbieten  von  Selbst- 
verletzungen als  verhängnisvoll  für  die  Gesellschaft 
erscheinen  kann.  Dem  Menschen  ist  der  Tod  nicht 
schrecklich,  er  fürchtet  kein  Leiden,  er  zeigt  eine 
Mannhaftigkeit,  indem  er  sich  verstümmelt.  Wir 
würden  doch  durch  Bekämpfung  des  Selbstmordes 
geistige  Antipoden  nach  der  Art  von  Cato  und  Mutius 
Scaevola  schaffen.  ,,Auf  die  im  Selbstmord  sich 
manifestierende  Geringschätzung  des  eigenen  Lebens 


1 Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen  Strafrechts,  1854,  S.  178. 
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ist  der  Staat  zu  seiner  Erhaltung  sogar  angewiesen. 
Ja,  man  kann  sagen,  dass  der  Staat  von  der  frei- 
willigen Selbstverletzung  der  Individuen  lebt“.  Darum 
müssen  wir  sogar  zufrieden  sein  mit  der  Selbstmord- 
erscheinung. 

Auffallend  ist  die  Tatsache,  dass  die  Apologeten 
des  Selbstmordes  einerseits  uns  einen  fürchterlichen 
Seelenzustand  zeichnen,  ein  Bild  von  Pein  und  Leiden 
derjenigen  Menschen  darstellen,  die  sich  zum  ver- 
hängnisvollen Schritt  des  Selbstmordes  entschliessen, 
behauptend,  dass  es  nur  Unglückliche  sind,  die  der 
Gesellschaft  sowieso  zur  Last  fallen  würden , dass 
wir  kein  Interesse  an  den  schwachen  kleinlichen 
Seelen  der  Selbstmörder  haben  können. 

Andererseits  hören  wir  die  Hymne  des  Selbst- 
mordes; man  findet  in  ihm  eine  Herrlichkeit  der 
Seele,  der  Verwegenheit  und  Mannhaftigkeit,  die 
Krone  der  Freiheit.  — Werden  wir  vielleicht  den- 
jenigen einen  mutigen,  freien  Menschen  nennen,  der 
sich  verstümmelt,  um  sich  einen  mitleiderregenden 
Anschein  zu  geben,  und  andere  zum  Schenken  von 
Almosen  zu  bewegen?  Sollen  wir  solche  Handlungen 
verbieten  oder  Klees  folgende  Worte  berücksichtigen?: 
,,Es  wäre  unbillig,  das  Verlangen  zu  stellen,  dass  der 
Mensch  sich  nur  für  die  Zwecke  des  Staates  selbst 
verletze;  er  ist  sich  selber  näher  als  der  Staat  und 
darf  sich  auch  um  seiner  selbst  willen  verletzen 
und  töten“. 

Ist  denn  jede  Mannhaftigkeit,  Furchtlosigkeit 
vor  Leiden  ein  Merkmal  der  Herrlichkeit  der  Seele? 
Dann  müssten  wir  sie  bei  den  schlimmsten  Ver- 
brechern suchen,  denen  der  Tod  nicht  schrecklich 
ist,  abgesehen  davon,  dass  sie  verstehen,  dass  er  als 
Folge  ihres  Tuns  eintreten  kann.  Nach  der  Be- 
obachtung eines  Priesters  aus  Bristol  ergab  sich,  dass 
unter  167  Menschen,  denen  er  das  heilige  Abend- 
mahl vor  der  Hinrichtung  reichte,  151  schon  Zu- 

3* 
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schauer  der  öffentlichen  Hinrichtung  waren. 1 Sollen 
wir  vielleicht  ihre  Mannhaftigkeit  besonders  hoch 
schätzen  ? 

Welche  Motive  sprechen  noch  gegen  die  Mög- 
lichkeit des  Anerkennens  des  Selbstmordes  als  ein 
Verbrechen  um  nicht  mit  den  Prinzipien  des  Rechtes 
in  Widerspruch  zu  geraten?  Gegen  die  Bestrafung 
des  Selbstmordes  stellt  man  immer  wieder  die  Theorie 
des  freien  Vertrages  auf.  „Die  Rechtsordnung  ist 
aus  dem  Schutzbedürfnis  der  Schwächeren  gegen 
den  Stärkeren  entsprungen,  sie  ist  ein  Ergebnis  der 
Übereinkunft  der  Menschen ; man  kann  den  Bürger 
nicht  zwingen,  im  Staate  zu  bleiben.“  Montesquieus 
Worte:2  „Warum  soll  ich  noch  einer  Gesellschaft 
dienen,  der  ich  nicht  länger  anzugehören  vermag? 
Warum  soll  ich  wider  meinen  Willen  einen  Vertrag 
halten.  — Wechselseitiger  Vorteil  ist  die  Grundlage 
der  Gesellschaft;  wie  kann  man  mich  also  hindern, 
mich  von  ihr  loszusagen,  wenn  ich  den  meinigen  nicht 
mehr  finde?“,  werden  fortgesetzt  wiederholt. 

Nicht  der  Einzelne  erscheint  als  die  Quelle  des 
Rechts,  nicht  auf  seiner  Autorität  ruht  das  Recht.  Das 
Recht  ist  schon  mit  dem  Menschen  als  einem  Mitglied 
der  Mehrheit  gegeben.  Einzelne  nicht  gruppenweise 
existierende  Menschen  sind  nicht  denkbar.  Das  Recht 
ist  sogar  keine  Schöpfung  der  Gruppe  und  ist  nach 
Gerlands  Worten3  „eine  Qualität  der  Societät,  ohne 
welche  diese  überhaupt  nicht  gedacht  werden  kann“. 
Der  Mensch  gehört  immer  einer  Gruppe  an,  er  ist 
immer  durch  Normen  beschränkt.  Die  Gemeinschaft 
beansprucht  immer  den  einzelnen,  erlegt  Pflichten 
auf,  unabhängig  von  dem,  ob  der  einzelne  sich  ihnen 
unterwerfen  will  oder,  ob  er  auch  Vorteile  hat  oder 
nicht.  Zuerst  das  Ganze  und  dann  die  Teile ; zuerst 

1 Sergcewsky,  a.  a.  O.,  S.  122. 

2 Lettres  Persanes  76,  Brief  1761. 

3 „Die  verschiedenen  Formen  der  Strafverfolgung,  insbesondere 
in  der  deutschen  Strafprozessordnung.  Gerichtssaal,  Bd.  57,  S.  87. 
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die  Gesellschaft  und  dann  das  Individuum.  Wenn 
die  Rechtsordnung  den  Tod  des  einzelnen  im  Inter- 
esse der  Allgemeinheit  zu  fordern  für  möglich  er- 
achtet, so  besteht  auch  die  Möglichkeit,  einen  Rechts- 
anspruch aufzustellen,  dass  der  einzelne  am  Leben 
bleibe. 

Dass  der  Selbstmord  eine  unsittliche  Tat  sei, 
darin  stimmen  fast  alle  Kriminalisten  überein.  Aber 
ihn  dem  Gebiete  der  Sittlichkeit  zuzuschreiben,  er- 
blicken manche  einen  Grund  für  seine  Straflosigkeit, 
andere  einen  Grund  für  die  Strafbarkeit.  Einige 
beschränken  sich  bei  der  Behauptung,  dass  der  Selbst- 
mord eine  unsittliche  Handlung  sei,  darauf,  dass  dies 
keines  Beweises  bedürfe,  aber  doch  sei  er  keine 
strafbare  Tat,  und  erachten  nicht  für  notwendig, 
diese  Behauptung  näher  zu  begründen.  Diejenigen, 
welche  für  die  Straflosigkeit  des  Selbstmordes  und 
den  Versuch  desselben  Begründungen  aufzustellen 
versuchen,  ,, kranken“,  wie  Hiller  richtig  bemerkt,  1 
„an  Kasuistik,  sie  sind  nicht  durchgreifend,  allgemein- 
gültig prinzipiell“. 

„Der  Selbstmord“,  nach  Berner, 2 „ist  eine  un- 
sittliche Handlung.  Aus  dem  Interesse  der 
öffentlichen  Sittlichkeit  lässt  sich  allerdings  eine  Be- 
strafung des  Selbstmordes  rechtfertigen.“ 

Jarke3sagt:  „Was  insbesondere  die  Selbstver- 
stümmelung oder  Selbsttötung  oder  deren  Versuch 
betrifft,  so  liege  kein  Grund  vor,  warum  in  einem 
positiven  Rechte  diese  an  sich  unsittliche  Hand- 
lung nicht  für  ein  Verbrechen  erklärt  werden  könnte“ 
und  nach  Hepp4  „ist  es  gewiss  nicht  unvernünftig, 
den  Selbstmord  mit  Strafe  zu  belegen“. 


1 a.  a.  O.,  S.  21. 

2 Lehrbuch  des  Strafrechts,  1898,  S.  98. 

3 Handbuch  des  gern,  deutschen  Strafrechts,  1827,  S.  108. 

4 Versuche  über  einige  Lehren  der  Strafrechtswissenschaft,  1827, 
S.  195. 
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Lion1  sagt  folgendes : ,,Das$  der  Selbstmord  in 
der  Tat  eine  unsittliche  Handlung  ist,  bedarf  keines 
Beweises.  Unsittlich  ist  es,  sein  Leben  willkürlich 
zu  verkürzen,  weil  hier  der  Mensch  aus  Mangel  an 
Achtung  vor  seiner  Vernunft  würde  oder  aus  Ver- 
zweiflung das  vernichtet,  was  die  Bedingung  ent- 
hält, diese  Würde  und  die  ihm  verliehenen  Kräfte 
seiner  Bestimmung  gemäss  fernerhin  zu  behaup- 
ten, kurz,  weil  der  Selbstmörder  mit  seiner  Ver- 
nichtung sich  zugleich  dieser  Vernunftwürde  be- 
raubt.“ Und  wenn  der  Selbstmord  unsittlich  ist,  so 
erachtet  es  Lion  für  möglich,  im  Interesse  der  All- 
gemeinheit ihn  unter  Strafe  zu  stellen.  Abbeg  2 meint, 
dass,  wer  sich  gegen  sein  Leben,  seine  Gesundheit, 
die  Integrität  seiner  Glieder  feindlich  verhält,  eine 
Unsittlichkeit,  aber  nicht  eine  dem  Strafrecht  ver- 
fallene verbrecherische  Handlung  begeht. 

Halschner3  erblickt  in  dem  Selbstmord  eine  un- 
sittliche Handlung  aber  kein  Verbrechen,  von 
dem  ausgehend,  dass  ,,der  Mensch  zu  sich  selbst 
nicht  in  einem  rechtlichen,  sondern  ledig- 
lich in  einem  moralischen  Verhältnis  steht“. 

Wellauer,4  Hälschner  folgend,  meint,  dass  der 
Selbstmord  nicht  etwas  widerrechtliches,  sondern  eine 
unsittliche  Tat  ist  und  äussert  folgendes:  „Dass  es 
sich  um  eine  unsittliche  Tat  handelt,  darin  sind 
sich  alle  einig,  und  wir  glauben,  die  Ansichten  darüber 
werden  sich  wohl  schwerlich  ändern.5  Daraus  jedoch 
eine  Strafe  des  Selbstmordes  ableiten  zu  wollen,  geht 

1 Ist  Beihilfe  zum  Selbstmord  strafbar  ? Goltd.  Arch.  Bd.  6,  S.  458. 

s Untersuchungen  aus  der  Strafrechtswissenschaft,  1830,  S.  74. 

3 System  des  preuss.  Strafr.,  1858,  S.  24. 

4 a.  a.  O.,  S.  57. 

5 Artur  Feld,  a.  a.  O.,  S.  20,  findet,  dass  der  Selbstmord  eine 
sittliche  Tat  ist,  wenigstens  keine  unsittliche.  Die  Sittlichkeit  des 
Einzelnen,  meint  er  (S.  18)  fällt  zusammen  mit  seiner  Ehrenhaftigkeit, 
und  dieses  letztere  findet  er  beim  Selbstmörder.  — Jost  bemüht  sich, 
den  Selbstmord  zu  rechtfertigen  und  sogar  zu  verherrlichen.  So  auch 
Hiller,  S.  10  f. ; Meyer,  S.  18. 
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entschieden  zu  weit.  Der  Mensch  steht  zu  sich 
selbst  in  einem  moralischen,  nicht  in  einem 
rechtlichen  Verhältnis“.  ,,Die  Unsittlichkeit“, 
sagt  auch  Wellauer,  ,,kann  nicht  die  Bestrafung  recht- 
fertigen.“  Aber  ein  wenig  weiter,1  wo  er  über  die 
Beihilfe  zum  Selbstmord  spricht,  finden  wir:  ,,Aus 
Gründen  der  Sittlichkeit  eine  Bestrafung 
sich  vollkommen  rechtfertige.  Dass  der  Staat 
aber  aus  Gründen  der  Sittlichkeit  ein  Recht  hat,  ein- 
zuschreiten, dürfte  wohl  kaum  bezweifelt  werden“. 

Bei  Köstlin 2 finden  wir  auch  die  Meinung,  dass, 
wenn  jemand  an  sich  selbst  eine  Verletzung  begeht, 
er  eine  Unsittlichkeit  begeht,  aber  kein  Verbrechen, 
weil  sie  nicht  in  die  soziale  Sphäre  hinein- 
gehört. 

Wenn  wir  nun  anerkennen,  dass  eine  bestimmte 
Handlung  eine  unsittliche  ist,  so  müssen  wir  unver- 
meidlich die  Behauptung,  dass  ,,sie  nicht  in  die  soziale 
Sphäre  hineingeht“,  d.  h.  dass  sie  die  Interessen 
der  Gemeinschaft  nicht  trifft,  verwerfen. 

Sittlichkeit  ist  eine  soziale  Erscheinung,  ein  Ergebnis 
des  Zusammenwirkens  der  Menschen.  Für  einen  Men- 
schen ausser  der  Gesellschaft  würden  weder  Normen  des 
Rechts  noch  der  Sittlichkeit  existieren.  Die  sittlichen 
Normen  haben  den  sozialen  Ultilitarismus  zu  Grunde 
gelegt,  der  den  Ausgangspunkt  aller  gesellschaft- 
lichen Normen  darstellt.  Eine  gegebene  soziale  Gruppe 
betrachtet  als  gut,  als  sittlich  alles,  was  ihr  nützlich 
erscheint  und  nennt  schlecht  und  unsittlich  das,  was 
sie  für  sich  als  schädlich  erachtet.  Das  Sittliche  fällt 
mit  dem  sozial  Nützlichen,  das  Unsittliche  mit  dem 
sozial  Schädlichen  zusammen. 3 Deshalb  hängt  der 
Inhalt  der  Normen  der  Sittlichkeit  von  den  Beding- 
ungen des  Gesellschaftslebens  und  seiner  Bedürfnisse 
ab.  Die  Tahitier  z.  B.,  die  den  Mord  überhaupt 

1 S.  84. 

2 System  des  deutschen  Strafrechts,  1855,  S.  99. 

3 So  Makarewicz,  a.  a.  O.,  S.  45. 
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streng  verbieten,  finden  nichts  Tadelnswertes  in  der 
Tötung  der  Kranken,  Greise  und  Kinder,  die  der 
Gesellschaft  bei  den  dürftigen  Daseinsbedingungen 
zur  Last  fallen. 

Die  Päderastie,  welche  wir  als  schwere  unsittliche 
Tat  betrachten,  wird  von  den  Griechen  als  Tugend 
gelobt.  Warum?  Weil  sie  darin  etwas  Nützliches 
haben,  ein  Pfand  der  Liebe  und  Freundlichkeit  er- 
blicken. 

Nur  dasjenige  kann  zum  Gegenstand  der  Be- 
trachtung der  Sittlichkeit  dienen , was  in  die  soziale 
Sphäre  hinausgeht.  Nicht  die  gute  Gesinnung  der 
Persönlichkeit,  nicht  das  stille  Fliessen  der  Gedanken, 
nicht  die  Bewegungen  der  Seele  interessieren  die 
Sittlichkeit,  sondern  ihr  Heraustreten  in  die  Aussen- 
welt,  ihre  Verwirklichung.  Die  Normen  der  Sitt- 
lichkeit wie  des  Rechtes  verfolgen  einen  und  den- 
selben Zweck  — - das  soziale  Interesse  und  haben  zum 
Gegenstand  ein  menschliches  Verhalten.  „Die  gute 
Gesinnung“,  wie  Makarewicz 1 sagt,  „ist  nicht  das 
Wesen  des  Sittlichen.  Die  menschliche  Gesellschaft 
hat  es  nicht  mit  Seelen,  sondern  mit  menschlichen 
Handlungen  zu  tun“.  Darum  gibt  es  keinen  inhalt- 
lichen Unterschied  zwischen  einer  strafrechtlichen 
und  unsittlichen  Handlung. 2 Sie  unterscheiden  sich 
nur  durch  die  Itensität  der  Reaktion  der  Gesell- 
schaft hinsichtlich  ihrer.  Die  Normen  der  Sittlichkeit 
als  Produkt  des  menschlichen  Zusammenlebens,  als 
Kristallisation  des  allgemeinen  Willens  erscheinend, 
fassen  allmählich  in  uns  Wurzel.  Hier  zeigt  sich  die 
„normative  Kraft  des  Faktischen“.  Sie  impfen  sich 
uns  durch  die  Erziehung,  durch  das  Milieu  ein,  wir 
fangen  an,  uns  ihnen  zu  unterwerfen,  nicht  kraft  einer 
äusseren  Gewalt;  sie  werden  für  uns  zu  einem  Soll- 

1 a.  a.  O.,  S.  49. 

2 Gareis,  Enzyklopädie  und  Methodologie  der  Rechtswissen- 
schaft, 1905,  S.  25,  sieht  eine  essentielle  Verschiedenheit  zwischen 
Recht  und  Moral  und  zwar  in  Bezug  auf  die  Objekte,  Mittel  und  Ziele. 
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gesetz,  nach  welchem  wir  uns  in  unseren  Handlungen 
richten,  ohne  den  Verdacht  zu  haben,  dass  wir  den 
Willen  der  Gesellschaft  zustande  bringen,  dass  wir 
auf  die  Welt  durch  das  Prisma  seiner  Interessen 
schauen.  Daher  entspringt  die  Illusion,  dass  der 
Mensch  zu  sich  selbst  in  einer  moralischen  Beziehung 
steht,  und  wir  erachten  eine  Handlung  als  eine  un- 
sittliche und  behaupten,  dass  sie  nicht  die  soziale 
Sphäre  trifft.  Die  Sittlichkeit  kündigt  sich  als  soziale 
Stimme  an,  die  in  dem  einzelnen  nachklingt. 

Wenn  man  gesteht,  dass  der  Selbstmord  eine 
unsittliche  und  sogar  eine  schwere  unsittliche  Tat  ist, 
so  ist  es  schon  schwer,  eine  Diskussion  zu  führen 
darüber,  dass  er  ausserhalb  der  Sphäre  der  juristischen 
Kompetenz,  die  die  sozialen  Interessen  zu  wahren 
hat,  stehen  muss. 

Sehr  wenige  erachten  den  Selbstmord  als  eine 
der  Gesellschaft  gleichgültige  Handlung.  Einige  er- 
blicken in  ihm  ein  gewöhnliches  Verbrechen,  andere 
eine  unsittliche,  dritte  eine  religionswidrige  Handlung. 
Und  diese  Beziehung  zum  Selbstmord  wäre  schon 
als  genügender  Grund  zu  einem  Verbot  des  Selbst- 
mordes im  Strafgesetzbuch  zu  geben. 

Der  Einwand,  dass  der  Selbstmord  keine  Rechte 
verletzt  (Wächter,  Meyer)  ist  bedeutungslos.  ,,Das 
Anwendungsgebiet  der  Strafe“,  bemerkt  gegen  diesen 
Guderian,1  „ist  aber  nicht  auf  die  Ahndung  von  Ver- 
letzungen bestimmter  Rechte  beschränkt.  Sie  greift 
auch  in  anderen  Fällen  Platz,  in  denen  wie  bei  Incest, 
Ehebruch,  widernatürlicher  Unzucht,  unmittelbar  eine 
Gefährdung  des  staatlichen  Organismus,  eine  Be- 
unruhigung der  Allgemeinheit  eintritt“.  Das  wich- 
tigste Motiv  zu  Gunsten  der  Straflosigkeit  des  Selbst- 
mordes ist  dasjenige,  dass  hinsichtlich  des  Selbst- 
mörders, und,  was  praktisch  sehr  wichtig  ist,  hin- 
sichtlich des  Selbstmordversuchers  die  Anwendung 


Beihilfe  zum  Selbstmord  und  Tötung  eines  Ein  willigenden,  S.  24. 
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von  vStrafen  unmöglich  sei.  So  Stübel, 1 der  in  dem 
Selbstmord  ,, einen  Bruch  der  Rechtsordnung“  findet, 
macht  vor  der  Unmöglichkeit  des  Auffindens  vom 
entsprechenden  ,, Strafübel“  beim  vollendeten  Selbst- 
mord Halt.  Derjenige,  welcher  nur  den  Versuch  ge- 
macht hat,  ,, bedarf  der  Heilung  und  Besserung, 
nicht  der  Züchtigung,  wenn  wir  seinen  Seelenzustand 
in  Betracht  ziehen“. 

Schaper  2 meint  auch,  dass  die  Strafe  deshalb  nicht 
angewendet  werden  kann,  weil  es  an  der  Möglichkeit, 
eine  gerechte  Vergeltung  für  die  Willensschuld 
eintreten  zu  lassen,  fehlt.3  Berner4  und  Lion5  befreien 
auch  den  Selbstmord  von  der  Strafe  nur,  weil  der 
Selbstmordversucher  wegen  seines  Seelenzustandes 
,, heilender,  nicht  strafender  Behandlung“  bedarf. 

Selbstverständlich,  dass,  wenn  wir  die  Aufgabe 
der  Strafe  im  Zufügen  von  Leiden  erblickten,  mit 
Birkmeyer  behauptend,  dass  ,,für  das  Übel,  welches 
der  Täter  im  Verbrechen  verübt  hat,  soll  ihm  ein 
Übel  durch  die  Strafe  zugefügt  werden“,  wenn  wir 
sogar  mit  Köhler6  ,,an  die  reinigende  Kraft  des 
Leidens“  glaubten,  müssten  wir  auf  die  Strafe  beim 
Selbstmord,  so  wie  bei  dem  Versuch  zu  diesem  ver- 
zichten. Aber  wenn  wir  die  Aufgabe  der  Strafe  in 
den  möglichst  innigen  und  planmässigen  Staatsein- 
richtungen zur  Entgegenwirkung  der  sozialen  Ge- 
fahr 7 von  schädlichen  menschlichen  Handlungen  er- 
sehen würden,  dann  wären  wir  möglicherweise  auch 
nicht  so  hilflos  beim  Anwenden  der  Strafe  auf  den 
Selbstmord. 

1 Notwendige  Teilnahme,  1869,  S.  289. 

2 Holzendorf,  Handb.  des  deutsch.  Strafrechts,  1871,  II,  S.  115. 

3 Feuerbach:  „Der  Staat  handelt  unvernünftig,  eine  Rechts- 
widrigkeit mit  Strafe  zu  bedrohen,  wenn  sie  vollbracht  wird  und 
ihren  Urheber  der  Strafe  entzieht“. 

4 Berner,  a.  a.  O.,  S.  91. 

5 a.  a.  O. 

6 a.  a.  O.,  S.  8. 

7 Kraepelin,  a.  a.  O.,  S.  35. 
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Aber  ehe  wir  uns  zur  Betrachtung  der  Frage, 
ob  die  Massnahmen  zur  Bekämpfung  des  Verbrechens 
überhaupt  auch  für  das  Verbrechen  des  Selbstmordes 
passend  sind,  wenden,  wird  es  nicht  ohne  Interesse 
sein,  einen  Blick  in  die  Geschichte  zu  werfen,  um 
zu  zeigen,  dass  der  Selbstmord  fast  in  allen  Zeiten 
als  etwas  sozial  Gefährliches  betrachtet  wurde,  und 
die  eine  oder  andere  Reaktion  der  Rechtsordnung 
gegen  sich  hervorrief. 


V.  Der  Selbstmord  in  der  Geschichte. 1 

Bei  den  jungen  Völkern,  bei  denen  die  Beziehung 
der  Menschen  zu  einander  noch  nicht  so  kompliziert 
und  entfaltet  sind,  wo  die  Interessen  der  Menschen 
sich  nicht  so  eng  durchflechten,  kann  der  Selbstmord 
sich  nicht  weiter  als  in  einem  ganz  begrenzten  Kreise 
der  sich  Nahestehenden  fühlbar  machen.  Darum  ist 
er  auch  vom  sozialen  Standpunkt  aus  als  eine  gleich- 
gültige Tat  betrachtet.  Ausserdem  ist  bei  den  jugend- 
lichen Völkern  der  Selbsterhaltungsinstinkt  noch  sehr 
lebhaft  und  stark,  eine  Verbreitung  des  Selbstmordes 
kann  nicht  stattfinden,  und  der  Gesetzgeber  achtet  es 
nicht  für  notwendig  mit  seinem  Verbot  des  Selbst- 
mordes dem  Selbsterhaltungsinstinkt  zu  Hilfe  zu  kom- 
men. Darin  muss  man  vielleicht  die  Erklärung 
finden,  dass  das  mosaische  Recht,  das  mit  seinen 
Rechtsbestimmungen  in  alle  Gebiete  des  gewöhn- 
lichen Lebens  mit  grosser  Sorgfalt  hineindringt,  den 

1 Vergl.  insbesondere  Wächter,  „Revision  der  Lehre  vom 
Selbstmord“,  Neues  Archiv,  Bd.  10.  Stäudlin,  „Geschichte  der  Vor- 
stellungen und  Lehren  vom  Selbstmorde“,  1824.  Bernstein,  „Die  Be- 
strafung des  Selbstmordes  und  sein  Ende“,  1906/7.  Gerland,  „Die 
Selbstverletzung  und  die  Verletzung  eines  Ein  willigenden“  in  den 
vergl.  Darstellungen.  Allgemeiner  Teil,  Bd.  II. 
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Selbstmord  gar  nicht  erwähnt.  Beim  jugendlichen 
israelitischen  Volke,  voll  frischer  Kraft,  war,  gewiss, 
der  Selbstmord  ein  seltenes  Ereignis.  Ausserdem 
konnte  das  alte  Testament,  das  die  beste  Vergeltung 
in  der  Gewährung  von  langem  Leben,  in  dem  Genuss 
von  irdischen  Gütern  und  die  schwerste  Strafe  in 
der  Verkürzung  des  Lebens  erblickte,  keine  Strafe 
für  den  freiwilligen  Tod  aufstellen.  Womit  konnte 
denn  Jehova  demjenigen  drohen,  der  sich  die  höchste 
Strafe  selbst  antut? 

Bei  den  Griechen  finden  wir  keine  einheitliche 
Beziehung  zu  dem  Selbstmord.  Die  Stoiker  sahen  in 
dem  Selbstmord  eine  Tugend,  eine  Äusserung  von 
der  Freiheit  des  Geistes.  Der  Weise,  lehrten  sie,  ist 
innerlich  frei:  Die  Apathie  eine  Freiheit  von  jeglichem 
Leiden  und  jeder  Furcht.  Leiden  ist  das  falsche 
Urteil  über  das  Gegenwärtige,  Furcht  — solches 
Urteil  über  das  Künftige;  Wünsche  sind  das  unver- 
nünftige Streben  nach  dem  äusseren  Wohl,  Freude 
ist  das  unvernünftige  sich  stolz  gebärden  über  sie. 
Der  Pessimismus  der  Stoiker  brachte  sie  zu  einem 
Asketismus  und  zum  Selbstmord. 1 Unter  dem  Ein- 
flüsse der  Lehrer  der  Stoiker  hat  der  Selbstmord 
eine  grosse  Ausbreitung  bekommen.  Die  psychische 
Ansteckung  war  so  gross,  dass  man  sich  das  Leben 
einer  Kleinigkeit  wegen  nahm.  Es  genügt,  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  Stoiker  Zeno  und  Kleanthes 
den  Selbstmord  begangen  haben,  der  erste,  weil  er 
Zahnschmerzen  gehabt,  der  zweite,  weil  er  sich  einen 
Finger  gebrochen  hat  und  nicht  als  Kiüppel  weiter 
leben  wollte.  Aber  in  Griechenland  lassen  sich  laute 
protestierende  Stimmen  gegen  den  Selbstmord  hören. 
Epikurus,  Aristoteles,  Plato,  Sokrates,  Plotinus  und 
Andere  verwerfen  ihn  als  abscheuliche  Tat.  König 
Ptolomäus  verbietet  dem  Hegesias,  des  Aristipps 


1 Korkunow,  „Die  Geschichte  der  Rechtsphilosophie“,  1910, 


S.  54. 
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Schüler,  der  die  Leiden  der  Menschen  in  solch  schreck- 
licher Form  darstellte,  dass  er  viele  zum  Selbstmord 
veranlasste,  seine  Lehre  fortzusetzen.  Die  Griechen 
kannten  kein  Gesetz,  das  den  Selbstmord  unter  Strafe 
gestellt  hätte ; aber  der  gesellschaftliche  Tadel  in 
vielen  Orten  äusserte  sich  darin,  dass  dem  Selbst- 
mörder das  ehrliche  Begräbnis  vorenthalten  wurde. 
Das  war  ein  Mittel,  dem  Selbstmord  entgegen  zu 
wirken.  Manche  attischen  Gesetze  haben  die  Vor- 
schrift aufgestellt,  dem  Senat  eine  Anzeige  zu  machen 
mit  Angabe  der  Beweggründe  über  die  Absicht,  sich 
das  Leben  zu  nehmen.  Wenn  eine  Erlaubnis  erteilt 
wurde,  dann  konnte  sich  der  Betreffende  ungehindert 
aus  dem  Leben  entfernen.  Der  Bürger  wurde  als 
Eigentum  des  Staates  betrachtet,  weshalb  er  sich 
willkürlich  nicht  ein  Ende  machen  durfte,  ohne  Ge- 
nehmigung der  Obrigkeit. 

Gemäss  einem  attischen  Gesetze  haute  man  dem 
Selbstmörder  die  Hand  ab,  die  man  besonders  vom 
Körper  beerdigte,  wodurch  über  den  Selbstmord  ein 
Tadel  ausgedrückt  worden  war. 1 Es  ist  auch  be- 
kannt, dass,  als  der  Selbstmord  unter  den  milesischen 
Mädchen  ausbrach,  eine  Verordnung  erlassen  wurde, 
die  Leichen  der  Selbstmörderinnen  an  einem  öffent- 
lichen Orte  auszustellen.  Der  Erfolg  war  gross  und 
der  Selbstmord  hörte  auf. 

Wie  die  Beziehungen  der  Römer  zum  Selbstmord 
waren,  ist  schwer  mit  Sicherheit  wegen  Mangel  an 
Quellen  zu  behaupten.  Allerdings  hat  die  stoische 
Lehre  einen  grossen  Einfluss  gehabt  auf  die  Gedanken 
der  Römer,  unter  welchen  mehr  Anhänger  dieser 
Lehre  waren,  als  in  der  Heimat  in  Hellas.  Manche 
römische  Schriftsteller,  die  die  Lehren  der  griechi- 
schen Philosophen  einfach  übernahmen,  sprechen  mit 
Entzücken  über  Diejenigen,  die  sich  so  hoch  erhoben, 


* 1 Stäudlin,  a.  a.  O.,  S.  36. 


46 


um  sich  selbst  ein  Ende  zu  machen.  So  loben  den 
Selbstmord  Seneca, 1 Plinius, 2 Autoninus, 3 Lucretia 
und  Andere. 

Cato  Scipio,  Lucius  Piso,  Icarius,  Silius  Italicus, 
Lucretia,  Atticus,  Rufus  und  Viele  andere  hervor- 
ragende Männer  Roms  nahmen  sich  das  Leben.  Tn 
dem  letzten  Jahrhundert  vor  der  gewaltigen  Er- 
scheinung Christi  hat  der  Selbstmord  einen  ungeheuren 
Umfang  erreicht.  Die  Sitten  waren  verdorben,  die 
Regierung  waltete  mit  grosser  Rohheit,  das  Leben 
war  inhaltlos. 4 Patet  exitus  — der  Ausgang  steht 
offen  — wurde  zum  Trostwort. 

Aber  doch  wenn  der  Selbstmord  nicht  auf  be- 
achtenswerten Gründen  beruhte,  wurde  er  von  allen 
verworfen.  Und  wo  der  Nachteil  für  den  Staat  sich 
fühlbar  machte,  dort  trat  sogar  Strafe  ein.  So  wird 
der  Soldat,  der  den  Versuch  zum  Selbstmord  gemacht 
hat,  mit  dem  Tode  bestraft. 5 Seit  Trajan  wird  dem 
Selbstmörder  das  ehrliche  Begräbnis  entzogen  und 
die  Trauer  untersagt,  was  einen  Charakter  einer  sitt- 

1 Seneca  erachtet  es  als  eine  sehr  kluge  Einrichtung  der  Natur, 
dass  sie  nur  eine  Tür  für  den  Eingang  in  das  Leben,  und  viele  für 
den  Ausgang  eröffnete. 

2 Plinius  erklärt  den  Selbstmord  für  ein  Zeichen  der  Voll- 
kommenheit des  Menschen,  die  ihn  über  die  Götter  erhebt,  denen 
diese  Möglichkeit  versagt  ist. 

3 Autoninus  sagt:  „Was  ist  dir,  Sterblicher,  dass  du  deinem 
krankhaften  Kummer  nachhängst,  warum  beseufzest  und  beweinst  du 
den  Tod?  Ist  dir  dein  Leben  angenehm  gewesen  und  sind  für  dich 
nicht  alle  Freuden  zerflossen  und  untergegangen,  warum  trittst  du 
nicht  als  ein  übersatter  Gast  des  Lebens  ab  und  suchst  mit  Gleich- 
mütigkeit die  sichere  Ruhe?  Sind  aber  alle  Freuden  für  dich  ver- 
loren und  ist  dir  das  Leben  zur  Last,  warum  setzest  du  es  fort  und 
machst  ihm  und  seiner  Mühseligkeit  kein  Ende. 

4 Oettingen,  a.  a.  O.,  S.  56. 

5 L.  6.  7.  de  re  militari  49,  16  lautet:  quia  se  vulneravit  vel 
alias  mortem  sibi  concivit,  imperator  hadrianus  rescripsit,  ut  modus 
rei  statutus  sit,  ut  si  impatientia  doloris  haut  toedio  vitae  aut  morbo 
aut  furore  aut  pudore  mori  maluit,  non  animad  vertatur  in  eum  sed 
ignominia  mittatur,  si  nihil  praetendat,  capite  puniatur. 
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liehen  Reprobation  bedeutete.1  Wenn  früher  bei 
einer  Beschuldigung-  wegen  eines  Verbrechens,  das 
die  Einziehung  des  V ermögens  bewirkte,  der  Selbst- 
mord von  dem  Letzteren  befreite  und  das  Vermögen 
den  Erben  zu  Teil  fiel,  so  verschont  er  schon  seit 
Hadrian  nicht  mehr  von  der  Einziehung.  Er  gilt  für 
eine  juristische  Präsumption  für  ein  stillschweigendes 
Geständnis  in  dem  Verbrechen.  Sogar  der  Versuch 
wird  als  Anerkennung  der  Richtigkeit  der  Beschul- 
digung betrachtet.  Nur  beachtungswerte  Gründe, 
die  zum  Selbstmord  veranlassten,  befreiten  von  der 
Einziehung.  So  im  Ealle,  wo  der  Vater,  nachdem  er 
wegen  Tötung  seines  Sohnes  angeklagt  wurde,  sich 
das  Leben  nahm,  tritt  die  Einziehung  nicht  ein,  weil 
es  anzunehmen  sei,  dass  der  Vater  sich  wegen  des 
Sohnes  tötete. 2 Die  älteren  Kriminalisten  (Winkler, 
Hermann,  Grell)  meinen,  dass  der  Selbstmord  immer 
als  ein  Verbrechen  bei  den  Römern,  wenigstens  als 
etwas  sehr  tadelnswertes  erachtet  wurde.  In  der 
Tat  ist  es  sehr  schwer,  sich  vorzustellen,  dass  der 
Selbstmord,  welcher  wie  jeder  Tod,  in  einem  be- 
stimmten Kreise  Kummer  wachruft,  Entzückung  im 
allgemeinen  verdiene. 3 Die  Römer,  bei  denen  die 
Verbannung  aus  Rom  als  höchste  Strafe,  die  Ent- 
ziehung der  römischen  Bürgerschaft  als  eines  der 
grössten  Übel  galt,  konnten  nicht  noch  demjenigen, 
der  sich  freiwillig  dem  Tod  übergab,  auf  alle  Vor- 
teile verzichtend,  die  ihm  sein  stolzer  civis  Romanus 
brachte,  ein  grösseres  Übel  durch  Strafe  auferlegen. 
Wie  könnte  eine  noch  schwerere  Strafe  Platz  greifen? 


1 Ullmann,  volenti  non  fit  injuria.  Gerichtssaal,  Bd.  37,  S.  531. 

2 Wächter,  a.  a.  0.,  S.  101,  entnimmt  daraus,  dass  ausser  dem 
Falle,  wo  als  Grund  des  Selbstmordes  die  contientia  criminis  an- 
zunehmen war,  der  Selbstmord  als  etwas  Harmloses  betrachtet  wurde. 

3 Deshalb  machte  sich  der  Sklave  (L.  I.,  § 22,  D.  29,  5)  straf- 
bar, wenn  er  seinen  Herrn  nicht  am  Selbstmord  hinderte,  obwohl 
er  es  konnte.  Mommsen,  Röm.  Strafrecht,  1899,  S.  630,  Anm.  6, 
S.  1043,  Anm.  8. 
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Die  christliche  Kirche  mit  ihrer  strengen  iVtoral 
verwarf  den  Selbstmord.  Der  Glaube  an  das  Jenseits 
des  Lebens  hat  schon  die  Möglichkeit  der  Bekämpfung 
des  Selbstmordes  gegeben.  Für  einen  gutgläubigen 
Christen  erscheint  die  Welt  des  irdischen  Daseins 
nur  als  eine  Etappe  zum  ewigen  Leben.  Das  irdische 
Dasein  verlassend  wird  der  Mensch  noch  nicht  von 
Leiden  befreit.  „Dort“  können  ihn  noch  grössere 
treffen.  Deshalb  hat  es  für  die  Kirche  noch  mehr 
Sinn,  als  für  die  Alten,  die  mit  beiden  Füssen  im 
Diesseits  mit  allen  seinen  Freuden  standen,  ein  Verbot 
des  Selbstmordes  aufzustellen.  Die  Kirche  rüstet  sich 
gegen  den  Selbstmord,  droht  mit  Gottesgerichten 
demjenigen,  der  freiwillig  auf  das  Gottesgeschenk 
des  Lebens  verzichtet.  Die  Idee  von  der  Allmächtig- 
keit Gottes  und  seiner  rastlosen  Sorge  wegen  der 
kleinsten  Dinge  kann  sich  nicht  mit  dem  Selbstmorde 
versöhnen.  Der  Selbstmörder  lehnt  sich  gegen  Gottes 
Allmächtigkeit  auf.  Er  verletzt  die  von  Gott  auf- 
gestellte Ordnung.  Die  Kirchenväter,  wie  Chrysosto- 
mus  Hieronimus,  Ensebius  verwerfen  den  Selbstmord 
und  lassen  ihn  nur  im  Falle  der  Notwendigkeit,  der 
Verteidigung,  der  Frauenkeuschheit  zu.  Augustin 
schliesst  ihn  auch  für  diesen  Fall  aus,  weil  seines 
Erachtens  die  Keuschheit  eine  Tugend  ist,  die  nicht 
mit  dem  vergänglichen  Leibe,  sondern  mit  der  un- 
sterblichen Seele  verknüpft  ist.  Das  Verbot  des 
Selbstmordes  gründet  Augustin  auf  das  5.  Gebot  — 
du  sollst  nicht  töten  - , wo  nicht  noch  — „einen  an- 
deren“ hinzugefügt  ist.  1 Luctanius  geht  noch  weiter 
und  erblickt  in  dem  Selbstmord  ein  weitgehenderes 
Verbrechen  als  in  der  Tötung  eines  Menschen,  weil 
Mörder  nur  einen  Körper,  und  der  Selbstmörder  auch 

1 can.  9 caus.  23  qu.  5 „Etiam  quise  ipsum  occidit  homicidia 

est non  licere  homini  se  ipsam  occidere  cum  in  eo  quod 

scriptum  est : non  occides,  nihil  dehinde  addito  ....  non  occides 
nec  te,  nec  alterum.  Neque  enim  qui  se  occidit  aleut  quam  hominem 
occidit“. 
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die  Seele  mit  dem  Körper  zusammen  tötet.  Cato 
Chrysipus,  Zeno  erscheinen  ihm  niedriger  als  Menschen- 
mörder. Basidow  meint: 1 ,,Die  heilige  Schrift  schweigt 
vom  Selbstmorde  vielleicht  aus  derselben  Ursache, 
um  welche  willen  Solon  den  Vatermördern  die  Strafe 
nicht  bestimmte : Es  versteht  sich  nämlich  ohne  aus- 
drückliche Gesetze“.  Aus  dem  Befehle  — liebe  den 
Nächsten,  wie  dich  selbst  — wurde  entnommen, 
dass  man  sich  nicht  töten  darf,  weil  man  auch  einen 
Anderen  nicht  töten  darf.  Das  Leben  hat  die  Ver- 
werfung des  Selbstmordes  geboten  und  die  Geistlich- 
keit bemühte  sich,  dessen  Verbot  auf  der  hl.  Schrift 
zu  stützen.  Die  Kirche  im  Bunde  mit  der  weltlichen 
Gesetzgebung  führen  einen  Kampf  gegen  den  Selbst- 
mord. Den  Selbstmörder  trifft  das  ehrlose  Begräbnis, 
das  sog.  sepultura  asina.  Der  Leichnam  wurde  von 
dem  Henker  auf  dem  Schinderkarren,  auf  welchem 
gefallenes  Vieh  weggebracht  wird,  auf  den  gewöhn- 
lichen Hinrichtungsort  oder  auch  auf  den  Schind- 
anger geführt  und  verscharrt.  Aus  dem  Hause  wurde 
der  Leichnam  nicht  durch  die  Tür,  sondern  durch 
das  Fenster  oder  durch  ein  Loch  unter  der  Schwelle 
herausgebracht.  Hinsichtlich  des  Vermögens  erfolgte 
eine  Konfiskation. 

So  die  constitutio  criminalis  carolina  in  ihrem 
Artikel  CXXXV  befasst  sich  mit  der  „Strafe  eigener 
Tötung“.  In  Kyburg  sowie  Tholey  wurde  das  Ver- 
mögen des  Selbstmörders  konfisziert.  Aber  wenn  in 
Tholey  im  Falle,  dass  der  Selbstmörder  verheiratet 
war,  den  überlebenden  Ehegatten  die  Hälfte  des 
Nachlasses  überlassen  wurde,  hat  in  Kyburg  kein 
Unterschied  zwischen  verheirateten  und  unverheirate- 
ten Personen  stattgefunden.  Nach  der  Landesordnung 
der  Fürstlichen  Grafschaft  Heuneberg  vom  Jahre  1539 
(Buch  VII,  Titel  7,  Kapitel  7)  soll  der  Leichnam  „wo 
kein  Wasser  verbrennt,  und  do  fliessende  Wasser, 


1 zit.  bei  Bernstein,  a.  a.  O.,  S.  49. 
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in  ein  Fass  geschlagen  und  auf  freyen  ....  Wasser 
verschickt  werden“.  Das  Dithmarische  Landrecht 
von  1567  bestimmt  in  seinem  Artikel  131  § 3,  dass 
das  Gut  Derjenigen  ,,die  sick  von  seventum  Dote 
bringen  thom  halven  deele  an  de  Herrschop  falle 

und  de  Dote  Leichnam  schall  durch  den  Bödel 

unter  den  Säulen  ut  dem  Huse  gebracht  int  Feld 
begraven  werden“.  Solche  Bestimmungen  finden 
wir  im  § 56  der  Kirchspielbräuche  von  Neumünster. 
Das  Eiderständer  Landrecht  von  1696  (Teil  IV, 
Art.  54,  § 1),  das  Husumer  Staatsrecht  des  XVII. 
Jahrhunderts  (Titel  32,  Art.  1),  das  Friedrichsstädter 
Stadtrecht  aus  dem  XVII.  Jahrhundert  (Teil  II, 
Abs.  3,  Titel  1,  Art.  67,  und  Teil  III,  Titel  20,  Art.  1) 
und  andere  Gesetzbücher  enthalten  Bestimmungen 
über  den  Selbstmord. 

Kodex  juris  Bavarici  von  1751  (Teil  II,  Titel  20, 
§ 803—805)  bestimmt:  „Ist  bereits  ein  Strafurteil 
wider  sie  (die  Selbstmörder)  ergangen,  so  soll  das- 
selbe an  dem  toten  Körper  soweit  es  möglich,  an- 
ständig und  zur  Abschreckung  Anderer  dienlich  ist, 
vollzogen  werden“. 

Ausführlicher  behandelt  den  Selbstmord  die 
Österreichische  Constitutia  Criminalis  Theresiana  von 
1768  im  Art.  93,  wo  es  gesagt  wird:  um  und 

auf  diese  schwere  Missetat die  gebührende, 

wenigstens  zum  erspiegelnd  den  Abscheuen  Anderer 
dienenden  Bestrafung  zu  verhängen,  dass  eines  solch 
vorsätzlichen  Selbstmörders  sein  Körper  gleich  einem 
unvernünftigen  Viehe  vertilgt,  auch  sein  Vermögen, 
jedoch  nur  jenen  Falls,  wenn  auf  dessen  vorher  be- 
gangenes Verbrechen  in  dieser  unser  Halsgerichts- 
ordnung die  Güterentziehung  besonders  verhängt  ist, 
zu  unser  Kammer  eingezogen,  und  dessen  Gedächtnis 
bei  der  Welt  immer  fort  für  verächtlich  und  ehrlos 
gehalten  werden  soll“.  Wenn  man  jemand  von  der 
Begehung  des  Selbstmordes  hindert,  so  ist  im  Falle 
es  sich  um  einen  Verbrecher  handelt,  seine  Strafe 
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zu  erhöhen,  andernfalls  ist  ,,nach  Gestalt  der  Sachen 
willkürlich  zu  strafen  und  im  Falle  der  Bussfertigung 
soll  eine  Milderung  eintreten“.  Die  Obrigkeit  „alle 
sowohl  geist-  als  weltliche  Mittel  zu  seiner  Leibs- 
und Gemütsgenesung  gebrauchen  und  fortan  auf  ihn 
fleissig  geben  lassen,  damit  solche  Untat  nicht  noch 
mal  versucht  oder  wohl  gar  vollzogen  werde“. 

Allgemeines  Gesetz  Joseph  II.  über  Verbrechen 
und  derselben  Bestrafung  vom  13.  Januar  1787,  Kapi- 
tel IV,  § 123  bestimmt,  dass  „der  Leichnam  des 
Selbstmörders  der  gleich  tot  geblieben  ist  oder  ohne 
Beziehung  von  Reue  gestorben  ist,  verscharrt  werde, 
falls  er  vor  dem  Tode  Reue  gezeigt,  so  ist  dem 
Körper  nur  die  ordentliche  Grabstätte  zu  versagen 
und  er  ohne  alle  Begleitung  und  Gepränge  einzu- 
graben.“ Im  Falle,  dass  der  Selbstmörder  der  Strafe 
zu  entschlüpfen  beabsichtigte,  so  „soll  sein  Name  mit 
dem  Inhalte  seines  Verbrechens  «...  an  den  Galgen 

geschlagen werden“.  Wenn  nur  der  Versuch 

zustande  kommt,  „so  ist  der  Verbrecher,  er  mag  sich 
eine  Wunde  beigebracht  haben  oder  nicht,  in  das 
Gefängnis  zu  verschaffen,  wo  er  . . so  lange  ver- 
bleibt, bis  er  durch  Unterricht  überwiesen, 
dass  die  Selbsterhaltung  gegen  Gott,  den  Staat  und 
ihn  selbst  Pflicht  ist,  eine  vollkommene  Reue 
zeigt  und  Besserung  erwarten  lässt“. 

Das  Österreichische  Gesetz  von  1803  § 92  be- 
stimmt einfach:  „Ist  der  Tod  wirklich  erfolgt,  so 
wird  der  Körper  des  Selbstmörders  bloss  von  der 
Wache  begleitet  an  einen  ausser  dem  Leichenhofe 
gelegenen  Ort  gebracht  und  durch  gerichtliche  Diener 
verscharrt“.  In  Frankreich  im  XIV.  bis  XVIII.  Jahr- 
hundert wurde  der  Selbstmord  auch  als  Verbrechen 
betrachtet.  Die  Gerichtsordnung  von  1670  bestimmt 
die  Formel  des  Selbstmordprozesses.  Im  XVIII.  Jahr- 
hundert verurteilte  man  den  Selbstmörder,  für  dessen 
Leiche  bei  diesem  Prozess  ein  besonderer  Kurator 
bestellt  wurde  „a  etre  traine  sur  une  clau  la  face 
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contre  terre  et  ensuite  a etre  pendu  par  les  pieds; 
et  aux  le  privent  de  la  sepulture“.  Und  wenn  es 
sich  als  notwendig  herausstellte,  grub  man  die  Leiche 
aus. 1 

Die  Gesetzgeber  erblickten  in  dem  Selbstmorde 
eine  antisoziale  Handlung,  ein  Verbrechen.  Als  Mass- 
regel  zu  seiner  Bekämpfung  wurde  die  Konfiskation 
des  Vermögens,  das  ehrlose  Esel-  und  Hundebegräb- 
nis und  die  Ausführung  von  einer  Exekution  über 
die  Leiche,  Beschimpfung  usw.  angewandt. 

Es  ist  sehr  möglich,  dass  einige  von  diesen  Mass- 
regeln  in  dem  Menschen  der  Gegenwart  Abscheu 
erwecken.  Aber  damals  waren  sie  dem  ganzen 
System  der  Strafe  entsprechend.  In  der  alten  Epoche, 
als  die  präventiven  Massregeln  weder  von  der  Wissen- 
schaft noch  von  der  Praxis  ausgearbeitet  waren, 
wurden  die  Abschreckung  hervorrufen  sollenden  Mass- 
nahmen als  die  lediglichen  Mittel  zur  Bekämpfung  des 
Verbrechens  betrachtet.  ,,Punitio  delictorum  mater 
est  quietis  et  publicae  salutis“  schrieb . der  Gesetz- 
geber in  der  zweiten  Hälfte  des  XVII L Jahrhunderts 
über  das  Hauptblatt  des  Kodex  juris  Bavarici  crimi- 
nalis  und  fügt  die  Abbildung  der  Werkzeuge  der 
Hinrichtung,  das  Schwert,  den  Galgen,  den  Scheiter- 
haufen, das  Rad,  bei.  Die  Todesstrafen  (im  Laufe 
des  XVI.  Jahrhunderts  waren  in  Deutschland  bis 
100000  Hexen  und  Zauberer,  in  England  zwischen 
1509  — 1547,  in  der  Zeit  von  Henrich  VIII.,  72000 
geköpft)  kennzeichneten  sich  mit  erschütternder  Spitz- 
findigkeit und  Mannigfaltigkeit.  Die  Freiheitsberau- 
bung war  von  schrecklichen  physischen  Leiden  be- 
gleitet. John  Howard  hat  den  Zustand  der  Gefäng- 
nisse dargestellt,  der  einen  gegenwärtigen  Menschen 
mit  Entsetzen  erfasst.  Das  alte  Recht  kannte  viele 
beschimpfende,  die  Verachtung  äussernde  Strafen, 
die  auch  auf  den  Selbstmord  angewendet  worden 


Bernstein,  a.  a.  O.,  S.  19. 
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waren.  Die  Abneigung,  die  wir  für  die  Art  und 
Weise  der  vorgenommenen  Massregeln  hinsichtlich 
des  Selbstmordes  jetzt  empfinden,  spricht  selbstver- 
ständlich nicht  gegen  die  Bestrafung  des  Selbst- 
mordes überhaupt. 

Im  XVII.  Jahrhundert  steht  der  Geist  der  Stoi- 
schen Lehre  wieder  auf.  In  England,  und  nach  dem 
Verlauf  von  vielen  Jahrhunderten  findet  der  Selbst- 
mord prinzipielle  Verteidiger  in  der  Person  von  Donne 
und  Hume.  Donne,  nachdem  er  die  Ansichten  über 
den  Selbstmord  einer  ruhigen  Analyse  unterzog, 
kommt  zum  Schlüsse,  dass  die  Selbstvernichtung 
weder  den  Gesetzen  der  Natur  noch  der  Vernunft 
und  Gottes  Befehlen  widerspricht.  ,,Wäre  die  Dis- 
position über  uns“,  sagt  Hume,1  ,,ein  Vorbehalt  des 
Allmächtigen,  so  wäre  auch  die  Sorge  für  die  Er- 
haltung des  Lebens  strafbar  ....  Wenn  wir  einen 
Stein  abwenden,  der  auf  unsern  Kopf  fallen  und  uns 
töten  will,  so  stören  wir  den  Lauf  der  Natur,  greifen 
in  das  Amt  des  Allmächtigen  angeblich  ein  und  ver- 
längern unser  Leben  über  die  Zeit  hinaus,  welche 
ihm  durch  die  allgemeinen  Gesetze  der  Bewegung 
und  Materie  vorgezeichnet  war.“  Es  wäre  doch  kein 
Verbrechen,  wenn  wir  den  Nil  oder  die  Donau  von 
ihrem  Laufe  ableiten  würden,  so  ist  es  kein  Ver- 
brechen, „wenn  wir  einige  Unzen  Bluts  aus  ihrem 
Kanäle  ableiten“. 

Die  einsamen  Stimmen  der  Selbstmordverteidiger 
gingen  in  dem  allgemeinen  Chore  der  Stimmen  der 
Gelehrten  (Lippsius,  Grotius,  Buddeus,  Crusius,  Spi- 
noza), die  den  Selbstmord  verwarfen  und  dessen 
energische  Bestrafung  forderten,  verloren. 

Die  Aufklärungsepoche  hat  eine  Verneinung  der 
Bestrafung  des  Selbstmordes  gebracht.  Einige  An- 
hänger der  Aufklärungsphilosophie  bemühten  sich, 
die  Ansichten  über  seine  Unsicherheit  zu  widerlegen, 

1 zit.  bei  Stäudlin,  a.  a.  O.,  S.  157. 
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die  Anderen  traten  gegen  seine  Bestrafung  ein.  „Les 
loix  sont  furieuses  en  Europe  contre  ceut  qui  se  tuent 
en  memes,“  klagt  Montequieu:1  ,,on  les  fait  mourir 
pour  ainsidure,  en  seconde  fois,  on  lesnote,  d’infamie, 
on  confisque  leurs  biens  — ces  loix  sont  bien  injustes. 
Je  suis  oblige  de  suivre  les  loix,  quand  je  vis  sous 
les  loix“. 

Die  Mittel  der  Strafe  in  der  Abschreckung  er- 
blickend, erachtete  die  Aufklärungsphilosophie  für 
unmöglich,  durch  Strafe  einen  Menschen,  dem  der 
Tod  nicht  schrecklich  ist,  abzuschrecken  und  vom 
verhängnisvollen  Schritt  abzuhalten.  Die  Konfiskation 
des  Vermögens,  das  ehrlose  Begräbnis  fällt  mit  ganzer 
Schwere  nicht  auf  den  Selbstmörder,  sondern  auf 
die  Hinterbliebenen.  Diese  Strafen  widersprechen 
dem  Prinzip  der  Personalität.  Voltaire,  Robespierre, 
Brissot,  de  Varvulle,  Valace  und  andere  verwarfen 
aus  diesen  Gründen  die  Bestrafung  des  Selbstmordes. 
Von  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  an  verschwinden 
allmählich  die  Bestimmungen  über  den  Selbstmord 
aus  den  Strafgesetzbüchern. 

Zuerst  hat  das  „Allgemeine  Strafgesetzbuch  für 
das  Königreich  Bayern“  von  1813,  dessen  Schöpfer 
der  berühmte  Anselm  Feuerbach  war,  strafende  Be- 
stimmungen über  Selbstmord  aufgehoben.  Feuerbach, 
der  in  der  Abschreckung  den  lediglichen  Zweck  der 
Strafe  erblickte,  glaubte  nicht,  dass  „durch  Strafe  ein 
Mensch  vom  Selbstmorde  abgehalten  zu  werden  ver- 
mag“. „Einen  Menschen“,  meinte  er,  2 „von  einer  be- 
stimmten Handlung  durch  die  sichere  Aussicht  auf 
das  grösste  irdische  Schrecknis,  den  Tod,  als  deren 
Folge  zurückzuhalten,  von  dieser  Handlung  durch  die 
Androhung  irgend  welcher  Übel  für  den  Fall  des  Miss- 
lingens  abschrecken  zu  wollen,  würde  lächerlich  sein“. 

Nicht  deshalb  sind  die  Strafen  abgeschafft  worden, 
weil  man  im  Selbstmorde  nicht  mehr  eine  antisoziale 


1 Montesquieu,  Lettres  persanes,  Brief  76. 

2 Feuerbach,  a.  a.  O.,  S.  276. 
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Handlung  erachtet,  sondern  weil  man  durch  Zufügen 
von  Leiden  nicht  vom  Selbstmorde  abzuhalten  glaubt. 
In  der  Gegenwart  wird  der  Selbstmord  in  England, 
Russland  und  Nordamerika  als  Verbrechen  betrachtet, 
das  die  oder  jene  Folgen  eines  Unrechts  nach  sich 
zieht.  In  England  wird  der  Selbstmord  als  misdemenor 
betrachtet.  Wenn  auch  seit  1873  die  Konfiskation 
des  Vermögens  nicht  mehr  eintritt  und  seit  1882  auch 
das  gewöhnliche  Begräbnis  zugelassen  wird,  so  wird 
der  Selbstmord  doch  noch  als  rechtswidrige  Tat,  als 
felo  de  se  erachtet.  Strafbestimmungen  enthalten  die 
aussereuropäischen  Kodifikationen  englischen  Rechtes. 
Indien  von  1882  im  Art.  309,  Canada  von  1892  im 
Art.  238,  Neu -Seeland  von  1893  im  Art.  173. 

Das  geltende  Russische  Strafgesetzbuch  in  den 
§§  1472 — 1476  gibt  Selbstmordbestimmungen.  „Wer 
einen  Selbstmord  mit  Überlegung  und  nicht  in  einem 
Zustande  der  Bewusstlosigkeit,  des  Wahnsinnes  oder 
schwerer  Erkrankung  begangen  hat,  dessen  letzt- 
willigen Anordnungen  sind  in  jeder  Beziehung  nichtig. 
War  der  Selbstmörder  Christ,  so  wird  er  auf  dem 
christlichen  Friedhof  nicht  begraben.  Wird  Jemand 
bei  der  Begehung  eines  Selbstmordes  von  einem  Drit- 
ten (ihm  ganz  Unbekannten)  zurückgehalten,  so  wird 
er,  falls  er  Christ  ist,  der  Kirchenbehörde  zur  Busse 
übergeben.  Die  oben  angegebene  Folge  des  Selbst- 
mordes trifft  nicht  ein,  wenn  der  Selbstmörder  sich 
einer  Gefahr  ausgesetzt  oder  um  ein  Staatsgeheimnis 
nicht  preiszugeben  die  Tat  begangen  hat;  ebenso  wenn 
eine  Frau,  um  ihre  Jungfernschaft  zu  retten  oder  dem 
Drohen  der  Schande  zu  entgehen,  Selbstmord  begeht.“ 
Die  Gesetzgebung  von  New  York  von  1881  bestimmt 
im  § 174:  „wer  in  der  Absicht,  sich  das  eigene  Leben 
zu  nehmen  an  sich  selbst  eine  Handlung  verübt,  die 
lebensgefährlich  ist  oder  solche  an  einer  anderen 
Person  oder  gegen  dieselbe  verübt,  die  dem  Täter 
die  Anklage  wegen  Mordes  zuziehen  würde,  ist  des 
versuchten  Mordes  schuldig“. 
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§ 178:  „Wer  den  Versuch  eines  Selbstmordes 
begeht,  ist  eines  Verbrechens  i.  e.  S.  schuldig  und  wird 
mit  Einsperrung  in  einem  Staatsgefängnis  bis  zu  zwei 
Jahren  oder  einer  Geldstrafe  bis  zu  1000  Dollars  allein 
oder  in  Verbindung  mit  einem  Andern  bestraft“. 

Das  Strafgesetzbuch  von  ßolivia  (§§  519,  520)  be- 
stimmt den  Selbstmordversucher  in  ein  Hospital  auf 
eine  Zeit  von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahr  zu  brin- 
gen, wo  er  unter  der  Aufsicht  eines  Arztes  sich  zu 
befinden  hat. 


VI.  Die  Anwendung  der  Strafe  auf  den 
Selbstmord. 

Aber  können  die  oben  erwähnten  Massregeln  der 
Bekämpfung  des  Verbrechens  auch  beim  Selbstmorde 
Anwendung  finden?  In  Bezug  auf  den  Selbstmord 
sind  erstens  Vorbeugungsmassregeln  möglich  — eine 
gesellschaftliche  Prophylaxe.  Die  Statistik  zeigt  uns, 
dass  der  Selbstmord,  wie  jedes  Verbrechen  seine  Wur- 
zel im  gesellschaftlichen  Leben  hat.  Die  Beseitigung 
der  Ursachen  muss  auch,  wenn  nicht  das  ganze  Ver- 
schwinden von  Selbstmorden,  so  wenigstens  eine  be- 
deutende Verminderung  zur  Folge  haben.  Wie  früher 
in  dem  verhältnismässigen  konstanten  Verbrechen  ein 
„Budget  de  Schaffote“,  das  jährlich  von  der  Gesell- 
schaft unbedingt  ausbezahlt  werden  muss,  erblickt 
worden  ist,  so  wurde  auch  in  dem  Selbstmorde  eine 
Erscheinung  gesehen,  die  immer  gemäss  irgend  einem 
Gesetze  der  Natur  mit  unvermeidlicher  Notwendigkeit 
eintreten  muss. 

So  hat  Quetelet *,  der  belgische  Astronom  und 
Mathematiker  gemeint,  dass  „in  einem  bestimmten 

1 Siehe  Wiedemann  „Der  Selbstmord  in  seiner  detailgeographischen 
Ausgliederung  in  Deutschland“,  1910,  S.  3. 
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Zustande  der  Gesellschaft  eine  gewisse  Anzahl  von 
Menschen  ihrem  Leben  ein  Ende  machen  muss.  Das 
ist  das  allgemeine  Gesetz;  die  besondere  Frage,  wer 
nun  das  Verbrechen  begehen  soll,  hängt  natürlich  von 
besonderen  Gesetzen  ab,  welche  jedoch  in  ihrer  Ge- 
samtwirksamkeit dem  allgemeinen  Gesetz  gehorchen 
müssen,  dem  sie  alle  unterworfen  sind“.1 

Adam  Wagner  hat  im  Selbstmorde  etwas  natür- 
liches, wie  die  Erscheinungen  der  Geburt  und  des 
Sterbens  gefunden.  2 Der  Italiener  Morselli  betrachtet 3 
den  Selbstmord  als  eines  der  Mittel  der  Natur  im 
Kampfe  um  das  Dasein.  Die  allmächtige  Natur,  die 
zur  Vollkommenheit  strebt,  wendet  sich  an  den  Selbst- 
mord als  zu  einem  Mittel  der  Entfernung  der  moralisch 
und  physisch  Defektiven  aus  dem  Leben,  um  den  Ge- 
sünderen Platz  zu  machen. 

Aber  schon  Drobisch  hat  darauf  hingewiesen,4 
dass  man  hier  nicht  von  einer  konstanten  Regelmässig- 
keit der  Selbstmorde  sondern  von  einer  relativ  kon- 
stanten, also  nicht  von  einer  unveränderlichen  Er- 
scheinung sprechen  kann. 

Der  Selbstmord,  wie  jedes  Verbrechen,  ist  von 
den  Bedingungen  des  gesellschaftlichen  Lebens  ab- 
hängig. Die  Einflüsse  des  Klimas,  der  Jahreszeiten 
usw.  kommen  nur  so  weit  in  Betracht  als  sie  auf  den 
ökonomischen  Zustand  und  mit  demselben  auf  die  so- 
zialen Verhältnisse  der  Menschen  wirken.  Nicht  in  der 
Zusammensetzung  der  Luft,  der  Beschaffenheit  des 
Wassers,  herrschenden  Winden  usw.  liegt  die  direkte 
Ursache  des  Selbstmordes,  sondern  in  den  sozialen 


1 Vergl.  Wagner  „Die  Gesetzmässigkeit  in  den  scheinbar  will- 
kürlichen menschlichen  Handlungen“  1864,  S.  28 — 42.  Oettingen  a.  a.  O., 
S.  7.  Rehfisch  a.  a.  O.,  S.  10.  Prinzig  „Trunksucht  und  Selbstmord  und 
deren  gegenseitigen  Beziehungen“  1895,  S.  21. 

2 a.  a.  O.,  S.  21—26. 

3 „Der  Selbstmord,  Ein  Kapitel  der  Selbstmordstatistik“.  1881, 
S.  249. 

i „Moralstatistik  und  die  menschliche  Willensfreiheit“.  S.  19. 


58 


Verhältnissen.  Und  wie  jedes  Verbrechen,  so  muss 
auch  der  Selbstmord  nicht  unumgänglich  geschehen, 
er  muss  nicht  immer  mit  Notwendigkeit  eintreten. 
Diese  und  ähnliche  Verbrechen  geschehen  „infolge  der 
Umstände,  die  gegenwärtig  bestehen,  aber  nicht  immer 
bestehen  werden“.1  So  hat  Rehfisch  auch  sehr  richtig 
gezeigt,2  dass  man  von  einer  Notwendigkeit  der  Er- 
scheinung des  Selbstmordes  nicht  sprechen  darf.  Und 
wenn  seine  Zahlen  mutatis  mutandis  gleich  bleiben  so 
ist  es  infolge  davon,  dass  die  Faktoren,  die  ihn  beein- 
flussen, einstweilen  dieselben  bleiben. 

Oettingen  teilt 3 sehr  treffend  den  Selbmord,  dem 
Verbrechen  ähnlich,  in  akuten  und  chronischen  Selbst- 
mord. Jener  Selbstmord,  der  ein  Ergebnis  einer  plötzlich 
auftretenden  Welle  von  Leidenschaft  oder  Trübung 
der  Vernunft  ist,  erscheint  für  den  gesellschaftlichen 
Organismus  als  etwas  Akutes.  Diejenigen  Selbst- 
morde, die  ein  Ergebnis  der  ungünstigen  sozialen 
Verhältnisse  sind,  die  nur  als  letztes  Glied  der  ganzen 
Kette  sozial -pathologischer  Zustände  erscheinen,  sind 
schon  für  die  Gesellschaft  als  chronische  zu  betrachten. 

Über  die  Bekämpfung  der  akuten  Selbstmorde 
können  wir  dasjenige  sagen  was  Thyren  über  jegliche 
akute  Verbrechen  sagt:4  „So  lange  die  Gesellschaft 
aus  Menschen  mit  menschlichen  Leidenschaften  zu- 
sammengesetzt ist,  werden  auch  darum  akute  Ver- 
brechen im  gewissen  Umfange  Vorkommen  . . . den 
Ursachen  der  akuten  Kriminalität  kann  die  Gesell- 
schaft keinen  Versuch  entgegenstellen,  nur  Zwangs- 
mittel, die  natürlichen  Leidenschaften  der  menschlichen 
Seele  auszurotten , was  das  Meer  peitschen  heisse, 
um  es  von  Wogen  abzuhalten.“  Die  akuten  Selbst- 
morde werden  immer  Vorkommen.  Ein  erfolgreicher 
Kampf  kann  nur  gegen  die  chronischen  Selbst- 

1 Oettingen  a.  a.  O.,  S.  9. 

2 „Der  Selbstmord  1893“  S.  12. 

3 a.  a.  O.,  S.  6. 

4 a.  a.  O. 
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morde  auf  dem  Wege  der  Entgegenwirkung  gegen 
die  sie  bewirkenden  Ursachen  geschehen.  An  erster 
Stelle  unter  diesen  Ursachen  steht  der  Alköholismus. 
(Schon  Aristoteles  ,, Problem.  30“  hat  den  Einfluss 
des  Alkoholismus  auf  die  Neigung  zum  Selbstmord 
erkannt.)  Er  untergräbt  die  Lebenskräfte,  schwächt 
die  Tätigkeit  des  Gehirns  ab  und  setzt  die  hemmende 
Kraft  der  Vorstellungen  herab.  Der  Alkohol  zer- 
stört die  Familienverhältnisse,  bringt  den  Menschen 
zur  Arbeitslosigkeit,  zum  Verbrechen  und  das  Resul- 
tat ist  der  Selbstmord.1  Prinzig  in  seinem  Buche 
„Trunksucht  und  Selbstmord“  weist  auf  jene  viel- 
artigen direkten  und  indirekten  Wege  hin,  durch 
welche  der  Alkohol  zum  Selbstmord  führt.  In  Frank- 
reich und  in  Preussen  erscheint  der  Alkohol  als  Ur- 
sache von  27 — 30  Proz.  aller  männlichen  Selbstmord- 
fälle und  für  männliche  Selbstmorde  in  Preussen 
zwischen  dem  40.  und  60.  Lebensjahre  als  Ursache 
von  33 — 35  Proz.  derselben.  Dasselbe  finden  wir  in 
Bayern.  In  Württemberg  gibt  es  infolge  der  Trunk- 
sucht noch  mehr  Selbstmörder.  „Das  kann  man“, 
sagt  Prinzig,2  „als  sichere  Tatsache  ansehen,  dass 
mehr  als  der  vierte  Teil  der  Selbstmorde  des  männ- 
lichen Geschlechts  und  im  eigentlichen  Mannesalter 
- ein  volles  Drittel  derselben  durch  Alkoholismus  her- 
beigeführt wird.“  Die  Abhängigkeit  des  Selbstmordes 
vom  Alkoholismus  zeigt  Norwegen.  Als  der  Ver- 
brauch des  Alkohols  pro  Kopf  zwischen  den  Jahren 
1830 — 1890  allmählich  von  16  auf  1,5  Liter  herab- 
sank, so  ging  auch  die  Zahl  der  Selbstmordfälle  von 
108  auf  67  für  jede  Million  Einwohner  zurück.3 

Der  Selbstmord  wird  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
durch  die  ökonomischen  Verhältnisse  bedingt.  Je 
mehr  der  Luxus  und  Reichtum  auf  der  einen  Seite, 


1 Vergl.  Lombroso  „Der  Verbrecher“  II.  S.  187. 

2 a.  a.  O.,  S.  79. 

3 Tabelle  siehe  Wellauer  a.  a.  O.,  S.  29. 
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Armut  und  Existenzunsicherheit  auf  der  anderen  Seite 
sich  vergrössert , desto  höher  steigt  die  Zahl  der 
Selbstmorde.  Dadurch  erklärt  sich  jene  Tatsache, 
dass  der  Selbstmord , im  allgemeinen  genommen, 
unter  den  Männern  aller  europäischen  Länder  3 bis 
4 mal  öfter  als  unter  den  Frauen  vorkommt.  Auf 
den  Männern  liegt  die  schwere  Aufgabe  der  Be- 
sorgung des  Lebensunterhalts  für  die  Familie.  Aber 
unter  den  ledigen  Männern  ist  schon  verhältnismässig 
die  Zahl  der  Selbstmordfälle  viel  geringer  als  unter 
den  Frauen  im  allgemeinen. 1 Besonders  grosse 
Zahlen  erreichen  die  Selbstmorde  bei  den  jungen 
Ehemännern,  die  noch  nicht  fähig  genug  sind  das 
Dasein  der  Familie  zu  sichern.  Die  Mädchen  weisen 
eine  grössere  Zahl  des  Selbstmordes  auf  als  die 
ledigen  Männer,  weil  die  letzteren  leichter  im  Leben 
auskommen.  Unter  den  Ehefrauen , die  in  der  Ehe 
eine  gewisse  Lebensversicherung  finden,  ist  der  Selbst- 
mord bedeutend  geringer.  Der  Einfluss  der  ökono- 
mischen Lage  äussert  sich  besonders  deutlich  bei  den 
Witwen.  Prinzig  in  seiner  Abhandlung  ,,über  die 
soziale  Lage  der  Witwen  in  Deutschland“,2  findet, 
dass  mehr  als  die  Hälfte  der  Witwen  in  dürftigen 
und  mehr  als  der  vierte  Teil  in  armseligen  Verhält- 
nissen lebt.  Diese  schwere  ökonomische  Lage  der  - 
Witwen  führt  sie  zum  grossen  Anteil  bei  allen 
Verbrechen,  insbesondere  beim  Selbstmorde.  Die 
ökonomischen  Verhältnisse,  die  als  Basis,  auf  welcher 
das  ganze  gesellschaftliche  Leben  ruht,  erscheint, 
bedingen  den  Selbstmord.  Die  Jahre  1846—1847, 
1854 — 1856,  die  als  Periode  der  höchsten  Teuerung 
in  Europa  galten,  ergaben  auch  die  höchste  Zahl  der 
Selbstmorde  in  allen  europäischen  Staaten. 


1 Vergl.  Wagner  a.  a.  0.,  S.  23.  Prinzig  a.  a.  O.,  III.  Kap. 
„Die  entfernten  Ursachen  des  Selbstmordes“  S.  26 — 40.  Rehfisch 
a.  a.  0„  S.  66 — 74. 

2 S.  204. 
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Es  scheint  interessant  zu  sein,  den  Umstand  zu 
bemerken,  dass  unter  den  Wintermonaten  der  Januar 
die  grösste  Selbstmordhäufigkeit  besitzt,  in  einer  Zeit, 
in  der  die  Bedürfnisse  sich  vergrössern,  die  Ver- 
dienste sich  verringern  und  die  Ersparnisse  zu  Ende 
gehen.1 

Die  Stadtkriminalität,  wie  es  die  Statistik  zeigt, 
hat  ein  grosses  Übergewicht  über  die  Landkriminalität.2 
Dasselbe  Verhältnis  besteht  auch  beim  Selbstmord. 
In  den  von  der  Industrie  entwickelten  Ländern,  wo 
das  Verbrechen  überhaupt  immer  steigt  (Fälle  von 
Körperverletzungen  kommen  jed.es  Jahr  in  Belgien 
25000  vor  bei  7 V4  Millionen  Bevölkerung;  in  Nor- 
wegen mit  2 % Million  Bevölkerung  nur  400  Fälle), 
vermehrt  sich  auch  der  Selbstmord.  Wir  können  mit 
Sicherheit  sagen,  dass  alle  sozialen  Verhältnisse,  die 
zum  Verbrechen  überhaupt,  auch  zum  Selbstmord 
führen. 

Und  wenn  von  Vorbeugungsmassregeln  gegen 
Verbrechen  die  Rede  sein  kann,  so  sind  auch  Vor- 
beugungsmittel hinsichtlich  des  Selbstmordes  möglich 
und  tauglich.  Beseitigung  der  ungünstigen  sozialen 
Umstände,  Aufklärung  der  Massen,  gute  Erziehung 
der  Jugend  und  viele  andere  Massregeln,  auf  welche 
hier  nicht  näher  einzugehen  ist,  können  den  Bestand 
des  sozialen  Organismus  sichern.  „Wenn  Lehrer  und 
Erzieher  es  sich  angelegen  sein  lassen  wollten“,  sagt 
Krose,3  ,, neben  einer  abgerundeten  harmonischen  Aus- 
bildung des  Verstandes  auch  auf  Bildung  des  Charakters 
ihrer  Schüler  Gewicht  zu  legen , wenn  sie  Selbstbe- 
herrschung, Pflichtbewusstsein,  Nächstenliebe,  den  Sinn 
für  alles  Edle,  Gute  in  den  empfänglichen  Gemütern 
der  Kinder  zur  Reife  bringen,  dann  haben  sie  eine 

1 So  Prinzig  a.  a.  O.,  S.  22. 

2 In  Stockholm  z.  B.  sind  die  Verbrechen  verhältnismässig  8 
oder  9 mal  und  in  den  kleineren  Städten  4 bis  5 mal  häufiger  als  auf 
dem  Lande. 

3 Die  Ursachen  der  Selbstmordhäufigkeit.  1906,  S.  166. 


62 


grosse  Kulturaufgabe  gelöst  und  viele  Menschenleben 
gerettet.  Auch  Presse,  Literatur  und  Theater  können 
viel  dazu  beitragen,  der  beständigen  Zunahme  der 
Selbstmorde  ein  Ziel  zu  setzen,  ja  sogar  eine  rück- 
läufige Bewegung  in  dem  Gange  der  Selbstmord- 
tendenzen herbeizuführen. 1 

Als  sehr  wichtige  Massregel  der  Bekämpfung 
des  Selbstmordes  soll  die  Bestimmung  einer  Strafe 
für  die  Teilnahme  beim  Selbstmorde  erscheinen.  So- 
lange wir  im  Selbstmorde  eine  der  Gesellschaft  gleich- 
gültige (Meyer,  Hiller),  nützliche  (Jost),  sittliche  (Feld) 
Handlung  ersehen,  werden  wir  nicht  ein  Verbrechen 
der  Teilnahme,  es  sei  gleich,  ob  sie  sich  in  einer 
Anstiftung  oder  in  einer  einfachen  Beihilfe  geäussert 
hat,  konstruieren  können.  Will  die  Rechtsordnung 
dem  Eintreten  von  einem  Erfolge  entgegenwirken, 
so  kann  sie  auch  jede  Handlung,  die  sich  auf  die 
Verwirklichung  des  Erfolges  richtet,  verbieten.  Jede 
Teilnahmehandlung  kann  nur  als  eine  Vorbereitungs- 
stufe zur  Verwirklichung  des  Erfolges  betrachtet 
werden.  Die  Beihilfe  zu  einer  Handlung,  die  wir 
als  gute,  sittliche,  nützliche  und  wenigstens  als  sozial 
gleichgültige  anerkennen,  kann  nicht  verworfen  wer- 
den. „ Teilnahme“,  wie  es  Lion  richtig  meint, 2 ,,ist 
nur  dann  strafbar,  wenn  die  Haupthandlung  als  solche 
die  Momente  der  Strafbarkeit  enthält,  gleichviel  ob 
dieselbe  rücksichtlich  des  Urhebers  mit  Strafe  be- 
droht ist  oder  nicht“  (§  247  RStGB.).  Hätten  wir 
mit  Wellauer  im  Selbstmorde  eine  sozial  gleichgültige 
Tat  ersehen,  so  könnten  wir  schon  nicht  bei  dem 
Beihelfer  zu  ihm  ,,eine  schädliche  Gesinnung“  finden, 
wie  es  Wellauer  tut. 


1 Die  oben  erwähnte  Bernische  medizinisch-pharmazeutische  Re- 
solution schlägt  vor,  dass  die  Tagespresse  künftighin  von  Selbstmord- 
fällen keine  Notiz  mehr  nehmen  solle,  um  der  Selbstmordansteckung 
vorzubeugen. 

2 a.  a.  O.,  S.  187. 
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Helfe  ich  Jemanden,  seine  Absichten  zu  ver- 
wirklichen, wenn  ich  mir  bewusst  bin,  dass  die  Ver- 
wirklichung dieser  Absichten  Niemanden  Schaden 
zufügt,  dass  sie  in  sich  keine  Ungebührlichkeit  birgt, 
so  kann  doch  in  mir  keine  schädliche  Gesinnung  er- 
blickt werden.  Das  Verbot  einer  Teilnahme  hat  den 
Zweck  des  Festsetzens  eines  Hindernisses  zum  Ent- 
stehen eines  unerwünschten  Erfolges  im  Auge.  Des- 
halb können  wir  dort,  wo  wir  uns  zu  einem  Erfolge 
gleichgültig  verhalten,  kein  Verbot  der  Teilnahme 
aufstellen.  Und  wir  können  den  treffenden  Worten 
von  Bar 1 beistimmen : „Es  ist  eben  keine  juristische 
Spitzfindigkeit,  vielmehr  ein  rationeller  Fundamental- 
satz, dass,  wenn  die  Tat  eines  Täters  kein  Ver- 
brechen ist,  auch  Anstiftung  und  Beihilfe  dazu  kein 
Verbrechen  sein  kann.“  Und  Bar  ist  sehr  konsequent, 
wenn  er  im  Selbstmorde  nichts  Widerrechtliches  er- 
achtet, auch  in  der  Teilnahme  an  ihm  nichts  Wider- 
rechtliches findet. 2 Und  umgekehrt  erkennen  wir 
im  Selbstmord  ein  Verbrechen,  so  erachten  wir  die 
Teilnahme  an  ihm,  d.  h.  die  Tätigkeit,  die  zum  Ent- 
stehen des  widerrechtlichen  Erfolges  beiträgt,  als 
widerrechtlich,  ein  Verbot  als  wünschenswert  und 
zweckmässig.  3 Und  die  Eigentümlichkeit  des  Selbst- 
mordverbrechens, wo  persönliche  Massnahmen  der 
Strafe  auf  Schwierigkeiten  stossen,  lässt  noch  desto 
mehr  das  Verbot  jeglicher  Teilnahme  an  ihn  er- 
wünschen. 4 Das  haben  schon  vielmal  die  Gesetz- 


1 „Gesetz  und  Schuld“,  1909,  S.  43.  Yergl.  Hiller,  a.  a.  O.,  S.  34. 

2 Für  Bestrafung  der  Beihilfe  de  lege  ferenda  äussern  sich:  Lion, 
Goltdammers  Archiv,  Bd.  VI,  S.  462.  Berner,  a.  a.  O.,  S.  99.  Meyer- 
Alfeld,  § 38,  Anm.  7.  Liszt,  Vergl.  Darstellungen  . . . . a.  a.  O., 
S.  136.  Guderian,  a.  a.  O.,  S.  31.  Wellauer,  a.  a.  O.,  S.  66. 

3 Vergl.  Köhler  „Tatbestandsmerkmal  und  Strafbarkeitsbedin- 
gung“, Archiv  für  Strafrecht  und  Strafprozess,  Bd.  48,  S.  6. 

4 Die  Befürchtung,  die  von  Bar  und  Anderen  geäussert  worden 
ist,  dass,  wenn  die  Beihilfe  und  Anstiftung  zum  Selbstmorde  als  straf- 
bar bingestellt  werden  wird,  so  wird  im  Falle  eines  versuchten  Selbst- 
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gebungen  anerkannt.  Das  allgemeine  Landrecht  für 
die  preussischen  Staaten  von  1794,  Bd.  II,  Titel  20, 
§ 834  lautet:  „Wer  einen  Andern  auf  dessen  Ver- 
langen tötet  oder  ihm  zum  Tode  beihilflich  ist, 
hat  6 — 10jährige  und  bei  einem  überwiegenden  Ver- 
dacht, den  Wunsch  nach  dem  Tode  bei  dem 
Getöteten  selbst  veranlasst  zu  haben,  lebens- 
längliche Festungs-  oder  Zuchthausstrafe  bewirkt.“ 

Das  Strafgesetzbuch  für  das  Herzogtum  Braun- 
schweig von  1840,  Art.  148,  bestimmt:  Wer  einen 
Andern  zum  Selbstmorde  anstiftet,  soll  mit  Zwangs- 
arbeit nicht  unter  einem  Jahr,  wer  an  dem  Selbst- 
morde eines  Andern  teilnimmt  oder  ihm  dazu 
Hilfe  leistet,  soll  nach  den  im  Artikel  147  ge- 
gebenen Bestimmungen  bestraft  werden  (d.  h.  wie 
Jemand,  der  einen  den  Tod  Verlangenden  getötet 
hat,  mit  Gefängnis  nicht  unter  einem  Jahre  resp.  wenn 
der  Entleibte  ein  Totkranker  oder  tötlich  Verwun- 
deter war,  mit  Gefängnis  von  drei  Monaten  bis  zu 
einem  Jahr). 

§ 123  des  Strafgesetzbuches  für  die  Thüringischen 
Staaten  von  1850  lautet:  „Wer  einen  Andern  zum 
Selbstmorde  verleitet,  soll  mit  Arbeitshaus  nicht 
unter  einem  Jahr,  und  wer  einem  Anderen  beim  Selbst- 
morde Hilfe  leistet  mit  Gefängnis  von  4 Wochen  bis 
drei  Jahren  bestraft  werden.“ 

Das  Strafgesetzbuch  für  das  Grossherzogtum  Ba- 
den von  1845  bestimmt:  „Gefängnis  oder  Arbeitshaus 
trifft  Denjenigen,  welcher  an  dem  von  einem  Andern 
an  sich  selbst  verübten  Selbstmorde  Teil  genommen 
h a t.“ 

Das  Sächische  Strafgesetzbuch  von  1855  im  Ar- 
tikel 158  sagt:  Die  Verleitung  eines  Andern  zum 
Selbstmorde  oder  einem  Versuch  zu  demselben 
sowie,  die  Unterstützung  bei  dem  einen  oder 


mordes  die  Möglichkeit  zur  Erpressung  gegeben,  weil  der  Versuch 
sehr  oft  nicht  ernst  ist,  dadurch  beseitigt  werden,  wenn  wir  auch  den 
Versuch  als  rechtswidrige  Handlung  hinstellen. 
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anderen  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  be- 
straft. 

In  der  Gegenwart  wird  die  Teilnahme  am  Selbst- 
morde in  England,  wenn  auch  die  Sache  nur  zum  Ver- 
such kam,  bestraft.  Ähnlich,  aber  milder,  straft  das 
Strafgesetzbuch  von  Schaffhausen  vom  Jahre  1859, 
im  § 145. 

Die  Strafgesetzbücher  vom  Jahre  1830  (Art.  299) 
von  Mexiko  (559),  von  Ungarn  1878  (§  283)  bestimmen 
Strafen  für  die  Teilnahme  am  Selbstmorde.  Das  Straf- 
gesetzbuch von  Ungarn  lautet:  ,,Mit  Gefängnis  bis  zu 
drei  Jahren  ist  derjenige  zu  bestrafen,  der  einen  An- 
deren zum  Selbstmord  bestimmt  oder  ihm  zu  diesem 
Zweck  wesentlich  Mittel  oder  Werkzeuge 
verschafft.  Wenn  jedoch  zwei  Personen  sich  gegen- 
seitig verabredet  haben  auf  eine  vorher  festgesetzte 
Art  vom  Lose  abhängig  zu  machen,  wer  von  Beiden 
sich  selbst  töten  soll  und  wenn  in  Folge  dessen  die 
den  Selbstmord  bezweckende  Handlung  auch  vollführt 
wurde,  der  Tod  aber  nicht  erfolgt  ist,  so  sind  beide 
Teile  auf  Staatsgefängnis  von  einem  bis  zu  fünf  Jahren, 
im  Falle  des  eingetretenen  Todes  hingegen  ist  der 
Überlebende  mit  Staatsgefängnis  von  fünf  bis  zu  zehn 
Jahren  zu  bestrafen.“ 

Das  Italienische  Strafgesetzbuch  von  1889  im 
§ 370  bestimmt:  „Wer  einen  Andern  zum  Selbstmorde 
bestimmt  oder  ihm  dabei  Hilfe  leistet  wird,  falls 
der  Selbstmord  stattgefunden  hat,  mit  Gefängnis  von 
acht  bis  neun  Jahren  bestraft.“ 

Das  Strafgesetzbuch  der  Niederlande  (Art.  294), 
von  Norwegen  (236),  Neuenburg  (Art.  288  Abs.  2), 
Dänemark,  Spanien,  Portugal  setzen  Strafe  für  die 
Beihilfe  zum  Selbtmord. 

Das  Strafgesetzbuch  für  Russland  1903,  das  noch 
nicht  in  Geltung  getreten  ist,  bestimmt:  ,,Die  Be- 
schaffung von  Mitteln  zum  Selbstmorde  wird, 
wenn  der  Selbstmord  oder  ein  Versuch  desselben  er- 
folgt ist,  mit  Festungshaft  bis  zu  drei  Jahren  bestraft. 
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Die  Verleitung  einer  noch  nicht  17  Jahre  alten,  oder 
einer  wissentlich  unzurechnungsfähigen  Person  zum 
Selbstmorde,  sowie  die  vorsätzliche  Beihilfe  dazu,  wird, 
wenn  der  Selbstmord  oder  ein  Versuch  desselben  er- 
folgt ist,  mit  Katorga  bis  zu  8 Jahren  bestraft“. 

Und  nicht  nur  die  Leistung  einer  direkten  Hilfe 
oder  eine  Anstiftung  muss,  unseres  Erachtens,  unter 
Strafe  gestellt  werden  (Bar  S.  43  erblickt  darin  nur 
einen  Ausfluss  unpraktischer  Gefühlsjurisprudenz),  son- 
dern es  muss  eine  Strafe  für  die  Nichtabhaltung  eines 
Menschen  vom  Selbstmorde  wenn  die  Möglichkeit 
dazu  war,  gesetzt  werden.  Qui  potuit  hominem  ex 
morte  liberare  et  non  liberavit  eum  occidit!  So  strafte 
Rom  die  Sklaven,  die  den  Selbstmord  ihres  Herrn 
nicht  verhinderten,  obwohl  sie  im  Stande  waren  das 
zu  tun.1 

Aber  jetzt,  wenn  der  Selbstmord  als  rechtmässige 
Handlung  anerkannt  ist,  kann  jede  gewaltsame  Ab- 
haltung eines  Menschen  vom  Selbstmord  den  Ab- 
haltenden auf  die  Anklagebank  bringen.2  ,, Diese 
eigentümliche  Folge  der  Straflosigkeit  des  Selbst- 
mordes“, sagt  Weber,3  „zeigt  nachstehender,  der 
Praxis  entnommener  Fall.  Ein  junges  Mädchen, 
welches  sich  in  selbstmörderischer  Absicht  von  einer 
Brücke  in  die  Isar  stürzen  wollte,  wurde  aber  von 
zwei  Männern  mit  Gewalt  daran  gehindert.  Die 
beiden  Männer,  die  wohl  aus  reiner  Menschenfreund- 
lichkeit handelten  haben  sich  eines  Vergehens  der 
Nötigung  nach  § 240  des  Reichsstrafgesetzbuches 
schuldig  gemacht.  Denn  sie  haben  nicht  etwa  ein 
Verbrechen  verhütet,  sondern  einen  Anderen  mit 
Gewalt  von  einer  Handlung,  zu  welcher  derselbe  be- 
rechtigt war  abgehalten.  Eine  Staatsanwaltschaft, 
die  hier  nicht  einschreitet,  verfehlt  sich  gegen  § 152 
der  StrPO.“  Wir  rechnen  die  gewaltsame  Ver- 

1 L.  1 § 22  D.  29,  5 siehe  oben  S.  47. 

2 Vergl.  Bar  a.  a.  O.,  S.  35. 

3 Deutsche  Jur.  Zeit.  6.  „Ist  der  Selbstmord  straflos?“  S.  359. 
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hinderung  des  Begehens  eines  Selbstmordes  nicht 
nur  für  ein  Recht,  sondern  für  eine  Pflicht,  die  schon 
der  § 139  des  RStGB.  bei  anderen  gemeingefährlichen 
Verbrechen  anerkannt  hat.1 

Abschreckung,  glauben  wir,  kann  in  vielen 
Fällen  nicht  erfolglos  hinsichtlich  des  Selbstmordes 
bleiben.  Die  Behauptung,  dass  der  Mensch,  der  sich 
für  den  Tod  entschlossen  hat,  schon  nicht  mehr  ab- 
geschreckt werden  kann,2  ist  durch  nichts  begründet. 
Wenn  einige  Motive  zum  Tode  bewegen  können  und 
den  Selbsterhaltungstrieb  zu  bekämpfen  imstande  sind, 
so  ist  es  klar,  dass  andere  Motive  auch  vom  Tode 
abhalten  können. 

Rufen  wir  die  Abschreckungsmassregeln,  durch 
welche  der  Selbstmordepidemie  unter  den  mylesischen 
Mädchen  ein  Ende  gemacht  worden  ist ! 

Das  ehrlose  Begräbnis , das  im  Mittelalter  so 
üblich  war,  erschien  als  sehr  rationelles  Mittel  zur  Be- 
kämpfung des  Selbstmordes.  Es  sind  Fälle  bekannt, 
dass  einige  sogar  rechtgläubige  Christen,  die  sich  zum 
Selbstmorde  entschlossen  haben,  um  dem  ehrlosen  Be- 
gräbnis zu  entgehen,  zur  Tötung  eines  Andern  Zuflucht 
nahmen,  um  dann  durch  den  Scharfrichter  hingerichtet 
zu  werden. 

Das  Nichtanerkennen  der  letztwilligen  Bestim- 
mung des  Selbstmörders  über  seine  Hinterlassenschaft 
von  der  Rechtsordnung,  wie  es  noch  heute  in  Russ- 
land der  Fall  ist,  kann  auch  vielleicht  in  manchen 
Menschen  ein  Abhaltungsmotiv  schaffen.  Die  Kon- 
fiskation des  Vermögens  soll  auch  ein  rationelles 
Mittel  zur  Bekämpfung  des  Selbstmordes  sein.  Der 

1 Vergl.  Cornelius  „Die  Bestrafung  des  Selbstmordes“  Deutsche 
Jur.  Zeit.  ibid.  S.  398.  Zittelmann  „Ausschluss  der  Widerrechtlich- 
keit“ im  Archiv  f.  d.  ziv.  Praxis  Bd.  99,  S.  119.  Hess,  Anton,  „Ab- 
handlungen aus  dem  Gebiete  des  Zivil-  und  Strafrechts“  1892,  S.  48. 
Dohna,  Graf  zu,  a.  a.  O.,  S.  148. 

2 So  Feuerbach,  Lehrbuch  § 271,  dazu  Kessler  „Die  Einwilligung 
des  Verletzten  in  seiner  strafrechtlichen  Bedeutung“  1884,  S.  79. 
Wellauer  a.  a.  O.,  S.  59.  Feld  a.  a.  0.,  S.  23.  Krose  a.  a.  O.,  S.  165. 

5* 
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Widerspruch  mit  dem  Personalitätsprinzip  der  Strafe 
darf  nicht  als  wichtiger  Einwand  dagegen  gebracht 
werden.  Man  kann  sagen,  dass  es  keine  unbedingt 
individuelle  Strafe,  die  nur  den  Verbrecher  selbst 
träfe,  gibt.  Sowohl  Hinrichtung,  als  auch  einfache 
Freiheitsberaubung  lasten  mit  Schwere  auf  den  dem 
Betroffenen  nahestehenden  Menschen.  Der  Zweck 
der  Bekämpfung  des  Selbstmordes  darf  das  Mittel 
der  Konfiskation  rechtfertigen.  Kurz  man  kann 
immer  eine  Strafe  ausfindig  machen , die  zum  Ab- 
halten von  der  Selbstmordabsicht  beitragen  könnte. 
Jene  oder  andere  Bestrafung  des  Selbstmordes  wird 
die  wichtige  Folge  haben,  dass  sie  die  Aufmerksam- 
keit der  Rechtsgenossen  darauf  lenken  werde,  dass 
der  Selbstmord  gar  nicht  etwas  der  Gesellschaft 
Gleichgültiges,  sondern  eine  antisoziale  Tat  ist. 

„Durch  das  Werturteil,  das  in  der  Strafe  ent- 
halten ist,  wird  jedem  der  Unwert  der  betroffenen 
Tat  vor  Augen  geführt  und  dadurch  der  gutgesinnte 
Bürger  von  einer  solchen  Tat  abgehalten“,  sagt 
Günther  Sparr  1 über  die  Bedeutung  der  Strafe.  Und 
diese  ihre  Bedeutung,  glauben  wir,  soll  beim  Selbst- 
mord am  höchsten  ihre  Äusserung  finden. 

Was  die  Besserung  anbelangt,  so  kann  sie 
mit  Erfolg  beim  Versuche  des  Selbstmordes  ihre  An- 
wendung finden.  In  einem  solchen  Menschen  muss 
man  den  abgeschwächten  Lebensimpuls  stärken,  auch 
den  Willen  kräftigen,  den  Glauben  an  sich  selbst,  an 
eigene  Kräfte  aufmuntern.  Wenn  der  verzweifelten 
Tat  ein  schlechter  Hang  oder  Laster  zugrunde  liegt, 
so  muss  die  Aufmerksamkeit  auf  ihre  Ausrottung 
gelenkt  werden.  Wir  können  wohl  Berner2  bei- 
stimmen, dass  der  Selbstmordversuch  einer  heilenden 

1 „Die  neueren  Bestrebungen  und  Vorschläge  zur  Verbindung 
von  Strafe  und  Sicherheitsmassnahmen“  'von  Günther  Sparr  in  der 
Schweizerischen  Zeitschr.  f.  Strafrecht,  Heft  I,  1913,  S.  5.  So  Thyren 
a.  a.  O.,  S.  23. 

2 a.  a.  O.,  S.  97. 
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Behandlung  bedarf,  aber  diese  Behandlung  muss 
durch  den  Staat  erfolgen.  Wir  legen  der  Strafe 
eine  heilende  Wirkung  bei.  Nicht  das  Zufügen  von 
Leiden  kann  als  Wünschenswertes  erscheinen,  sondern 
das  Reichen  einer  Hand  der  Hilfe  einem  Elenden, 
der  kraft  der  oder  jener  Bedingungen  zum  verhäng- 
nisvollen Schritt  sich  begeben  musste. 


II.  Abschnitt 


I.  Die  Tötung  eines  Einwilligenden. 

Erblicken  wir  im  Selbstmorde  eine  Gefahr  für 
das  Wohlergehen  und  die  Unversehrtheit  des  sozialen 
Organismus,  so  erblicken  wir  in  der  Tötung  der  Ein- 
willigenden eine  noch  grössere  soziale  Gefahr.  Dort 
wo  bei  einem  Menschen  in  einem  Moment  der  Ver- 
zweiflung' vielleicht  noch  der  Mut  sich  das  Leben  zu 
nehmen  mangeln  könnte,  wird  ihm  der  Zweite  zu 
Hilfe  kommen.  Und  in  der  Erhaltung  des  Lebens 
jedes  Menschen  liegt  das  Interesse  der  Gemeinschaft! 
„Eine  gewaltsame  Vernichtung  des  Lebens  des  Ein- 
zelnen“, sagt  richtig  Guderian, 1 „ruft  eine  Beunruhi- 
gung des  Gemeinwesens  hervor  und  gefährdet  den 
Bestand  des  staatlichen  Organismus.“  Die  Tötung 
der  Einwilligenden  zu  gestatten,  hiesse  die  Heiligkeit 
des  Lebens  des  Menschen  einem  Zweifel  zu  unter- 
werfen und  die  Möglichkeit  des  Überganges  zur 
Tötung  eines  Menschen  auch  ohne  Einwilligung  zu 
geben.  Auch  von  der  Seite  wäre  eine  Gefahr  zu 
erwarten,  dass  jeder  Mörder  sich  auf  eine  gegebene 
Einwilligung  des  Getöteten,  dessen  Mund  auf  ewig 
schon  geschlossen  ist,  berufen  könnte.  Die  soziale 
Gefahr  hat  dem  Gesetzgeber  eingegeben,  die  Tötung 
eines  Einwilligenden  unter  Strafe  zu  stellen. 

Der  Strafrechtsparömie  — volenti  non  fit  injuria 
— konnte  der  Gesetzgeber  in  diesem  Falle  keine 
Anwendung  zuerkennen.  Der  vom  Getöteten  ge- 

1 a.  a.  O.,  S.  53. 
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gebenen  Einwilligung  kann  keine  Bedeutung  eines 
Hindernisses  zur  Entstehung  einer  Rechtswidrigkeit 
schon  deshalb  beigelegt  werden,  weil  die  Einwilligung 
selbst  in  eigene  Tötung  eine  rechtswidrige  Tat  ist. 
Wenn  wir  den  Selbstmord  als  ein  Verbrechen  be- 
trachten, so  erachten  wir  jede  Tätigkeit  eines  Men- 
schen, die  mit  Bewusstsein  auf  den  eigenen  Tod 
abzielt,  als  Verbrechen.  Wenn  als  verursachende 
Bedingung  des  gewaltsamen  Todes  die  Einwilligung 
erschien,  ohne  die  die  Tötung  nicht  erfolgt  wäre, 
so  ist  die  Einwilligung  , .rechtswidrig.“  1 In  solchen 
Fällen“,  sagt  Dohna, 2 „verliert  die  Einwilligung  die 
Kraft,  die  zugefügte  Verletzung  zu  rechtfertigen,  weil 
sie  selber,  die  Einwilligung,  ein  unrichtiges  Verhalten 
bedeutet“,  d.  h.  ein  solches,  das  den  letzten  Zwecken 
der  Rechtsordnung  widerspricht.  Den  Einzelnen  als 
einen  konstitutiven  Teil  des  grösseren  Ganzen  — der 
Gemeinschaft  — - und  nicht  als  etwas  Besonderes  in 

1 So  Lion  a.  a.  O.,  S.  459. 

2 a.  a.  O.,  S.  146.  Nach  Dohna  sollte  die  Frage  über  die  Be- 
deutung der  Einwilligung  des  Verletzten  im  Strafrecht  ,,im  letzten 
Grunde  gar  nicht  dahin  gestellt  werden : unter  welchen  Bedingungen 
ist  die  Verletzung  eines  Einwilligenden  rechtswidrig?  Sondern  viel- 
mehr so : unter  welchen  Bedingungen  ist  die  Einwilligung  in  die 
eigene  Verletzung  rechtswidrig?“  Dann  nämlich  ist  die  Berufung 
auf  die  Einwilligung  unmöglich. 

Zu  solchem  Ergebnis  kommt  auch  Zittelmann  („Ausschluss  der 
Wider rechtlichkeit“  im  Archiv  f.  d.  zivil.  Praxis,  Bd.  99,  S.  69) : „Das 
Verbot  (der  Verletzung  eines  Einwilligenden)  ist  nicht  daraus  zu 
folgern,  dass  die  Handlung  trotz  Einwilligung  strafbar  ist,  sondern  nur 
daraus,  dass  die  Einwilligung  strafbar  ist.“  „Verboten“,  sagt 
er  weiter  (S.  70),  „ist  die  Einwilligung  in  allen  Handlungen,  die  dem 
Rechtsinhaber  selbst  verboten  sind  . . . . Ist  aber  die 
eigene  Tat  des  Selbstmörders  wider  die  guten  Sitten,  so  ist  es  auch 
die  Einwilligung  in  die  eigene  Tötung  durch  einen  An- 
deren.“ So  nach  Lilienthal,  Karl  v.,  (a.  a.  O.,  S.  25)  findet  sich 
der  Massstab  für  den  Einfluss  der  Einwilligung  des  Verletzten  auf 
die  Strafbarkeit  einer  Handlung  in  der  Schätzung  der  Einwilligungs- 
handlung selbst.  Wo  diese  als  unsittlich  gilt,  ist  es  die  auf  ihn  be- 
rufende Handlung  ebenfalls  ....  „Der  Selbstmord  ist  unsittlich 
und  darum  ist  es  auch  die  Tötung  des  Ein  willigenden“,  (a.  a.  O.,  S.  28.) 
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sich  Geschlossenes,  betrachtend,  können  wir  überhaupt 
die  Grundsätzlichkeit  des  Satzes  — volenti  non  fit 
injuria  — nicht  anerkennen. 

Das  Strafrecht  stellt  unter  seinen  Schutz  die- 
jenigen Güter,  die  einen  sozialen  Wert  haben,  die 
als  notwendige  Bedingung  der  Existenz  der  Gemein- 
schaft, ihres  Gedeihens  und  der  Entwicklung  der- 
selben erscheinen.  Aber  die  Entwicklung  des  Ganzen 
setzt  das  Wachsen  und  das  Wohlergehen  der  Teile 
voraus.  Darum,  wo  eine  Verletzung  eines  Rechts- 
gutes eines  Menschen  derart  ist,  dass  seine  Wohl- 
fahrt dadurch  untergraben  werden  kann,  da  muss  die 
Rechtsordnung  mit  ihrem  Verbot  einschreiten  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  der  Träger  des  Rechtsgutes  in 
diese  Verletzung  eingewilligt  hat  oder  nicht.  Das 
Wohl  der  Gesellschaft  ist  nicht  ihr  Wohl  hier  oder 
dort,  sondern  in  allen  ihren  Teilen.  Die  Einwilligung 
des  Verletzten  kann  nur  dann  eine  absolute  Wirkung 
als  ein  Hindernis  zur  Entstehung  einer  Rechts- 
widrigkeit haben,  wo  das  Verbrechen  nur  dann  eine 
Verwirklichung  haben  kann,  wenn  es  wider  den 
Willen  der  Persönlichkeit  erfolgt,  wo  eine  Handlung 
wider  den  Willen  die  unbedingte  Voraussetzung 
des  Verbrechens  selbst,  sein  notwendiges  Tatbestand- 
merkmal ist.  So  ist  es  bei  den  Fällen  der  Nötigung, 
der  Erpressung,  des  Raubes,  der  Notzucht,  des  Be- 
truges, der  einfachen  Freiheitsberaubung,  der  Be- 
leidigung usw. 1 In  allen  diesen  Fällen  schliesst  die 

1 In  vielen  Fällen  fordert  das  Gesetz  expressis  verbis  zum 
Tatbestand  des  Verbrechens  eine  Handlung  „wider  den  Willen“. 
§ 236  (Entführung  einer  Frauensperson)  fordert  „wider  ihren  Willen“. 
§ 237  (Entführung  minderjähriger  Frauenspersonen)  „ohne  Einwilligung 
ihrer  Eltern“.  § 270  (Wegnahme  von  Getreide  oder  anderer  zur 
Fütterung  des  Viehes  bestimmten  Gegenstände)  „wider  Willen  des 
Eigentümers“.  § 369  (Anfertigung  von  Schlüsseln)  „ohne  Genehmi- 
gung des  Inhabers  einer  Wohnung“.  § 368  (Betretung  eines  fremden 
Jagdgebietes  in  Jagdausrüstung)  „ohne  Genehmigung“.  § 220  (Ab- 
treibung) „ohne  Wissen  und  Willen“.  § 269  (Urkundenfälschung)  „ohne 
Willen“.  § 297  (Gefährdung  von  Schiffen)  „ohne  Vorwissen“  usw. 
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Einwilligung  die  Widerrechtlichkeit  nicht  deshalb  aus, 
weil  die  Rechtsordnung  in  einer  Verletzung  nichts 
Rechtswidriges  erblickt,  weil  die  betreffende  Per- 
sönlichkeit die  eigene  Verletzung  wollte,  sondern 
weil  diese  Verbrechen  ihrer  Natur  nach  derart  sind, 
dass  das  Vorhandensein  eines  Wollen s die  Mög- 
lichkeit einer  injuria,  d.  h.  eine  Möglichkeit  irgend- 
welcher Verletzung  überhaupt  ausschliesst. 1 Klee 
(a.  a.  O.,  Bd.  48,  S.  340)  bestreitet  die  Behauptung, 
dass  es  Handlungen  gäbe,  die  nur  wider  den  Willen 
des  von  ihnen  Betroffenen  geschehen  könnten.  Aber 
wir  können  uns,  im  Gegensatz  zu  Klee,  kein  Ver- 
brechen der  Nötigung  vorstellen,  wo  die  Handlung 
mit  der  Einwilligung  des  Betreffenden  vorgenommen 
wurde  und  eine  Freiheitsberaubung,  wo  eine  Ein- 
sperrung eines  Menschen  auf  eine  ganz  kurze  Zeit 
auf  seinen  Wunsch  erfolgte.  Desgleichen  können  wir 
auch  keine  Beleidigung  dort  konstruieren,  wo  ein 
Schimpfwort  mit  Einwilligung  des  damit  Betroffenen 
geäussert  worden  ist.  „Beleidigung  ist  nicht  Ver- 
letzung der  Ehre.  2 Das  Objekt  der  Beleidigung  ist 
das  Ehrgefühl.“  Wille  und  Gefühl  stehen  in  einem 
solchen  Verhältnis  zueinander,  dass  das  Erfüllen 
eines  fremden  Willens,  seine  Bejahung  ein  Lustgefühl, 
und  die  Nichterfüllung  des  Willens,  seine  Negation 
ein  Unlustgefühl  hervorruft.  Darum,  wenn  jemand 
eine  bestimmte  Handlung  vornimmt,  die  dem  Willen 
des  von  ihr  Betroffenen  entspricht,  kann  er  durch 
diese  keine  Beleidigung  zufügen,  weil  kein  Unlust- 
gefühl dadurch,  hervorgerufen  wird. 3 

1 Yergl.  Kiehl,  „Die  Einwilligung  eines  Minderjährigen  nach 
geltendem  Strafrecht.“  Goltdammers  Archiv,  Bd.  54,  S.  363.  Gerland, 
a.  a.  0„  S.  490.  Mittermaier,  Goltdammers  Archiv  IX,  S.  438,  441. 
Wächter,  volenti  non  fit  injuria.  Gerichtssaal,  Bd.  20,  S.  1.  v.  Lilien- 
thal, a.  a.  O.,  S.  22.  Breithaupt,  volenti  non  fit  injuria,  1901,  S.  16. 
Dohna,  Graf  zu,  a.  a.  O.,  S.  149. 

2 Hess,  Anton,  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  Zivil-  und  Straf- 
recht, 1892,  III,  sapienter  volenti  von  fit  injuria,  S.  50. 

3 ibid. 
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So  wie  Unzucht  z.  B.  ein  Lustgefühl  auf  der  Seite 
des  Täters  voraussetzt,  weshalb  keine  Unzucht  der 
untersuchende  Arzt  begeht,  so  setzt  die  Beleidigung 
ein  Unlustgefül  auf  seiten  des  Beleidigten  voraus.1 

Das  Moment  ,,invito  laeso“  ist  eine  notwendige 
Bedingung  der  Beleidigung,  ohne  welches  die  letztere 
gar  nicht  denkbar  ist.  In  solchen  Fällen  kann  von 
einer  absoluten  Wirkung  der  Einwilligung  im  Sinne 
eines  Hindernisses  zur  Entstehung  eines  Verbrechens 
die  Rede  sein. 

Aber  bei  allen  jenen  Verletzungen  der  Rechts- 
güter, der  Persönlichkeit,  wie  Leben,  Gesundheit, 
Vermögen  usw.,  wo  ,,invito  laesa“  keine  notwendige 
Bedingung  für  das  Dasein  einer  Verletzung  ist,  weil 
diese  so  gut  mit,  wie  ohne  Einwilligung  des  Trägers 
des  Rechtsgutes  verletzt  werden  kann,  dürfen  wir 
dem  v.  n.  f.  i.  keine  volle  Geltung  zuschreiben. 
Die  Rechtsordnung  darf  nicht  das  „invito  laeso“  zu 
einer  notwendigen  Bedingung  für  das  Entstehen  jeg- 
lichen Verbrechens  erheben. 

Die  Rechtsordnung  erhebt  einige  Güter  zu  Rechts- 
gütern, schützt  sie  vor  Verletzung,  weil  sie  notwendige 
Bedingungen  der  Erhaltung  der  Gesellschaft  sind, 
und  man  kann  nicht  das  Verfügen  über  sie  ganz  und 
lediglich  dem  Einzelnen  überlassen.  In  denjenigen 
Fällen,  wo  durch  eine  Verletzung,  wie  schon  oben 
gesagt,  dem  Wohlergehen  des  Einzelnen  eine  wirk- 
liche Gefahr  droht,  muss  sie  als  etwas  antisoziales 
betrachtet  werden  und  es  ist  gleich,  von  wem  die 
Verletzung  — von  dem  Träger  des  Rechtsgutes  selbst 
oder  von  einem  anderen.  Einer  Einwilligung  in  solche 
Verletzung  kann  keine  Wirkung  im  Strafrecht  bei- 
gelegt werden.  Wir  können  der  Richtigkeit  einer 
Einteilung  in  „veräusserliche“  und  , »unveräusserliche“, 2 

1 a.  a.  O.,  S.  63. 

'l  Krug,  System  der  praktischen  Philosophie  I,  1817,  § 28. 
Köstlin,  System  I,  Allgemeiner  Teil,  § .33  f.  Über  die  verschiedenen 
Theorien  über  Wesen  und  Wirkung  der  Einwilligung  der  Verletzten. 
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„bedingte“  und  „unbedingte“  Rechtsgüter,*  1 nicht  bei- 
stimmen und  die  Möglichkeit  des  Überlassens  irgend- 
welcher Rechtsgüter  der  Willkür  des  Einzelnen  nicht 
anerkennen.  Die  Absolution  des  Satzes  — volenti 
non  fit  injuria  — muss  für  das  Strafrecht  in  Abrede 
gestellt  werden.  2 

„Sapienter  volenti  non  fit  injuria“  stellt  Anton 
Hess  als  grundsätzliches  Prinzip  auf  und  begründet 
seinen  Gedanken  so:  , Jemanden  Unrecht  tun  heisst 
ihm  schaden,  d.  h.  gegen  seinen  vernünftigen  Willen 
handeln  . . . man  schadet  Jemandem  auch  dann,  wenn 
man  ihm  mit  seinem  Willen  schadet.  Man  schadet 
Jemandem  nicht,  wenn  man  ihm  nützt,  d.  h.  wenn 
man  ihm  seinen  vernünftigen  Willen  erfüllt,“  „So  ist 
es  selbstverständlich,“  meint  Hess,3  „dass  es  kein  Un- 
recht dann,  aber  nur  dann,  sein  kann,  wenn  die  Ein- 
willigung in  die  eigene  Verletzung  eine  vernünftige  ist.“ 

Aber  eine  strafrechtliche  Handlung  kann  nicht 
von  den  konkreten  Zwecken  dieses  oder  jenes  In- 
dividuums- ausgehend  beurteilt  werden.  Nicht  die 
guten  Absichten  des  Täters,  nicht  der  Nutzen  der 
Person,  hinsichtlich  dessen  die  Handlung  vorgenom- 
men ist,  kommt  für  das  Strafrecht  in  Betracht,  sondern 
ihr  sozialer  Wert.  Man  kann  dem  Anderen  nützen 
seinen  vernünftigen  Willen  erfüllen,  wie  z.  B.  im 
§ 121  des  RStGB,,  und  doch  wird  ein  Verbrechen 
vorliegen,  wenn  die  Handlung  derart  ist,  dass  sie 
den  letzten  Zwecken  der  Rechtsordnung  widerspricht. 

Siehe  Klee  in  Goltdammers  Archiv,  Bd.  48,  S.  191 — 207.  Auch 
Bar  „Gesetz  und  Schuld“,  1907,  Kap.  „Die  Einwilligung  des  Ver- 
letzten.“ 

1 Holer,  Die  Einwilligung  des  Verletzten,  1908,  Kap.  „Be- 
dingte und  unbedingte  Rechtsgüter.“ 

2 Setzen  wir  den  Fall,  dass  im  Eigentum  Jemandens  Gemälde, 
Handschriften  oder  irgendwelche  andere  Gegenstände,  die  etwas  Wert- 
volles auch  für  die  Gesellschaft  in  sich  enthalten.  Und  nun  ver- 
nichtet das  alles,  der  Zweite  auf  den  launenhaften  Wunsch  des  Eigen- 
tümers. Sollte  das  nicht  als  antisoziale  Tat  betrachtet  werden? 

3 a.  a.  O.,  S.  43. 
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„Für  sozialgefährlich“,  sagt  richtig  v.  Lilienthal, 1 ,-;oder 
für  rechtswidrig  kann  der  Staat  die  Vornahme  be- 
stimmter Handlungen  sehr  wohl  erachten,  auch  wenn 
der  von  ihnen  Betroffene  gegen  ihre  Vornahme  nichts 
einzuwenden  hat.  So  ist.  die  Strafbarkeit  der  Kuppelei 
z.  B.  ganz  unabhängig  von  der  Bestimmung  der  ver- 
kuppelten Person,  unzüchtige  Handlungen  von  Be- 
amten mit  Personen,  die  ihrer  Obhut  an  vertraut  sind, 
werden  bestraft,  selbst  wenn  gerade  die  anvertraute 
Person  den  eigentlichen  Anlass  zur  Vornahme  der 
unzüchtigen  Handlungen  gegeben  haben  sollte.“  Es 
ist  nur  das  zu  schätzen,  was  zur  Erhaltung  und  Ent- 
wicklung des  Ganzen  seinen  Beitrag  leistet. 2 Hess 
sucht  unrichtig  die  Gründe  der  Rechtsmässigkeit  der 
ärztlichen  Operationen  in  den  guten  Absichten  des 
Arztes.  Verletzen  heisst  bei  ihm  schädigen;  bessern, 
reparieren,  heilen  ist  nicht  schädigen.  Deshalb,  glaubt 
Hess,  kann  niemand  wegen  Körperverletzung  an- 
geschuldigt werden,  wenn  seine  Absichten  auf  das 
Heilen  gerichtet  waren.  „Wer  von  Schmerzen  erlösen 
wollte,  hat  nicht  die  Absicht  gehabt,  noch  mehr 
Schmerzen  zu  bereiten.“  Aber  ein  Verbrechen  ist 
und  bleibt  immer  ein  Verbrechen,  wenn  es  auch  in- 
folge edler  und  löblicher  Motive  erfolgte.  Nicht  in 
der  guten  Absicht  des  Arztes,  nicht  Kraft  „volenti 
non  fit  injuria“  finden  die  ärztlichen  Operationen  ihre 
Berechtigung,  sondern  in  der  inneren  Berechtigung 
der  Tat  selber,  in  ihrem  sozialen  Wert. 3 Wenn  eine 
Handlung  sozialgefährlich  ist,  erblicken  wir  in  ihr  ein 
Verbrechen,  wenn  sie  auch  vom  Standpunkt  der  be- 
teiligten Personen  als  gut  und  vernünftig  erscheint. 
Hess  begeht  denselben  Fehler  wie  die  Verteidiger 
der  Grundsätzlichkeit  des  „volenti  non  fit  injuria“. 
Sie  setzen  in  erster  Linie  das  Individuum,  seine  Inter- 

1 a.  a.  O.,  S.  24. 

2 Jellinek,  a.  a.  O.,  S.  29. 

3 So  Dohna,  a.  a.  0.,  S.  130.  Vergl.  Holer,  Die  Einwilligung 
des  Verletzten,  1908,  S.  139. 
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essen  und  seinen  Nutzen,  nicht  die  der  Allgemein- 
heit, ihre  Zwecke  und  Aufgaben.  Das  Recht  be- 
trachten sie  vom  Standpunkt  des  Einzelnen  und  nicht 
der  Gruppe.  So  finden  Ortmann,  Rödenbeck,  Kessler, 
Klee  und  Andere  in  jedem  Verbrechen  eine  Ver- 
letzung eines  Interesses  oder  des  Willens  der  Per- 
sönlichkeit. Das  Wohl  des  Einzelnen  ist  für  sie  alles,' 
was  der  Einzelne  will.  Das  Recht  ist  ein  Recht  der 
Gruppe,  nicht  ein  Recht  des  Einzelnen  (Köhler).  ,,Ein 
soziales  Produkt“,  sagt  Hold, 1 „ist  das  Recht  seiner 
Wirksamkeit  nach  vom  Standpunkt  der  Gruppe,  nicht 
des  einzelnen  Individuums  zu  beurteilen,  denn  es 
erfasst  den  Menschen  als  Gruppenangehörigen  nicht 
als  singuläres  Ich.“  Nur  wenn  wir  in  der  von  Hess 
aufgestellten  Thesis  — Sapienter  volenti  non  fit  in- 
juria — , unter  „Sapienter“  solche  Handlungen,  die 
vom  Standpunkte  der  letzten  Zwecke  der  Rechts- 
ordnung als  „Sapienter“  erachtet  werden  können, 
d.  h.  solche,  die  ihren  Interessen  entsprechen,  ver- 
stehen werden,  dann  finden  wir  in  der  Thesis  Sa- 
pienter volenti  non  fit  injuria  ein  richtiges  Prinzip. 
Fügt  einer  dem  Anderen  eine  schwere  Körperver- 
letzung zu,  schneidet  er  ihm  z.  B.  einen  Arm  ab, 
sticht  ein  Auge  aus,  so  haben  wir  eine  widerrecht- 
liche Tat  vor  uns,  wenn  sie  auch  mit  Einwilligung 
des  Verletzten  begangen  worden  ist.  Vom  Stand- 
punkt der  Gemeinschaft  können  solche  Handlungen 
nicht  als  „Sapienter“  betrachtet  werden.  Sie  sind 
sozialgefährlich.  „Die  Gesundheit“,  erklärte  ganz 
richtig  einst  das  Reichsgericht,  „gehöre  zu  den 
Gütern,  deren  Erhaltung  der  Staat  wegen  ihres 
Wertes  für  die  Gesamtheit  fordere.“  Diesem  freilich 
widerspricht  nicht  das  von  Zimmermann  gebrachte 
Beispiel, 2 das  oft  in  der  entsprechenden  Literatur 
wiederholt  wurde. 3 Ein  Arbeiter,  dessen  Arm  in  eine 

1 Die  Rechtswidrigkeit,  1903,  S.  126. 

2 Goltdammers  Archiv,  Bd.  29,  S.  440. 

3 Yergl.  Breithaupt,  a.  a.  O.,  S.  63;  v.  Lilienthal,  a.  a.  O.,  S.  18. 
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Maschine  geraten  ist,  bittet  seinen  Kollegen,  um  sein 
Leben  zu  retten,  dass  dieser  ihm  den  Arm  abhaue. 
Der  Kollege  haut  den  Arm  ab.  Die  Handlung  ist 
eine  rechtmässige.  Aber  diese  Rechtmässigkeit  ruht 
nicht  auf  der  Einwilligung  des  Verletzten.  Schlüge 
ein  Arbeiter  dem  anderen  den  Arm  unter  solchen  Um- 
ständen ab,  zur  Rettung  des  Lebens,  auch  wider  den 
Willen  der  betroffenen  Person,  so  hätten  wir  auch 
eine  rechtmässige  Handlung  vor  uns,  weil  ,,insipienter 
volenti  non  fit  injuria“  — kein  Verbrechen  sind  Hand- 
lungen, die  den  sozialen  Interessen  entsprechen,  die 
die  soziale  Gefahr  abwehren. 

Die  Prinzipiellität  des  volenti  non  fit  injuria  ver- 
wirft das  geltende  RStGB.  bei  Handlungen,  die  eine 
soziale  Gefahr  erwarten  lassen  Die  soziale  Gefahr 
hat  die  Entstehung  der  §§  302  a-d  des  RStGB.  veran- 
lasst. Abgesehen  davon,  dass  die  durch  die  Wucherei 
zugefügte  Schädigung  mit  Einwilligung  des  Benach- 
teiligten vorgenommen  wird,  wird  die  Wucherei  als 
Verbrechen  betrachtet.  Wegen  der  sozialen  Gefahr 
ist  auch  das  Verbot  der  Tötung  eines  Ein  willigenden, 
die  uns  hier  interessiert,  im  RStGB.  erfolgt. 

Hess1  erklärt  das  Verbot  der  Tötung  eines  Ein- 
willigenden folgendermassen : „Es  wird  zwar  nicht 
in  allen  Fällen  die  Tötung  eines  Ein  willigenden  als 
Handlung  wider  Willen  des  Letzteren  angesehen 
werden.  Der  Wunsch  zu  sterben  ist  nicht  immer 
eine  Torheit.“  Aber  weil  „es  ausser  menschlichen 
Kräften  steht“,  festzusetzen,  wann  der  Wunsch  zu 
sterben  ein  vernünftiger  sei,  oder  richtiger,  „weil  der 
deutsche  Strafgesetzgeber  seinen  Untergebenen  die 
Fähigkeit,  jenes  zu  ermessen,  nicht  zutraue  oder  die 
Grenzen  nicht  finden  zu  können  glaubte  zwischen 
denjenigen  Personen,  denen  er  diese  Fähigkeit  Zu- 
trauen durfte  und  denjenigen,  denen  er  sie  nicht 
Zutrauen  durfte,  so  blieb  ihm  — leider!  — nichts 

1 a.  a.  O.  S.  45. 
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anderes  übrig,  als  jede  Tötung  eines  Ein  willigenden 
für  ein  Handeln  gegen  den  vernünftigen  Willen  des 
Verletzten,  oder  richtiger:  für  ein  Handeln  nicht  mit 
dem  vernünftigen  Willen  des  Verletzten  zu  erklären.“ 

Es  scheint  uns  viel  einfacher  und  leichter,  das 
Verbot  der  Tötung  eines  Ein  willigenden  durch  das 
Streben  des  Gesetzgebers,  die  Gesellschaft  vor  einer 
Gefahr  zu  behüten,  zu  erklären.  Die  Rechtsordnung 
kann  nicht  von  den  allgemeinen  Interessen  ausgehen, 
den  Bürgern  sich  gegenseitig  das  Leben  zu  nehmen 
zu  gestatten  und  dadurch  die  Integrität  des  Staates 
zu  gefährden. 1 

Ortmann  2 findet  in  der  Tötung  eines  Einwilligen- 
den kein  Verbrechen,  weil  hier  ein  Angriff  auf  die 
subjektive  Berechtigung  des  Getöteten  fehlt.  „Wie 
der  Grund  des  objektiven  Rechtes  im  allgemeinen 
Willen  des  Volkes“,  meint  Ortmann,  „so  ist  der  Grund 
des  subjektiven  Rechtes  im  besonderen  Willen  des 
Berechtigten  zu  suchen.“  Nur  dann  kann  die  Rechts- 
ordnung ein  Gut  des  Menschen  schützen,  wenn  er 
diesen  Schutz  will.  Der  Mensch  kann  nicht  wider 
seinen  Willen  ein  Rechtsgut  haben.  Ein  Rechtsgut 
hört  nicht  nur  mit  dem  physischen  Dasein,  des 
corpus,  sondern  auch  mit  dem  Wegfallen  des  ethischen 
Elementes,  des  animus  sibi  habendi,  zu  existieren 
auf.  Das  Leben  des  Menschen  kann  nicht  geschützt 
werden  bei  einem  Mangel  eines  animus  vivendi. 

Kessler 3 will  auch  nicht  in  der  Tötung  eines 
Ein  willigenden  ein  Verbrechen  erblicken,  weil  ihm 
nicht  die  Güter  wie  Leben,  Gesundheit,  Vermögen, 
Freiheit  usw.  als  Objekt  des  Rechtsschutzes  zu  sein 
scheinen,  sondern  das  Interresse4  an  diesen  Gütern. 

1 Breithaupt,  volenti  non  fit  injuria,  1901,  a.  a.  O. 

2 Über  Verletzung  insbesondere  Tötung  eines  Einwilligenden. 
Goltdammers  Archiv,  Bd.  25,  S.  196. 

3 Die  Einwilligung  des  Verletzten  in  ihrer  strafrechtlichen  Be- 
deutung, 1884. 

4  Über  den  Begriff  des  Interesses  siehe  Kessler,  a.  a.  0.,  S.  50. 
Holer,  a.  a.  O.,  S.  30. 
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, , Will  man  in  einem  konkreten  Falle  das  Eintreten 
des  Rechtsschlusses  behaupten“,  sagt  Kessler, 1 „so 
hat  man  ein  solches  Interesse  nachzuweisen.“  „Inter- 
essenschutz wider  den  Willen  des  Interessenten  ist 
ein  Widerspruch  in  sich  selber.“2 

Das  subjektive  Recht  ist,  unseres  Erachtens,  nur 
eine  Reflexion  fremder  Pflichten.  Verbietet  die  Rechts- 
ordnung allen  Rechtsgenossen  einen  Angriff  auf  mein 
Leben,  Gesundheit,  Ehre,  Eigentum  usw.,  so  ergibt 
sich  als  Resultat  fremder  Pflichten  für  mich  ein  Recht, 
nicht  getötet,  verstümmelt,  bestohlen  usw.  zu  werden. 
Die  Rechtsordnung  konstruiert  nur  auf  einer  Seite 
Pflichten, 3 und  auf  der  anderen  Seite  entsteht  schon 
von  selbst  das  Recht,  die  Herrschaft.  Das  Wesen 
der  Norm  besteht  ausschliesslich  in  der  Begründung 
von  Pflichten.  Der  Gesetzgeber  erklärt  einen  Im- 
perativ, der  Imperativ  begründet  die  Pflicht  und  als 
Reflexion  erscheint  schon  das  Recht.4  Die  Norm 
konstruiert  niemals  ein  Können.  „Das  Können  des 
Berechtigten“,  sagt  Hold, 5 „steht  nicht  neben  dem 
Müssen  des  Verpflichteten,  sondern  es  besteht  aus- 
schliesslich in  dem  Müssen.“  Mit  der  Pflicht  eines 
Anderen  ist  ein  Recht  für  mich  gegeben.  Das  sub- 
jektive Recht  ist  nur  eine  Abspiegelung  der  von  der 
Norm  auf  die  übrigen  Rechtsgenossen  auferlegten 
Pflichten. 

Wenn  das  subjektive  Recht  ausschliesslich  in 
fremden  Pflichten  besteht,  so  wird  es,  abgesehen 
von  dem  Willen  und  Interesse  dessen , wer  dessen 
Träger  im  konkreten  Falle  sein  wird,  konstruiert. 
Darum  erscheint  auch  der  infans,  furiosus,  nasciturus 

1 a.  a.  O.,  S.  57. 

2 a.  a.  O.,  S.  52.  Vergl.  gegen  Kessler  Liter.  Anzeigen,  Ge- 
richtssaal Bd.  37,  S.  73.  Gegen  die  Interessentheorie  sehr  gut  Kelsen 
a.  a.  O.,  XXII.  Kapitel  „Die  Interessentheorie“. 

3 Vergl.  Kelsen  a.  a.  O.,  S.  570  f. 

4 Vergl.  Hold  a.  a.  O.,  S.  119. 

5 a.  a.  O.,  S.  120. 
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als  Träger  von  Rechten.  Wir  sprechen  von  ihren 
subjektiven  Rechten  auf  Leben,  Gesundheit,  Eigen- 
tum usw.  soweit  die  Rechtsordnung  den  Eingriff  auf 
sie  verbietet.  Die  Behauptung  von  Ortmann , dass 
,,eine  subjektive  Berechtigung  ohne  den  ihr  zur  Grund- 
lage dienenden  Willen  des  Berechtigten  nicht  ge- 
dacht werden  kann“,  ist  unbegründet.  Unrichtig  ist 
auch  die  Behauptung  von  Kessler,1  dass  „wenn  man 
in  einem  konkreten  Falle  das  Eintreten  des  Rechts- 
schutzes behaupten  will,  so  hat  man  ein  solches  Inter- 
esse nachzuweisen“. 

Und  solches  Interesse  nachzuweisen,  vermag  wirk- 
lich nicht  der  nasciturus  ! Verordnet  der  Gesetzgeber 
ein  bestimmtes  Verhalten  des  Einzelnen,  gebietet  er 
von  bestimmten  Handlungen  sich  abzuhalten,  so  geht 
er  von  den  Interessen  der  Rechtsordnung  im  Ganzen 
aus,  aber  nicht  von  den  konkreten  Interessen  des- 
jenigen, dem  ein  solches  Verhalten  zu  gute  kommen 
würde.  Mit  den  Normen  des  Rechtes  steht  die  Sache 
so,  wie  mit  den  Normen  der  Moral  und  Religion, 
Fordern  sie  Erfüllungen  von  Pflichten  in  bezug  auf 
die  Mitmenschen,  so  kann  doch  niemand  von  den 
letzteren,  wenn  ihnen  auch  diese  fremden  Pflichten 
Nutzen'  bringen,  als  eigene  „religiöse  und  moralische 
Rechte“,  die  auf  ihrem  Willen  ruhen,  betrachten. 
Diese  oder  jene  Erwägungen  können  die  Rechts- 
ordnung bewegen,  einen  Eingriff  auf  ein  Gut  nur 
wenn  er  wider  den  Willen  des  Angegriffenen 
erfolgt,  zu  verbieten.  Aber  auch  dann  ruht  die 
Pflicht  der  Enthaltung  von  der  bestimmten  Handlung 
nicht  auf  der  Autorität  des  Berechtigten,  sondern 
auf  der  Autorität  der  Allgemeinheit.  Erachtet  die 
Gesellschaft  das  Vernichten  ihrer  Mitglieder  als  etwas 
Unwünschenswertes  und  verbietet  die  Rechtsordnung 
einen  Angriff  auf  fremdes  Leben,  so  existiert  diese 
Pflicht  unabhängig  davon,  dass  der  Getötete  seinen 


1 a.  a.  O.,  S.  56. 
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Tod  begehrte.  Ein  Verbrechen  des  Mordes  begeht 
auch  derjenige,  der  einen  Menschen  auf  eine  gege- 
bene Einwilligung  tötet. 

Das  Verbrechen,  haben  wir  gesagt, 1 erscheint 
als  Symptom  einer  direkten  Gefahr,  die  der 
Gesellschaft  seitens  der  Gesinnung  des  Täters, 
und  einer  indirekten  Gefahr,  die  seitens  des 
Verbrechens  selbst  droht.  Diese  zwei  Momente 
sind  bei  der  Tötung  eines  Einwilligenden  unbedingt 
vorhanden.  Ein  Mensch  mit  normalen  gesellschaft- 
lichen Motiven  wird  den  Anderen  nicht  töten,  nur 
weil  der  Letztere  seine  Einwilligung  dazu  gegeben 
hat.  A verspielt  all  sein  Geld.  Ihn  erfasst  die  Ver- 
zweiflung. B,  sein  Partner,  legt  ihm  das  Sterben 
nahe.  A willigt  ein.  Der  Tod  erfolgt  auf  die  ge- 
gebene Einwilligung  durch  B.  Wir  würden  in  einem 
solchen  Mörder  eine  sehr  böse,  sozialgefährliche  Ge- 
sinnung erblicken,  eine  viel  boshaftere  als  bei  dem, 
welchen  zum  Verbrechen  Hass,  Rache,  Gewinnsucht 
treiben.  Wer  kaltblütig,  in  einer  ruhigen  Gleich- 
gültigkeit einen  Menschen  tötet,  der  ist  ein  schlimmer 
Mörder.  Die  Österreichische  Gesetzgebung,  die  der 
vom  Getöteten  abgegebenen  Einwilligung  keine  Be- 
deutung beigelegt  hat,  und  die  Tötung  mit  einer 
ordentlichen  Strafe  belegt,  sagt  im  § 4 folgendes: 
„Das  Verbrechen  entsteht  aus  der  Rohheit  des  Täters, 
nicht  aus  Beschaffenheit  desjenigen,  an  dem  es  ver- 
übt wird.  Verbrechen  werden  auch  an  Übeltätern, 
Unsinnigen,  Kindern,  Schlafenden,  auch  an  solchen 
Personen  begangen,  die  ihren  Schaden  selbst  ver- 
langen oder  zu  demselben  einwilligen.“ 

Möglich  ist,  dass  Guderian,2  der  behauptet,  dass 
die  Tötung  eines  Einwilligenden  aus  verwerflichen 
Motiven  nur  in  Köpfen  juristischer  Schriftsteller  exi- 
stiert, Recht  hat.  Es  ist  sehr  möglich,  dass  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  die  Tötung  eines  Einwillig'enden 


1 Siehe  oben  S.  11,  16. 
8 a.  a.  O.,  S.  55. 
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aus  edlen  Motiven  begangen  wird,  unter  Umständen,  wo 
eine  Vermutung,  dass  wir  es  mit  einer  der  Gesellschaft 
feindlichen  Gesinnung  zu  tun  haben,  ausgeschlossen 
ist.  Aber  dann  bei  Beurteilung  der  Handlung  wer- 
den wir  uns  nicht  auf  die  Einwilligung  als  die 
Schuld  mildernden  Umstand,  sondern  auf  die  andern 
Umstände,  unter  denen  die  Einwilligung  abgegeben 
worden  ist,  berufen.  Breithaupt 1 2 erachtet  die  Ein- 
willigung des  Getöteten  als  einen  die  Schuld  mildern- 
den Umstand.  In  jedem  Verbrechen  erblickt  er  zwei 
Momente:  „erstens  ein  objektives,  darin  bestehend, 
dass  der  Handelnde  gegen  das  positive  Recht,  d.  h. 
gegen  den  Willen  des  Staates,  gegen  die  Interessen 
des  Gemeinwohles  handelt,  und  zweitens,  ein  subjek- 
tives, durch  welches  sich  der  Handelnde  widerrechtlich 
gegen  die  Willensherrschaft  des  Verletzten  auflehnt“. 
Wann  ein  Moment,  nämlich  das  objektive  mit  der 
Einwilligung  des  Verletzten  fällt,  so  verstösst  sich  der 
Täter  nur  noch  gegen  das  jus  publicum  und  die  „Wider- 
rechtlichkeit ist  eine  abgeschwächte“. * Aber  für  das 
Dasein  einer  Widerrechtlichkeit  kann  der  Wille  des 
Einzelnen  nicht  in  Betracht  kommen,  wie  mit  Recht 
Holler3  gegen  Breithaupt  anführt.  Die  Widerrecht- 
lichkeit ist  dann  gegeben,  wenn  eine  Handlung,  die 
das  Gesetz  nicht  will,  doch  begangen  worden  ist.  Wird 
eine  Handlung  ausgeführt,  die  vom  Gesetz  verboten 
ist,  so  liegt  eine  Widerrechtlichkeit  vor,  wenn  sie  auch 
dem  Willen  des  Einzelnen,  von  ihr  Betroffenen,  ent- 
spricht. Ist  die  Handlung  nicht  verboten,  so  ist  ihre 
Ausführung  rechtmässig,  wenn  sie  auch  dem  Willen 

1 a.  a.  O.,  S.  35. 

2 So  auch  Berner  a.  a.  0.,  S.  49.:  „Verzichtet  das  Individuum,  so 
kann  zwar  der  Wille  des  verzichtenden  Individuums,  das  besondere 
Recht  in  dem  Objekte,  nicht  mehr  verletzt  werden,  wohl  aber  der 
allgemeine  Wille,  das  allgemeine  Recht.“  Schütze  a.  a.  O., 
S.  104:  „Der  Satz  volenti  non  fit  injuria  hebt  zwar  die  subjektive 
Rechtsverletzung,  jedoch  nichts  chlechthin  das  Verbrechen  auf“;  vergl. 
Hälschner,  Deutsches  Strafrecht  I,  S.  447. 

3 a.  a.  0.,  S.  88  und  108. 
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des  Einzelnen  widerspricht  Man  kann  den  „invitus“ 
als  notwendiges  Merkmal  in  den  Begriff  der  Wider- 
rechtlichkeit nicht  aufnehmen.  Jedes  Verbrechen 
dokumentiert  die  Kollision  zweier  Willen,  — des  Wil- 
lens des  Verbrechers  mit  dem  Willen  der  Allgemein- 
heit. Der  Wille  des  Einzelnen  ist  machtlos,  einen  Ein- 
fluss auf  den  Charakter  der  Tat  auszuüben  und  ihre 
Widerrechtlichkeit  abzuschwächen.  Die  Umstände, 
bei  denen  oft  die  Einwilligung  in  eigene  Tötung  ge- 
geben wird,  können  wohl  auf  den  Verbrecher  einen 
hellen  Strahl  werfen,  aber  das  kann  man  nicht,  wie 
schon  gesagt,  der  Einwillung  als  solcher  zuschreiben. 
Wo  bei  einer  Tötung  nur  die  Einwilligung  zugrunde 
liegt,  da  haben  wir  einen  gewöhnlichen  Mord,  der  eine 
sozialgefährliche  Gesinnung  dokumentiert.  Das  kann 
uns  der  von  Leyser  1 gebrachte  Fall  veranschaulichen. 
„Ein  Schmeichler,  der  sich  immer  gegen  grosse  Herrn 
mit  dem  Maule  vernehmen  liess,  er  wolle  gern  seinen 
Kopf  für  sie  hergeben,  wenn  er  ihnen  damit  dienen 
könne,  der  auch  so  verwegen  war,  dass  er  deshalb 
oft  seinen  Kopf  auf  den  Tisch  legte,  bediente  sich 
dieser  Aufschneiderei  auch  gegen  einen  General  Fr. 
Graf  v.  T.  Der  General  fragte : ob  es  denn  auch  sein 
rechter  Ernst  sei.  Als  nun  jener  mit  „ja“  antwortete 
und  den  Kopf  seiner  Gewohnheit  nach  auf  den  Tisch 
legte,  hieb  der  Graf  mit  seinem  Säbel,  ehe  sich  jener 
dessen  versah,  hin  und  schlug  ihm  dabei  den  Kopf  ab“. 

Klee,2  der  in  einer  Verletzung  nur  ein  Zuwider- 
handeln gegen  fremden  Willen,  eine  Willensverneinung 

1 Medit.  ad  pand.  IX,  S.  53.  Vergl.  dazu  Wieman  a.  a.  0.,  S.  20. 

2 Klee,  der  vom  Individuum  ausgeht,  sieht  in  jedem  Verbrechen 
eine  Verletzung  des  Willens.  Gibt  Jemand  eine  Einwilligung  in  seine 
Verletzung,  so  liegt  keine  Verletzung  im  Sinne  des  Rechts  vor.  Die 
Verletzung  ist  dann  nur  eine  physische,  die  für  das  Strafrecht  keine 
Bedeutung  hat.  Hat  eine  ethische  Verletzung,  d.  h.  eine  Verletzung  des 
Willens  eines  Menschen  stattgefunden,  so  hat  der  Staat  dem  Verletzten 
eine  Genugtuung  „durch  Züchtigung  des  Verbrechers“  zu  gewähren. 
Aber  wenn  das  Individuum  in  erster  Linie  in  Betracht  kommt,  wie 
kann  der  Staat  auf  den  Willen  des  Verbrechers  einen  Angriff  durch 
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des  Verletzten  sieht,  würde  die  Handlung  des  Grafen 
als  eine  rechtmässige  betrachten,  wenn  die  Ein- 
willigung des  Schmeichlers  als  eine  ernste  anzunehmen 
war.  Wir  können  der  Einwilligung  in  die  eigene 
Tötung  keine  Wirkung  beilegen. 

Das  geltende  RStGB.  straft  richtig  die  Tötung 
eines  Ein  willigenden  als  eine  gewöhnliche  Tötung 
eines  Menschen.  Die  leichtere  Strafe,  die  im  § 216 
bestimmt  ist,  hat  nicht  die  Einwilligung  zugrunde, 
sondern  andere  Umstände,  die  das  Gesetz  voraussetzt. 

Jetzt  werden  wir  die  Bedingungen  betrachten, 
bei  welchen  die  mildere  Strafe  einzutreten  hat. 

II.  Tötung  auf  Verlangen  nach  dem 
Reichsstrafgesel^buch. 

§ 216  des  RStGB.  lautet:  ,, Ist  jemand  durch  das 
ausdrückliche  und  ernstliche  Verlangen  des»  Getöteten 

die  Strafe  machen?  Der  Verbrecher  ist  doch  auch  eine  Persönlich- 
keit. Und  Klee  nimmt  deshalb  (a.  a.  O.,  Bd,  50,  S.  349.)  zur  folgenden 
Argumentation  seine  Zuflucht.  Jeder  Verbrecher,  sagt  er,  auf  Hegel 
sich  lehnend,  willigt  in  seine  Bestrafung,  in  die  Verneinung  seines 
Willens  seitens  des  Staates  ein.  ,,In  dieser  Einwilligung  in  seine  Be- 
strafung wird  die  Verneinung  seines  Willens  seitens  des  Staats  zur 
strafrechtlich  relevanten  Handlung,  aber  nur  seitens  des  Staates.“ 
Tötet  ein  Dritter  den  zum  Tode  Verurteilten,  der  nur  dem  Staat 
gegenüber  in  seine  Tötung  eingewilligt  hat,  so  liegt  auf  seiten  des 
Dritten  Mord  bezw.  Totschlag.  Und  Klee,  der  in  der  Strafe  eine 
Rache  seitens  des  Staates  erblickt,  die  zur  Aufgabe  das  Gewähren 
von  Genugtuung  dem  Verletzten  durch  Zufügen  von  Leiden  dem 
Verletzer  hat,  kommt  zuletzt  zu  ganz  andern  Ergebnissen. 

Wenn  die  Strafe  zu  ihrem  Grunde  die  Einwilligung  des  Ver- 
brechers hat  so  ist  sie  schon  keine  Zufügung  von  Leiden,  keine  Ver- 
neinung des  Willens  des  Verbrechers,  wie  es  Klee  wünscht,  sondern 
umgekehrt  — ein  Gewähren  von  Vergnügen,  eine  Bejahung  des  Wil- 
lens. ,,Die  Verletzung  eines  Einwilligenden“,  sagt  doch  Klee  selbst 
(a.  a.  O.,  Bd.  48,  S.  181),  ,,ist  nicht  nur  Verneinung,  sondern  im  Gegen- 
teil Bejahung  fremden  Willens,  insofern  dieser  ihm  hilft,  sich  in 
einer  gewissen  Richtung  zu  betätigen.“ 

In  erster  Linie  das  Individuum  stellend,  muss  Klee  in  Wider- 
spruch mit  seinen  eigenen  Prinzipien  geraten,  wenn  er  konsequent 
sein  will. 
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zur  Tötung  bestimmt  worden,  so  ist  auf  Gefängnis 
nicht  unter  drei  Jahren  zu  erkennen“. 

Verlangen  und  Einwilligung  sind  nicht  identisch.1 
Ein  willigen  kann  ich  auf  den  Vorschlag  eines  Anderen, 
verlangen  muss  ich  selbst.  Im  ersten  Falle  wird  der 
Impuls  zur  Handlung  von  dem  Anderen  gegeben,  im 
zweiten  von  mir  selbst.2  Die  Einwilligung  fällt  zu- 
sammen mit  einer  Erlaubnis,  das  Verlangen  mit  einer 
Bitte.  Von  einer  Einwilligung  kann  man  sprechen 
bei  einem  einfachen  Zusammentreffen  zweier  Willen, 
beim  Verlangen  muss  der  Wille  des  Verlangenden, 
welcher  auf  die  Ausübung  einer  bestimmten  Hand- 
lung gerichtet  ist,  vorangehen.  „Bei  der  Einwilligung 
verhält  es  sich  derart,  dass  der  Andere  den  Entschluss 
zu  irgend  einer  Handlung  bereits  gefasst  hat,  gegen 
deren  Vornahme  ich  nicht  protestiere,  sodern  meinen 
Konsens  dazu  gebe;  beim  Verlangen  wird  dagegen 
der  Entschluss  in  dem  Anderen  erst  durch  meine 
Willenserklärung  geweckt.“ 3 Ein  Verlangen  wird 
geäussert  wegen  einer  Verwirklichung  meines  Inter- 
esses, die  Einwilligung  ist  auch  möglich  beim  Mangel 
eines  solchen.4 


1 Pollack,  Otto,  „Tötung  auf  Verlangen“  Diss.  Greifswald  1903, 
S.  27.  Kessler  a.  a.  O.,  S.  81.  Binding  a.  a.  O.,  S.  721.  Meyer 
a.  a.  O.,  S.  520.  Breithaupt  a.  a.  O.,  S.  49.  Seitmann  „Selbstmord, 
Teilnahme  am  Selbstmord  und  Tötung  auf  Verlangen“  1910,  S.  55. 
Diss.  Jeselsohn,  „Zur  Auslegung  des  § 216  RStGB.“  Diss.  1896, 
S.  36.  Holzhausen,  Anm.  2 zum  § 216,  S.  820.  Hälschner,  II.,  a. 
a.  O.,  S.  55.  Ortmann,  a.  a.  O.,  S.  117.  Holer,  a.  a.  O.,  S.  111. 

2 So  Selckmann,  a.  a.  O.,  S.  55.  Kahle,  „Der  Versuch  der 
Tötung  auf  Verlangen“  Diss.  1908,  S.  3.  Anders  Jeselsohn  a.  a.  O., 
S.  37. 

3 Hartmann,  „Die  Einwilligung  des  Verletzten  vom  corpus  juris 
civilis  bis  RStGB.“  In  der  Zeitschrift  für  privat,  und  öffentl.  Recht 
der  Gegenwart  von  Grünhut  Bd.  27,  S.  740.  Nach  Holer  a.  a.  0„ 
S.  109  „es  liegt  hier  nicht  ein  Eingehen  auf  einen  fremden  schon 
vorhandenen  Willen  vor,  sondern  es  wird  dieser  fremde  Wille  durch 
den  Getöteten  erzeugt.  Die  Initiative  ist  hier  beim  Verlangen  zum 
Unterschied  von  der  Einwilligung  ganz  auf  der  Seite  des  Verlangenden.“ 

4 So  Bar  a.  a.  O.,  S.  61. 
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Es  ist  zweifellos,  dass  mit  dem  Erfordernisse 
eines  Verlangens  und  nicht  einer  Einwilligung  der 
Gesetzgeber  ein  etwas  gesteigertes  „Plus“,  wie  Jesel- 
sohn  sagt,  bestimmen  wollte.1  Der  Getötete  selbst 
soll  als  wesentlicher  Willensfaktor  in  Betracht  kommen. 
„Nicht  das  passive  Dulden,  welches  in  der  Einwilligung 
liegt,  soll  ausreichen“,  bemerkt  Pol  lack.2  Der  Um- 
stand, dass  der  Gesetzgeber  anstatt  des  Wortes  „Ein- 
willigung“ „Verlangen“  stellte,  zeigt  deutlich,  dass  er 
beide  Ausdrucksweisen  nicht  völlig  gleich  bedeutend 
behandelt  wissen  will.  Und  mit  dem  Worte  Verlangen 
unterstrich  er , dass  die  blosse  Einwilligung  im  ge- 
wöhnlichen Sinne  nicht  ausreichend  sei.3  Der  Ein- 
willigende muss  die  Seele  der  Handlung  sein.  Noch 
der  Umstand,  dass  anstatt  des'  Erfordernisses  einer 
„Einwilligung“,  die  der  § 157  im  Sächsischen  StGB., 
dem  der  § 216  entnommen  worden  ist,  enthält,  „Ver- 
langen“ eingesetzt  worden  ist,  spricht  auch  zu  gunsten 
der  Ansicht , dass  der  Gesetzgeber  die  beiden  Be- 
griffe Einwilligung  und  Verlangen  auseinander  halten 
will.4 

Deshalb  wird  der  § 216  auf  das  von  Ortmann 
gebrachte  Beispiel5  nicht  angewendet  werden  können. 
Ein  verwundeter  Soldat  wird  im  Felde  von  Leiden 
gepeinigt.  Durch  Mitleid  gerührt,  bringt  sein  Freund 
den  Verwundeten  auf  den  Gedanken  des  Todes  und 
macht  zugleich  den  Vorschlag,  ihn  auf  Wunsch  zu 
töten.  Ortmann  meint,  dass  ein  einfaches  zur  Ant- 
wort gegebenes  „ja“  schon  ausreichend  sei,  um  das 

1 a.  a.  O , S.  37. 

2 a.  a.  O.,  S.  28 

3 Breithaupt  a.  a.  O.,  S.  50.  Vergl.  auch  Rödenbeck,  Gerichts- 
saal 37,  S.  140.  Klee,  a.  a.  O.,  Bd.  50,  S.  370  schlägt  vor  de  lege 
ferenda  den  Wortlaut  des  § 216  aufzuheben.  Strafrechtlich  allein 
kommt  es  darauf  an,  dass  Verneinung  eines  fremden  Willens  vorliegt. 
Es  kann  nicht  von  prinzipieller  Bedeutung  sein,  ob  die  Anregung  zur 
Tötung  vom  Tötenden  oder  vom  Getöteten  ausgegangen  ist. 

4 Breithaupt  a.  a.  O.,  S.  50,  Anm.  1. 

. 5 a.  a.  0.,  S.  117. 
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Verbrechen  unter  den  §216  zu  stellen.  Aber  in  diesem 
Beispiele  liege  eine  Einwilligung  aber  nicht  ein  Ver- 
langen, das  das  Gesetz  fordert,  vor.  Es  würde  kein 
Verlangen  sein,  wenn  ein  Arzt  den  Kranken  zum 
Gedanken  über  den  Tod  führt  und  nachdem  der 
Kranke  selbst  schon  seinen  Tod  erbittet.  Ist  der 
Tod  im  solchen  Falle  durch  den  Arzt  erfolgt,  so 
haben  wir  es  nicht  mit  einem  unter  den  § 216  fallen- 
den Verbrechen  zu  tun.1  Es  wird  freilich  manchmal 
schwierig  sein,  das  Verlangen  und  die  Einwilligung 
auseinander  zu  halten.  Dann  wird  das  Prinzip  in 
dubio  pro  reo  Platz  greifen.2 

Das  Verlangen  muss  ausdrücklich  sein.  Es 
muss  in  einer  deutlichen,  in  Worten  geäusserten 
Form  abgegeben  werden,  um  keinen  Zweifel  entstehen 
zu  lassen.  Andere  Äusserungen  sind  nicht  ausreichend. 
Den  mimischen  Ausdrücken  ist  unmöglich  zu  ver- 
trauen.3 Deshalb  ist  es  sehr  zweifelhaft,  ob  ein  Stum- 
mer ein  ausdrückliches  Verlangen  setzen  könnte.  Man 
kann  nicht  mit  Pollack 4 übereinstimmen , dass  auch 
Gebärde  und  Zeichen  eines  Stummen  als  ausdrück- 
liches Verständigungsmittel  ausreichen.  Dass  bei  dem 
Stummen  die  Zeichen  die  Sprache  vertreten,  ist  selbst- 
verständlich, aber  wer  wird  dafür  einstehen,  dass 
diese  Zeichen  vollkommen  von  dem  Verbrecher  ver- 
standen wurden.  Bedenken  würden  immer  Platz 
greifen  können.5  Die  Art  und  Weise  der  Äusserung 
muss  unbedingt  eine  klare , keine  zweideutige  sein. 

Bestritten  ist  es,  ob  die  Forderung  ernstlich 
nicht  überflüssig  sei.  Dass  dieses  Wort  ohne  Nach- 
teil weggelassen  werden  könnte,  darin  stimmen  über- 

1 Anders  Holer,  a.  a.  O.,  S.  111/112. 

2 Bar,  a.  a.  O.,  S.  61. 

3 So  Jeselsohn,  a.  a.  0.,  S.  39.  Binding,  a.  a.  O.,  S.  721. 
Selckmann,  a.  a.  O.,  S.  58. 

4 a.  a.  O.,  S.  33  und  ebenso  Liszt,  a.  a.  O.,  S.  130. 

5 So  Jeselsohn,  a.  a.  O.,  S.  39.  Binding,  a.  a.  O.,  S.  721. 
Selckmann,  a.  a.  O.,  S.  58  und  die  dort  angeführte  Literatur. 
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ein  Binding,1  Ortmann,  2 Liszt,  3 Meyer, 4 Joski,  5 Ols- 
hausen, 6 Wiemann7  und  Andere:  Selbstverständlich 
ist,  dass  jedes  im  Spass  abgegebene  Verlangen  nicht 
in  Betracht  zu  kommen  hat,  sagen  sie. 

Andere  Kriminalisten  erachten  das  Erwähnen 
„ernstlich“  für  notwendig.  „Damit“,  sagt  Frank, 8 
„sind  ausgeschlossen  solche  Fälle,  bei  denen  das  Ver- 
langen nur  der  Ausfluss  vorübergehender  Stimmung 
oder  Trunkenheit  sei,  desgleichen  aber  solche  Fälle, 
bei  denen  der  Verlangende  dauernd  nicht  imstande 
sei,  einen  wahren  Willen  zu  haben,  sofern  ihm  dauernd 
der  Einblick  in  die  rechtliche,  wirtschaftliche  und 
ethische  Seite  seines  Tuns  fehlt.“  Schaper 9 versteht 
darunter  ein  Verlangen,  das  „nicht  im  Trünke  ge- 
geben ist“.  Olshausen10  meint,  dass  „ernstlich“  „frei 
und  zurechnungsfähig“  bedeuten  soll.  Jeselsohn11  ver- 
steht als  „ernstlich“  jedes  Verlangen,  das  „in  einer 
Weise  geäussert  war,  dass  dem  Täter  über  die 
wahre  Willensbestimmung  des  Getöteten  kein  Zweifel 
bleibt“. 12  Der  Gesetzgeber  hat,  wahrscheinlich,  be- 
tonen wollen,  dass  das  Verlangen  unter  solchen  Um- 
ständen abgegeben  sein  muss,  bei  denen  dem  Täter 
kein  Zweifel  bleiben  kann,  dass  der  Verlangende 
seinen  Tod  wünscht,  d.  h.,  dass  der  Täter  anzunehmen 
hat,  dass  die  Absicht  des  Verlangenden  keine  leicht- 
sinnige sei,  dass  ausreichende  und  ernstliche  Gründe 
den  Tod  zu  wünschen  vorliegen.  Über  die  Ernst- 

1 a.  a.  0.,  S.  721. 

2 a.  a.  O.,  S.  117. 

3 a.  a.  O.,  S.  130. 

4 a.  a.  O.,  S.  372. 

5 volenti  non  fit  injuria,  S.  31. 

6 Anm.  2 zum  § 216. 

7 a.  a.  O.,  S.  26. 

8 Das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich,  1908,  S.  343. 

9 a.  a.  O.,  S.  130. 

10  a.  a.  O.,  Anm.  2 zum  § 216. 

11  a.  a.  O. 

12  Dagegen  Pollack,  a.  a.  O.,  S.  36. 
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haftigkeit  ist  nicht  aus  der  Art  und  Weise  des  Aus- 
druckes zu  urteilen,  sondern  aus  den  Motiven,  die 
zu  dem  verhängnisvollen  Wunsch  bewegen.  Und  es 
soll  nicht  gleich  sein,  wie  es  Jeselsohn 1 meint,  ob 
das  Motiv  einer  nur  vorübergehenden  Misslaune  ent- 
springt, oder  ob  der  Lebensüberdruss  zum  Todes- 
wunsche  bewegt. 

Ein  Schwerkranker,  der  von  argen  Schmerzen 
befallen  ist,  bittet  bei  seinem  behandelnden  Arzt  um 
den  Tod,  der  wohl  weiss,  dass  die  Schmerzen  des 
Kranken  bald  vorübergehende  sind.  Das  Verlangen 
des  Kranken  darf  in  solchem  Falle  für  den  Arzt 
nicht  als  ernstliches,  im  Sinne  des  § 216,  angesehen 
werden. 

Aber  der  Täter  muss  nur  durch  das  ausdrück- 
liche und  ernstliche  Verlangen  bestimmt  werden. 
D.  h.,  dass  keine  anderen  Motive  ausser  der  dringen- 
den und  ernstlichen  Bitte  des  Getöteten  zur  Tötung 
bewegen  dürfen. 2 Keine  eigennützigen  Motive  oder 
irgendwelche  vorhergehabte  Absichten  des  Täters 
dürfen  hier  eine  Rolle  spielen.  Es  ist  nicht  aus- 
reichend, dass  das  Verlangen  den  Tötungsbeschluss 
beförderte  oder  bestärkte. 3 Schwankt  z.  B.  der  Täter, 
dass  ein  ernstliches  und  ausdrückliches  Verlangen  aus- 
gesprochen wurde  und  nur  dadurch,  dass  die  Ver- 

1 a.  a.  O.,  S.  43. 

2 So  Breithaupt,  a.  a.  O.,  S.  51.  Binding  I,  a.  a.  O.,  S.  720. 
Ortmann,  a.  a.  O.,  S.  118.  Kessler,  a.  a.  O.,  S.  82.  Olshausen,  a. 
a.  O.,  S.  823.  Oppenhof  (a.  a.  O.,  S.  513)  glaubt,  dass  der  § 216 
auch  dann  Anwendung  findet,  wenn  andere  Motive  den  Täter  zum 
Handeln  bewegten.  Aber  dann,  wie  es  ihm  richtig  Selckmann  (a.  a. 
O.,  S.  63)  bemerkt,  wenn  andere  Motive  und  das  Verlangen  des 
Getöteten  so  Zusammenwirken,  dass  der  Täter  beim  Fehlen  der  an- 
deren Beweggründe  die  Tat  nicht  begangen  hätte,  so  kann  er  dazu 
nicht  mehr  durch  das  Verlangen  bestimmt  werden,  wie 
es  das  Gesetz  fordert. 

3 So  Kohle,  „Der  Versuch  der  Tötung  auf  Verlangen.“  Diss. 
1908,  S.  5.  Olshausen,  a.  a.  0.,  S.  823.  Binding,  a.  a.  O.,  S.  720. 
Frank,  a.  a.  0„  S.  343.  Jeselsohn,  a.  a.  0.,  S.  45. 


91 


wandten  eine  Belohnung  für  die  Tötung  versprochen 
haben,  sich  zu  ihr  entschliesst,  so  ist  dieser  Täter 
nicht  im  Sinne  des  § 216  durch  das  Verlangen  des 
Getöteten  bestimmt  worden.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  durch  Arglist  seitens  des  Täters  hervorgerufenes 
Verlangen  nicht  die  Eigenschaft  besitzt,  diesen  zur 
Tötung  zu  bestimmen. 1 

Es  ist  sehr  zweifelhaft,  ob  ein  Fall,  wo  ein  Ver- 
langen bedingungsweise  geäussert  wurde,  auch  unter 
den  § 216  fallen  müsse.  Eine  Geliebte  bittet  ihren  Lieb- 
haber, dass  er  sie  töte,  aber  unter  der  Bedingung,  sich 
selbst  auch  das  Leben  zu  nehmen.  Sie  wird  getötet, 
aber  er  ist  an  seiner  eigenen  Tötung  gehindert  worden. 
In  solchen  Fällen  ist  die  Tötung  nicht  ausschliesslich 
durch  das  Verlangen  bestimmt  worden. 2 * * * Das  Ver- 
langen des  Todes  muss  unbedingt  gewünscht  sein. 

Der  Gesetzgeber,  der  im  § 216  eine  mildere  Strafe 
für  Tötung  eines  Menschen  zulässt,  wollte  einen  solchen 
Zustand  zeichnen,  bei  dem  der  die  Tötung  Begehende 
nicht  von  niedrigen  Zwecken  und  Streben  dem  An- 
deren Leiden  zuzufügen,  sondern  im  Gegenteil,  vom 
hohen  Wunsche,  einen  Mitmenschen  von  ihnen  zu 
befreien,  bewegt  worden  ist.  Und  in  der  Tat,  welche 
Fälle  konnte  der  Gesetzgeber  im  Auge  haben,  wo  ein 
Mensch  so  dringend  den  Zweiten  zu  flehen  braucht, 
dass  er  ihm  den  Tod  zufüge?  Jedem  Menschen  sind 
tausend  Möglichkeiten  gegeben,  sich  das  Leben  zu 
nehmen.  Nur  hilfloser  Zustand,  bei  welchem  der 
Mensch  nicht  imstande  ist,  sich  eigenhändig  ein  Ende 
zu  machen  — das  ist  die  Bedingung,  welche  der  Ge- 
setzgeber bei  Tötung  eines  Menschen  als  eine  die 
Schuld  mildernde  erachtete. 6 In  der  Literatur  bei 

1 So  Selckmann,  a.  a.  O.,  S.  62.  Meyer,  a.  a.  O.,  S.  372. 
Hälschner,  a.  a.  O.,  S.  56.  Breithaupt,  a.  a.  O.,  S.  51.  Hartmann, 
a.  a.  0„  S.  744. 

2 Vergl.  Kahle,  a.  a.  O.,  S.  82. 

8 Die  Zahl  der  gerichtlichen  Verhandlungen  über  die  Tötung 

auf  Verlangen  im  Jahresdurchschnitt  von  1882 — 1891  betrug  1,  der 

von  1892  — 1901  3,  1902  keine,  1903  3. 
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der  Behandlung  der  uns  interessierenden  Frage  finden 
wir  Beispiele  nur  von  einem  verwundeten  Soldaten, 
der  von  Leiden  gepeinigt,  seinen  Freund  um  den 
Tod  bittet;  von  einem  Kranken,  dem  jede  Hoffnung, 
gesund  zu  werden,  verschlossen  ist,  der  seine  An- 
gehörigen um  seine  Erlösung  bittet,  usw.  Bei  einer 
Tötung,  die  in  solchen  Fällen  erfolgt,  ist  der  Täter 
gewöhnlich  von  einem  Gefühle  des  Mitleides  und 
Erbarmens  erfasst;  er  handelt  nicht  aus  niedrigen 
Leidenschaften,  wie  Blutdurst  oder  Rachsucht,  son- 
dern aus  menschenfreundlichen  Motiven.1 

Dieses  Motiv  hat  der  Abgeordnete  v.  Steinmetz 
bei  Beratung  des  betreffenden  Paragraphen  angeführt. 
,,Es  ist  keine  vereinzelte  Erfahrung“,  sagte  er,  ,,dass, 
wenn  man  nach  einem  heissen  Kampfe  über  das 
Schlachtfeld  geht  oder  reitet,  man  von  da  und  dort 
um  Gotteswillen  gebeten  wird,  doch  den  Martern 
ein  Ende  zu  machen,  unter  denen  Dieser  oder  Jener 
dem  sicheren  Tode  entgegengeht  Wenn  wir  ein 
Tier  auf  dem  Schlachtfelde  leiden  sehen,  so  hat  kein 
Mensch  auch  nur  den  geringsten  Zweifel,  was  er  tut. 
Wenn  ein  Freund  seinen  Freund  so  leiden  sieht,  wenn 
diese  fürchterlichen  Qualen  und  flehentlichen  Bitten 
in  ihn  eindringen  und  er  sich  selbst  sagt,  es  muss 
ja  zu  Ende  gehen,  es  ist  ja  eine  Qual,  eine  Marter, 
der  mein  Freund  jetzt  unterliegt  — will  ich  es  nicht 
rechtfertigen,  aber  ich  sage  doch:  es  ist  ein  Akt 
der  Humanität,  wenn  sich  Jemand  dadurch  hinreissen 
lässt.“ 

Sind  die  Forderungen,  die  in  dem  § 216  auf- 
gestellt sind,  erfüllt,  so  haben  wir  vor  uns  einen 
akuten  Verbrecher,  welchem  eine  leichte  Strafe 
aufzuerlegen  ist.  In  dem  Täter  dürfen  wir  nicht  eine 
antisoziale  Gesinnung,  die  sich  auch  in  der  Zukunft 
in  antisozialen  Handlungen  äussern  werde,  erblicken. 
Hier,  wie  bei  allen  akuten  Verbrechen,  kommt  nicht 


Vergl.  Guderian,  a.  a.  O.,  S.  51. 
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die  direkte  Gefahr  seitens  der  Gesinnung  des 
Verbrechers,  sondern  die  indirekte  Gefahr  seitens  der 
Tat  selbst  in  Betracht  (siehe  oben  S.  16). 

Bei  irriger  Annahme  der  Voraussetzungen  des 
§ 216  kann  wegen  fahrlässiger  Tötung  gemäss  § 222 
des  RStGB.  bestraft  werden. 1 

Aber  welche  Voraussetzungen  in  der  Persönlich- 
keit des  Verlangenden  erfüllt  sein  müssen,  damit 
das  wirksame  Verlangen  eintrete?  Strafrechtlich 
relevant  sind  die  Handlungen  eines  Zurechnungs- 
fähigen, d.  h.  Derjenigen,  die  die  Fähigkeit  besitzen, 
die  Eigenschaft  ihres  Tuns  zu  erkennen  und  seine 
Folge  vorauszusehen.  Deshalb  ist  das  Verlangen  eines 
furiosus,  Betrunkenen  und  überhaupt  eines  Menschen, 
der  in  einem  Zustande  sich  befindet,  der  ihm  die  juris- 
tische Zurechnungsfähigkeit  nimmt,  wirkungslos.  Bei 
diesen  erwähnten  Personen  kann  man  nicht  von  einer 
Ernsthaftigkeit  des  Verlangens  sprechen.2 

Bestritten  ist  die  Frage  über  das  Alter,  das  der 
Verlangende  besitzen  muss,  damit  das  Verlangen  ein 
wirksames  sei. 

Klee3  in  der  Analogie  mit  den  Strafmündigkeits- 
grenzen hält  das  12jährige  Alter  für  eine  Grenze, 
unter  welcher  kein  wirksames  Verlangen  gegeben 
werden  kann.  Zwischen  12  und  18  Jahren  ist  in 
jedem  Falle  zu  untersuchen,  ob  der  Verlangende 
geistig  genug  entwickelt  ist. 

Für  den  Fall  der  Tötung  auf  Verlangen  ein  be- 
dingtes Alter  zu  setzen,  wäre  unmöglich.  Bei  ein- 
getretenem Tode  wird  es  unmöglich  sein,  die  geistige 

1 Vergl.  Klee,  Goltdammers  Archiv,  a.  a.  O.,  Bd.  50,  S.  349. 
Binding,  „Normen“  II,  S.  513  und  gegen  Binding  vergl.  Kessler,  a. 
a.  0.,  S.  103. 

2 So  Kahle,  a.  a.  O.,  S.  5.  Kessler,  a.  a.  O.,  S.  103.  Selck- 
mann,  a.  a.  O.,  S.  60.  Dagegen  Holtzendorff,  a.  a.  O.,  S.  447.  Wie- 
mann, a.  a.  O.,  S.  216.  Frank,  Anm.  zum  § 216  halten  die  An- 
wendung des  § 216  bei  den  Geisteskranken  nicht  für  ausgeschlossen. 

3 a.  a.  O. 
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Reife  des  Getöteten  festzusetzen.  Deshalb  ist  nur 
ein  Alter  zu  bestimmen,  unter  welchem  das  Ver- 
langen keine  Wirkung  haben  sollte.  Der  § 65  des 
RStGB.  gewährt  der  18jährigen  Person  die  Antrags- 
befugnis. Das  Gesetz  setzt  dieses  Alter  als  ge- 
nügendes dafür,  dass  der  Betreffende  über  die  ihm 
zugefügten  Verletzungen  urteilen  könnte.  Deshalb 
kann  nur  ein  18jähriger  ein  wirksames  Verlangen  in 
eigene  Tötung  äussern.  Diesen  Standpunkt  hat  mit 
Recht  des  Reichsgericht  angenommen. 1 

Bestimmt  werden  durch  das  ernstliche  Verlangen 
kann  selbstverständlich  nur  Derjenige,  an  den  das 
Verlangen  gerichtet  ist.  Wenn  die  Ursache  der 
milderen  Strafe  nicht  in  dem  Umstand  liegt,  dass 
der  Täter  sich  „gegen  einen  Willen  weniger“  als  sonst 
(Breithaupt),  nämlich  des  Verlangenden,  sich  richtet 
und  nicht  weil  das  Leben  des  Verlangenden  schon 
wegen  der  abgegebenen  Einwilligung  herrenlos  ge- 
worden (Rödenbeck),  sondern  in  dem  Gefühl  des  Mit- 
leides, das  der  Täter  empfindet,  liegt,  so  ist  es  ver- 
ständlich, dass  der  Täter  unmittelbar  das  Verlangen 
empfangen  muss.  Man  kann  nicht  Jeselsohn  beistimmen, 
der  meint,  dass  der  das  Verlangen  Empfangende, 
wenn  ihm  der  Mut  zu  töten  mangelte,  einen  Anderen 
beauftragen  kann  und  auf  diesen  .»Mutigen“  der  § 216 
anzuwenden  sei.  „Bittet  ein  Schwerkranker  seinen 
Arzt“,  sagt  er,  „ihn  durch  Gift  zu  töten,  um  von 
seinen  Schmerzen  erlöst  zu  werden  und  schickt  dieser 
seinen  Assistenzarzt,  der  auch  in  der  Dunkelheit, 
ohne  erkannt  zu  werden,  (!)  das  Gift  dem 
Kranken  eingibt,  oder  verlangt  der  rettungslos  auf 
dem  Schlachtfelde  liegende,  schwerverstümmelte  A 
von  seinem  Freunde  B,  er  möge  ihn  töten,  um  so 
vor  weiterer  grausamer  Verstümmelung  durch  den 
Feind  verschont  zu  bleiben,  und  sendet  dieser  seinen 
Burschen,  der  die  Tötung  bewirkt,  da  B selbst  nicht 


1 Entsch.,  Bd.  29,  S.  400.  Vergl.  auch  Kiehl,  a.  a.  O.,  S.  385. 


95 


den  Mut  hierzu  besitzt,  so  ist,  trotzdem  das  Ver- 
langen nicht  direkt  an  den  Täter  gerichtet  war,  § 216 
anzuwenden.“1  Wir  verneinen  diese  Ansicht.  Die 
erwähnten  Fälle  dem  § 216  zu  unterstellen,  gibt  es 
keine  Möglichkeit.  Aus  der  Auslegung  des  § 216 
folgt  in  keiner  Weise,  dass  man  ihn  auf  Diejenigen, 
die  das  Verlangen  des  Empfangenden  vertreten,  an- 
wenden kann.  Bittet  ein  Mädchen  ihren  Geliebten, 
dass  er  sie  töte;  der  Mut  mangelt  ihm,  das  Ver- 
brechen zu  begehen.  Darf  er  dann  seinen  Freund, 
der  vielleicht  mutiger  ist,  an  seiner  Stelle  schicken 
und  ist  dann  die  Handlung  des  Letzteren  unter  den 
§ 216  und  nicht  unter  § 211  zu  subsummieren?  Die 
Forderung  des  Gesetzes  durch  ernstliches  und  aus- 
drückliches Verlangen  bestimmt  zu  werden,  kann 
nicht  dann  erfüllt  werden,  wenn  Jemand  , »zufällig 
von  demselben  Kenntnis  erlangt  hatte.“ 2 

Wenn  das  Verlangen  an  mehrere  Menschen  ge- 
richtet ist,  wenn  z.  B.  ein  verwundeter  Soldat  seine 
Bitte  um  den  Tod  an  einige  ihn  'umstehende  Arzte 
bei  einem  Umstand  richtet,  wo  sich  jeder  von  den 
Ärzten  über  die  Ernstlichkeit  der  Bitte  bewusst  ist, 
so  kann  jeder  von  den  Anwesenden  durch  das  Ver- 
langen zur  Tötung  im  Sinne  des  § 216  bestimmt  wer- 
den. Wirksam  ist  ein  Verlangen,  das  sich  an  incertam 
personam  ex  certo  circulo  richtet. 3 In  allen  Fällen, 
selbstverständlich,  muss  das  Verlangen  nicht  durch 
vis  compulsiva  gestellt  werden.  Unnütz  dünkt  uns 
der  Streit  über  die  Frage,  welche  Wirkung  die  Nicht- 
erfüllung des  Wunsches  des  Getöteten,  über  die  Art 
der  Zufügung  des  Todes  haben  soll.  Breithaupt 
meint, 4 dass  der  Verlangende  die  Art  und  Weise 

1 So  auch  Katzenstein  „Die  vorsätzliche  Tötung  nach  geltendem 
Recht  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafwiss.,  Bd.  24,  S.  522. 

2 So  auch  Selckmann,  a.  a.  O.,  S.  64.  Vergl.  Wiemann,  a. 
a.  O.,  S.  31. 

3 So  Breithaupt,  a.  a.  O.,  S.  33. 

4 a.  a.  O.,  S.  34. 
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des  Tuns,  durch  welches  er  sterben  will,  fordern 
kann.  „Wenn  Jemand  darin  eingewilligt  hat“,  sagt 
er,  „dass  ein  anderer  ihn  erschiesst,  dann  darf  dieser 
ihn  nicht  erhängen  oder  ertränken.“  So  meinen  auch 
Jeselsohn,1  Ortmann2  und  Andere,  dass  nur  die  pünkt- 
liche Erfüllung  des  Wunsches  des  Getöteten  die  An- 
wendung des  § 216  zur  Folge  haben  kann,  widrigen- 
falls die  des  § 211. 

Es  werden  sich  im  Leben  schwerlich  Fälle  finden, 
wo  ein  Mensch,  dem  das  Leben  zur  Last  geworden 
ist,  den  Tod  nur  von  einer  bestimmten  Art  verlangen 
wird.  Und  nun,  wenn  ein  Arzt  wirklich  durch  das 
Verlangen  eines  hoffnungslosen  Kranken  zur  Tötung 
bestimmt  wurde,  so  würde  er  dann  ein  schwereres 
Verbrechen  begehen,  wenn  er  nicht  das  gewünschte, 
sondern  ein  anderes  Mittel  anwenden  würde,  um  den 
Tod  leichter  eintreten  zu  lassen? 

Es  wird  gefordert,  dass  zwischen  dem  Verlangen 
und  der  Tötung  eine  zeitliche  Kontinuität  herrsche, 
ein  unmittelbarer  Zusammenhang  bestehe. 3 Wenn 
ein  gewisser  Zeitraum  abgelaufen  ist,  nach  dem  es 
nicht  anzunehmen  ist,  dass  der  Täter  sich  in  einem 
effektiven  Zustande  des  Mitleides  sich  befindet,  so 
kann  man  den  § 216  nicht  zur  Anwendung  bringen. 
Die  Vornahme  zur  Ausübung  der  Handlung  muss 
unmittelbar  nach  dem  geäusserten  Verlangen  ange- 
fangen werden.  Nur  dann  wird  man  sicher  sagen 
können,  dass  der  Täter  durch  das  dringende  Ver- 
langen des  Getöteten  bestimmt  wurde,  dass  er  im 
Affekte  handelte.  Es  ist  nicht  genügend,  dass  der 
Verlangende  sein  früher  irgendwann  geäussertes  Ver- 
langen nicht  zurückgerufen  hat.  Hier  sind  sehr  richtig 
die  Worte  Kesslers:4  ,,Es  gibt,  streng  genommen, 

1 a.  a.  O.,  S.  44. 

2 a.  a.  O.,  S.  109.  Vergl.  Selckmann,  S.  45. 

3 Holtzendorff,  III,  a.  a.  O.,  S.  447.  Jeselsohn,  a.  a.  O.,  S.  43. 
Breithaupt,  a.  a.  O.,  S.  32. 

4 a.  a.  O.,  S.  110. 
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weder  einen  Widerruf  noch  eine  Fortdauer  der  ersten 
Einwilligung,  sondern  nur  einen  einzigen  Akt  der 
Einwilligung  im  Momente  der  Handlung. 1 

1 Einen  lebhaften  Streit  hat  die  Frage,  ob  der.  Tatbestand  des 
§ 216  einen  priviligierten  Fall  des  Mordes  oder  Totschlages  darstellt, 
hervorgernfen.  Die  Frage  hat  eine  grosse  praktische  Bedeutung  für 
die  Entscheidung  der  Frage  der  Bestrafung  des  Versuches  bei  Tötung 
auf  Verlangen. 

Wenn  der  § 216  ein  priviligierter  Fall  des  Mordes  oder  Tot- 
schlages und  deshalb  ein  Verbrechen  ist,  so  ist  der  Versuch  laut  § 43 
Ab.  1 strafbar.  Aber  wenn  der  § 216  als  selbstständiges  Vergehen 
zu  verstehen  ist,  so  ist  der  Versuch  nach  § 43  Ab.  2 unstrafbar,  weil 
das  Gesetz  die  Bestrafung  des  Versuches  bei  der  Tötung  auf  Verlangen 
nicht  vorausgesehen  hat.  Zugunsten  desjenigen,  dass  der  § 216  ein 
delictum  sui  generis  darstellt,  spricht  zuerst  seine  Stellung  im  System 
des  RStGB.  In  der  Reihe  der  gesetzlichen  Bestimmungen  von  Ver- 
brechen und  Vergehen  wider  das  Leben,  nimmt  die  erste  Stelle  der 
Mord  — § 211,  welcher  keine  milderen  Umstände  zulässt.  Dann  folgt 
der  Totschlag  — § 212;  §§  213,  214,  215  sehen  die  Schuld  mildernde 
und  die  Schuld  erhöhende  Umstände  voraus,  nach  dem  folgt  der  § 216, 
welcher  von  Tötung  auf  Verlangen  spricht,  und  zuletzt  folgt  der 
Kindesmord  als  delictum  sui  generis.  Wenn  der  § 216  als  einziger 
zum  § 211  mildernder  Umstand  wäre,  so  hätte  er  nach  dem  § 211 
unmittelbar  folgen  müssen.  § 216  kann  auch  nicht  als  mildernder 
Umstand  zum  § 212  betrachtet  werden,  weil  der  § 213  mildernde  Um- 
stände voraussieht,  die  auch  auf  den  Totschlag  angewendet  werden 
können.  Es  ist  auch  ausgeschlossen,  dass  der  § 216  zu  zwei  Paragraphen 
211  und  212,  die  verschiedene  Tatbestände  darstellen  als  mildernder 
Umstand  erscheint.  (Pollack,  a.  a,  O.,  S.  23 ; Kahle,  a.  a.  O.,  S.  19  ; 
Jeselsohn,  a.  a.  O.,  S.  29).  Zugunsten  der  Ansicht,  dass  der  § 216  ein 
delictum  sui  generis  darstelle,  sprechen  die  Vorgänge  bei  den  Ver- 
handlungen im  Reichstage  bei  Beratung  des  § 216.  Die  Anträge,  die 
Lasker  und  Schwarze,  die  in  der  Tötung  eines  Ein  willigenden  einen 
Strafmilderungsgrund  ansehen  wollten,  waren  abgelenkt,  nachdem  der 
Berichterstatter  Evelt  sehr  wichtige  Gründe  vorgeführt  hat  für  die 
Konstruierung  eines  besonderen  Delikts  (Stenograph.  Berichte  des 
Reichstags  des  Norddeutschen  Bundes  Bd.  II.  S.  660).  Er  äusserte  die 
Befürchtung,  dass  wenn  man  die  Tötung  auf  Verlangen  nicht  als  Tat- 
bestand eines  eigenens  Vergehen  hinstelle,  so  rufe  man  die  alte  Contra- 
verse,  die  von  den  Kriminalisten  so  vielfach  besprochen  worden,  wieder 
wach,  ob  nicht  in  diese  Handlung  eine  Beihilfe  zum  Selbstmorde  zu 
erblicken  sei.  Und  dann  entsteht  die  Befürchtung,  dass  man  die  Tötung 
eines  Verlangenden  als  Beihilfe  zum  Selbstmord  betrachtet  möglicher- 
weise freisprechen  wird.  Evelt  hat  den  Vorschlag  gemacht,  die 
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Bestritten  ist  das  Verhältnis  zwischen  dem  § 216 
und  § 213.  Begeht  Jemand  die  Tötung  eines  Menschen 
beim  Vorliegen  von  mildernden  Umständen,  so  kann 
die  Strafe  laut  § 213  bis  6 Monat  Gefängnis  herab- 
gesetzt werden,  der  § 216  setzt  die.  minimale  Strafe 
auf  3 Jahre  Gefängnis  fest.  Einige  Schriftsteller,  im 
§ 216  ein  delictum  sui  generis  erblickend,  finden  es 
für  unmöglich,  den  § 213  auf  den  Fall,  wo  bei  Tötung 
auf  Verlangen  auch  andere  mildernde  Umstände  vor- 
liegen, anzuwenden.  Wenn,  sagt  man,  der  § 216  auch 
dann  seine  Anwendung  findet,  wo  der  § 215  statt- 
finden müsste,  so  ist  es  eine  logische  Folge,  dass 

Tötung  auf  Verlangen  als  stelbständiges  Vergehen  zu  konstruieren. 
Nachdem  wurden  die  von  Lasker  und  Schwarze  gestellten  Anträge 
abgelehnt. 

Stellt  der  § 216  ein  delictum  sui  generis  dar,  so  ist  der  Versuch 
bei  Tötung  auf  Verlangen  laut  § 43  in  Verbindung  mit  § 1 Abs.  2 
des  RStGB.  eine  straflose  Handlung. 

Aber  wie  besteht  die  Sache,  wenn  ein  Versuch  der  Tötung  auf 
Verlangen  mit  schwerer  Körperverletzung  endete?  Das  Reichsgericht 
(Entscheid.  Bd.  2,  S.  442 ; Bd.  24,  S.  369 ; Bd.  28,  S.  200),  erkannte  die 
Strafbarkeit  der  Körperverletzungen,  die  bei  dem  Versuche  der  Tötung 
eines  Verlangenden  zustande  kamen,  an.  Es  geht  von  jenem  Stand- 
punkte aus,  dass  die  Körperverletzung  kein  notwendiger  Tatbestand 
der  versuchten  Tötung  ist  und  darum  nichts  im  Wege  steht,  die  in  dem 
vorliegenden  Versuche  enthaltene  Körperverletzung  als  vollendete  Tat 
in  Betracht  zu  ziehen.  Sie  ist  für  strafbar  zu  halten.  Das  Reichs- 
gericht meint,  dass  die  bei  dem  Versuche  zugefügte  Körperverletzung 
den  objektiven  und  subjektiven  Tatbestand  der  vorsätzlichen  Körper- 
verletzungen verwirklicht,  den  subjektiven  insofern,  als  derjenige,  der 
-den  Vorsatz  zu  töten  habe  mit  Notwendigkeit  auch  den  Vorsatz  zu 
verletzen  haben  müsse. 

Wenn  keine  versuchte  Tötung  bei  Verlangen,  wie  es  richtig 
Breithaupt  bemerkt,  sein  kann,  so  bald  dem  Verlangenden  hierbei  eine 
Verletzung  zugefügt  worden  ist,  so  dürfte  man  unter  gleicher  Voraus- 
setzung auch  keine  versuchte  Tötung- wider  den  Willen  geben,  sondern 
es  müsse  dieselbe  bei  stattgehabter  Verletzung  stets  eine  beabsichtigte 
vollendete  Körperverletzung  sein.  Weiter  würden  wir  in  der  Praxis 
folgendes  Missverständnis  treffen.  Der  Versuch  bei  einem  Verbrechen, 
das  unter  den  § 216  fiele,  würde  strenger  als  das  vollendete  Verbrechen 
bestraft  werden.  Es  sind  Fälle  denkbar,  wo  der  Versuch  keine  Körper- 
verletzung nach  sich  zieht.  Solche  Versuche  müssten  straflos  bleiben. 
So  z.  B.  wenn  der  Täter  durch  Gift  zu  töten  beabsichtigte  und  das 
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er  auch  da  Platz  greifen  muss,  wenn  auch  sonstige 
mildernde  Umstände  vorhanden  sind. 

Unseres  Erachtens  gibt  es  keinen  Widerspruch 
zwischen  § 213  und  § 216.  Wenn  bei  Tötung  auf 
Verlangen  keine  anderen  mildernden  Umstände  vor- 
handen sind,  so  fällt  das  Verbrechen  unter  den  § 216. 
Aber  wenn  die  Tötung  eines  Menschen  unter  solchen 
Umständen  begangen  wird,  bei  welchen  der  Richter 
den  § 213  anwenden  würde,  so  wird  ihn  freilich  der 
Wortlaut  des  § 216  nicht  hindern  Das  Vorliegen 
eines  Verlangens  festsetzend,  hat  noch  der  Richter  zu 
untersuchen,  ob  noch  andere  Umstände  vorhanden 

Gift  nicht  wirkte.  In  einem  Falle  sollte  der  Versuch  strafbar  sein, 
im  zweiten  straflos  bleiben. 

Beabsichtigt  Jemand  beim  Vorliegen  von  Bedingungen,  die  im 
§ 216  vorausgesehen,  eine  Tötung  zu  begehen  und  die  Tötung  nicht 
gelingt,  aber  eine  Körperverletzung  zur  Folge  hat,  so  haben  wir 
juristisch  nur  einen  Versuch  auf  Tötung,  eine  Verwirklichung  der 
Merkmale  des  § 43  vor  uns.  Niemals  gibt  es  eine  Idealkonkurrenz 
zwischen  Mord  resp.  Totschlag  und  vorsätzlicher  Körperverletzung, 
weil  die  letztere  ein  integrierender  Bestandteil  des  Tatbestandes  des 
Mordes  resp.  Totschlages  ist. 

Der  § 216  setzt  einen  dolus  auf  Zufügung  der  Tötung  voraus. 
Beim  Versuche  zn  einer  Verwirklichung  haben  wir  niemals  eine  vor- 
sätzliche Körperverletzung  sondern  nur  eine  versuchte  Tötung.  Kahle 
(S.  17)  meint,  dass  man  seine  Vorstellungen  auf  Tötung  allein  nicht 
beschränken  kann.  Wer  den  Tod  zufügen  will,  der  muss  auch  das 
Zufügen  von  einer  Körperverletzung,  die  dem  ersten  vorausgeht,  wollen. 
Man  kann  nicht  ein  Ende  ohne  Anfang  ausführen.  ,,Der  Vorsatz  muss 
notwendigerweise  sich  auf  dieses  Zwischenstadium  erstrecken“.  Der 
Tötende  wollte  die  Körperverletzung,  und  sogar  solche,  die  den  Tod 
herbeizuführen  imstande  wäre. 

Aber  der  Täter  hat  im  gewöhnlichen  Falle,  wie  Belling  es  richtig 
meint  (Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafwissenschaft  Bd.  18,  S.  285.  So 
auch  Frank  Anm.  3 § 216,  anders  Selckmann  a.  a.  O.,  S.  70),  wo  es 
sich  um  Befreiung  eines  Unglücklichen  von  Leiden  handelt,  gar  nicht 
die  Absicht  noch  mehrere  Leiden  zuzufügen.  Wenn  er  die  Vorstellung 
hätte,  dass  seine  Handlung  nur  mit  Körperverletzung  endigen  wird, 
so  hätte  er  gewiss  seine  Handlung  nicht  vorgenommen.  Es  ist  daher 
unrichtig  den  Tötungs vorwurf  als  das  , majus“,  die  Körperverletzung 
als  das  „minus  ‘ zu  betrachten.  Der  Versuch  bei  Tötung  auf  Ver- 
langen nach  dem  geltenden  R,echt  muss  straflos  bleiben. 
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sind,  die  die  Strafe  von  3 Jahren  Gefängnis^  auf 
6 Monate  herabsetzen  könnten.  Wenn  es  solche 
gäbe,  so  werden  sie  ohne  Zweifel  in  Betracht  ge- 
zogen werden. 

Wir  haben  gesehen,  unter  welchen  strengen  Be- 
dingungen die  Tötung  eines  Menschen,  wenn  auch 
auf  das  von  ihm  gegebene  Verlangen,  eine  mildere 
Strafe  verdienen  kann. 

Das  Recht  auf  willkürliche  Verfügung  über  das 
eigene  Leben  ist  dem  Einzelnen  nicht  gegeben. 

Die  Tötung  eines  Einwilligenden  ist  fast  immer 
und  überall  als  Verbrechen  betrachtet  worden,  was 
wir  im  Nachfolgenden  sehen  werden. 


III.  Geschichtliches. 

Schon  in  der  Bibel  finden  wir  Fälle,  wo  die 
Tötung  eines  Ein  willigenden  mit  Strafe  belegt  worden 
war.  So  befiehlt  David,  den  amalesischen  Jüngling, 
der  Saul  auf  seine  Bitte  getötet  hat,  zu  töten.1  Die 
Erklärung,  dass  die  Strafe  eingetreten  ist,  weil  Saul 
ein  Gesalbter  gewesen  ist,2  spricht  nicht  dagegen, 
dass  die  Tötung  der  Ein  willigenden  überhaupt  straf- 
bar sein  könnte. 

Wie  das  Römische  Recht  sich  zur  Tötung  der 
Einwilligenden  verhielt,  kann  man  nicht  mit  Sicherheit 
aus  den  Quellen  entnehmen.  Sie  sprechen  meist  von 
der  Tötung  der  Herren  durch  den  Sklaven.  Aber 
der  Umstand,  dass  die  Sklaven  nicht  nur  bestraft 
worden  waren  , sondern  sogar  von  Manchen  gelobt 
wurden,  spricht  weder  für  noch  gegen  die  Straf- 
barkeit der  Tötung  eines  Einwilligenden.  Die  Sklaven 
sind  Sachen,  sie  erfüllen  nur  den  Befehl  des  Herrn.3 
Der  Dominus  konnte  nach  seinem  Belieben  über  den 

1 II.  Samuelis  1,  14. 

2 Vergl.  Wiemann,  a.  a.  O.,  S.  6.  Pollack,  a.  a O.,  S.  15. 

3 So  Hartmann,  a.  a.  O.,  S.  701,  anders  Bjeithaupt,  a.  a.  O., 
S.  8;  vergl.  Jeselsohn,  a.  a.  O.,  S.  13. 
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Sklaven  verfügen,  wie  über  jeden  Gegenstand  seines 
Vermögens. 

Aus  jenem  Umstand,  dass  der  Selbstmord  nicht 
mit  Strafe  belegt  war,  entnimmt  man,  dass  die  Tötung 
eines  Ein  willigenden  straflos  war.  Viele  begründen 
mit  Unrecht  die  Ansicht  der  Strafbarkeit  der  Tötung 
eines  Ein  willigenden  auf  dem  Satze  „volenti  non  fit 
injuria“,  der  von  Ulpian  ausgesprochen  wurde.  Ulpian 
sagt  i1  „usque  adeo  autem  injuria,  quae  fit  liberis  nostris, 
nostrum  pudorem  pertingit,  ut  etiam,  si  volentem  filium 
quis  vendiderit,  patri  suo  quidem  nomine  compledat 
injuriarum  actio  filii  vero  nomine  non  compedit,  quia 
nulla  injuria  est,  quae  in  volentem  fiat“. 

Hier  ist  unter  „injuria“  eine  Beleidigung  zu  ver- 
stehen.  Ein  Kind  durch  eine  Handlung  zu  beleidigen, 
zu  welcher  es  einge willigt  hat,  ist  unmöglich.  Wie 
wir  oben  dargetan  haben,  ist  „wider  den  Willen“  das 
notwendige  Moment  für  die  Entstehung  der  Be- 
leidigung. Das  Kind  ist  nicht  gekränkt,  aber  per- 
tingit pudorem  nostrum,  das  Ehrgefühl  des 
Vaters  ist  verletzt.2 

Es  ist  schwer  zu  glauben,  dass  die  Tötung  eines 
Einwilligenden  als  etwas  Harmloses  betrachtet  wurde. 
Der  Eid  des  Hippokrates:  „Ich  schwöre,  dass  ich 
keinen , auch  nicht  auf  seine  Bitten , eine  tödliche 
Arzenei  reichen,  noch  dazu  raten  werde“,  weist  darauf 
deutlich  hin,  dass  die  Tötung  eines  Einwilligenden, 
auch  bei  sehr  beachtenswerten  Umständen  als  Un- 
recht betrachtet  wurde. 

Das  kanonische  Recht,  das  den  Selbstmord  auf 
grund  des  Verbotes  — „Du  sollst  nicht  töten“  ver- 
warf, dass  in  der  Tötung,  die  auch  in  Notwehr 
erfolgt  ist,  ein  Verbrechen  sah,  konnte  nicht  in  der 
Tötung  eines  Ein  willigen  den  eine  rechtmässige  Hand- 

1 L.  I § 5 de  injur.  47,  17. 

2 Vergl.  Hess,  a.  a.  O.,  S.  53/56.  Dohna,  a.  a.  O.,  S.  145. 
Insbesondere  Hartmann,  a.  a.  O.,  S.  702. 
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lung  erblicken.  Wenn  der  Täter  sogar  aus  denkbar 
besten  Motiven  gehandelt  hat,  so  äussert  sich  doch  in 
dem  Resultat  eine  schwere  Sünde,  — eine  Handlung, 
die  sich  mit  dem  sittlichen  Gefühle  schwer  versöhnen 
kann.  Vergiessen  von  Blut  privata  potestate  ist 
immer  ein  Verstoss  gegen  Gottes  Gebot. 

Tn  den  Volksrechten  der  älteren  Germanen  ist  die 
Tötung  eines  Einwilligenden  nirgends  erwähnt.  In 
der  Verletzung  über  wog  die  Idee  der  Verletzung  der 
Person.  Die  Strafe  war  als  Rache  aufgefasst,  die 
Genugtuung  dem  Verletzten  zu  gewähren  hatte.  Wenn 
die  Tötung  mit  dem  Willen  des  Getöteten  erfolgte, 
so  konnte  nicht  von  einer  Rache  die  Rede  sein.  Die 
Verwandten  konnten  den  Verlust  bedauern,  aber  nicht 
Rache  nehmen. 

Erst  die  neueren  deutschen  Gesetzbücher  enthalten 
Bestimmungen  eines  Einwilligenden.  Zumeist  tritt 
eine  mildere  Strafe  als  bei  gewöhnlicher  Tötung  ein. 

Das  ,, Allgemeine  Landrecht  für  die  Preussischen 
Staaten“  enthält  in  seinem  Titel  XX  § 834  eine 
positive  Bestimmung  über  die  Tötung  eines  Ein  willi- 
genden: ,,Wer  einen  Anderen  auf  dessen  Ver- 
langen tötet,  oder  ihm  zum  Selbstmorde  behilflich 
ist,  hat  6 — 10  jährige,  und  bei  einem  überwiegen- 
den Verdacht,  den  Wunsch  nach  dem  Tode  bei 
dem  Getöteten  veranlasst  zu  haben,  lebenslängliche 
Festungs-  oder  Zuchthausstrafe  verwirkt.“  Ähnliche 
Bestimmmungen  enthalten  die  Strafgesetzbücher  von 
Hessen  (1841),  Art.  257;  Nassau  (1849),  Art.  250; 
Lübeck,  Art.  145 ; die  Sächsischen  Gesetzbücher  von 
1838,  Art.  125;  1855,  Art.  157;  1868,  Art.  157.  Diese 
letzte  Bestimmung  ist  in  das  Reichsstrafgesetzbuch 
übergegangen  Das  Kriminalgesetzbuch  für  das  Her- 
zogtum Braunschweig  vom  10.  Juli  1840  und  zugleich 
für  das  Fürstentum  Lippe-Detmold  vom  18.  Juli  1843 
im  § 147  bestimmt:  „Ist  der  Täter  durch  das  aus- 
drückliche und  ernstliche  Verlangen  des  Getöteten 
zur  Tötung  bestimmt  worden,  so  ist  auf  Gefängnis 
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nicht  unter  einem  Jahr  und  falls  der  Entleibte  ein 
Totkranker  oder  tötlich  Verwundeter  war,  auf  Ge- 
fängnisstrafe von  3 Monaten  bis  1 Jahr  zu  erkennen.“ 
Ähnliche  Bestimmungen  geben  die  Gesetzbücher  von 
Württemberg  vom  1.  März  1839,  Art.  239;  Baden 
1845,  § 207,  Hamburg,  Art.  120  und  Thüringen  § 120. 
Das  letztere  lautet:  „Ist  der  Täter  durch  das  aus- 
drückliche und  ernstliche  Verlangen  des  Getöteten 
zur  Tötung  bestimmt  worden,  so  ist  auf  Arbeitshaus 
bis  zu  4 Jahren,  und  wenn  die  Tötung  auf  solches 
Verlangen  eines  Totkranken  oder  einer  tötlich  ver- 
wundeten Person  geschehen  ist,  auf  Gefängnisstrafe 
von  4 Wochen  bis  zu  3 Jahren  zu  erkennen.“ 

Nicht  erwähnt  wird  die  Tötung  eines  Ein  willigen- 
den in  dem  Kriminalgesetzbuche  für  das  Königreich 
Hannover  vom  8.  August  1840,  im  Strafgesetzbuche 
für  die  Herzogi.  Oldenburgischen  Länder  vom  10.  Sep- 
tember 1858.  Das  Bayerische  Strafgesetzbuch  von 
1813  legt  der  Einwilligung  keine  Wirkung  bei.  Im 
Art.  123  finden  wir  folgendes:  „Von  Erlaubnis  der 
Beschädigten.  Eine  unter  Strafe  verbotene  Handlung 
wird  wegen  einer  von  dem  Beschädigten  dazu  erteil- 
ten stillschweigenden  oder  ausdrücklichen  Erlaubnis 
weder  straflos  noch  im  minderen  Grade  strafbar.“ 

Unter  den  Strafgesetzbüchern  der  Gegenwart 1 
geben  die  Gesetzbücher  der  Staaten  Griechenland, 
Serbien,  Schweden,  Russland,  Italien,  Frankreich, 
Belgien,  Luxemburg  und  Monaco  keine  besonderen 
Bestimmungen  über  die  Tötung  eines  Ein  willigenden. 
Sie  betrachten  sie  als  gewöhnliche  Tötung.  Erwähnt 
ist  die  Einwilligung  in  den  Gesetzen  Englands  und 
der  englischen  Kolonialstaaten  mit  Ausnahme  von 
Indien  und  Sudan. 

Das  Brasilianische  Gesetz  von  1890,  Art.  26,  er- 
wähnt allgemein  die  Einwilligung ; es  wird  ihr  jedoch 

1 Siehe  insbesondere  Gerland  „Selbstverletzung  und  die  Ver- 
letzung eines  Einwilligenden“  in  den  Vergl.  Darstell,  d.  Deutsch,  und 
Ausländ.,  Allgemeiner  Teil  Bd.  II. 
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jede  Bedeutung  abgesprochen  mit  Ausnahme  der  Fälle, 
die  ausschliesslich  nur  auf  Antrag  verfolgt  werden 
können.  Die  meisten  Gesetzgebungen  bestrafen  die 
Tötung  auf  Verlangen  milder  als  Mord  und  Totschlag. 

Das  Österreichische  Strafgesetzbuch  (1897)  bestraft 
die  Tötung  auf  Verlangen  mit  6 Monaten  Gefängnis, 
das  geltende  Russische  Recht  bestraft  die  Tötung  auf 
Verlangen  wie  die  gewöhnliche  Tötung.  Der  Entwurf 
von  1903  Art.  460  bestimmt  eine  mildere  Strafe  für 
den  Fall,  wenn  die  Tötung  auf  das  beharrliche  Ver- 
langen des  Getöteten  und  aus  Mitleid  zu  ihm  erfolgte. 

Bulgaren  (Art.  251)  setzt  für  die  Tötung  auf  be- 
harrlichen Wunsch  eine  Strafe  bis  zu  3 Jahren,  für 
die  Tötung  aus  Mitleid  dagegen  eine  weit  geringere 
Strafe  von  Gefängnis  unter  3 Monaten. 

Japan  im  Art.  320  stellt  die  Tötung  auf  Verlangen 
der  Teilnahme  am  Selbstmorde  gleich. 

Das  Gesetz  von  Norwegen  bestimmt:  ,,Ist  mit 
seiner  Einwilligung  Jemand  getötet  oder  ihm  eine 
schwierige  Körperverletzung  oder  Gesundheitsbeschä- 
digung zugefügt  worden,  oder  hat  Jemand  aus  Mit- 
leid einen  hoffnungslosen  Kranken  des  Lebens  be- 
raubt oder  dazu  mitgewirkt,  so  kann  die  Strafe  unter 
das  sonst  angedrohte  Mindestmass  auf  eine  mildere 
Strafe  herabgesetzt  werden. 

Spanien  bestimmt  im  Gesetz  (1870)  Art.  421  Satz  2 
folgendes:  „Wenn  seine  Hilfe  jedoch  soweit  geht,  dass  er 
selbst  demselben  den  Tod  gibt,  so  wird  er  mit  Zuchthaus 
von  12-20  Jahren  bestraft.  Die  gleiche  Vorschrift  hat  Por- 
tugal (1354).  Die  Tötung  auf  Verlangen  wird  als  Beihilfe 
zum  Selbstmorde  betrachtet.  Mildere  Bestrafungen  ent- 
halten die  Gesetzbücher  von  Metzger  (Art.  559),  Nieder- 
lande (239),  Dänemark  (§  196)  und  Ungarn. 

Code  penal  enthält  keine  besondere  Bestimmung 
über  Tötung  eines  Ein  willigenden.  Infolgedessen 
fassen  die  französischen  Gerichte  die  Tötung  auf 
Verlangen  als  gewöhnliche  Tötung  auf. 
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